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GELEITWORT DER  
MINISTERIN FÜR KULTUS, 
JUGEND UND SPORT  
BADEN-WÜRTTEMBERG

Die Welt befindet sich in einer Zeit großer Unsicherheit. Ver-
meintliche Gewissheiten stehen plötzlich in Frage. Der russische 
Angriffskrieg in der Ukraine hält uns vor Augen, dass Frieden, 
Sicherheit und Demokratie alles andere als Selbstverständlich-
keiten sind. Zur „Zeitenwende“ gehört es, dass wir diskutieren 
und streiten, wie wir diese Werte für uns bewahren können und 
welcher Beitrag nötig ist, um sie dort wiederherzustellen, wo sie 
durch Gewalt und menschenfeindliche Ideologien verletzt wer-
den.

Es ist gut, wenn wir uns intensiv mit diesen Fragen ausein-
andersetzen, weil darin auch die Chance liegt, dass wir uns un-
serer Werte und demokratischen Überzeugungen neu vergewis-
sern. Dieser Prozess mag Anstrengungen kosten, aber er stiftet 
eine gemeinsame Basis für Zusammenhalt und Einigkeit. Das 
zeigt der Blick auf die Europäische Union und die NATO, das gilt 
aber auch für den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft.   

Die Sorge um den Frieden und die Zukunftsfähigkeit bewegt 
junge Menschen in besonderer Weise. Die Schule kann und soll 
dabei einen Raum bilden für ihre Fragen und Einschätzungen, 
ihre Empfindungen und Forderungen. Unverzichtbar für diese 
Aufgabe sind zuverlässige Informationen und altersgerechte 
Unterrichtsmaterialien, wie sie die vorliegende Ausgabe von 

"Deutschland und Europa" versammelt. 

Das Heft bildet die vielfältigen Herausforderungen ab, die mit 
der „Zeitenwende in der Friedens- und Sicherheitspolitik" ein-
hergehen. Dabei werden kontroverse Positionen aufgezeigt und 
mögliche Folgen für eine künftige Weltordnung thematisiert. 

Die Beiträge und Materialien in diesem Heft unterstreichen, 
dass Friedensbildung und sicherheitspolitische Bildung ge-
meinsam gedacht werden müssen. Beide weisen in Bezug auf 
ihre Wertebasis große Schnittmengen auf und beiden gemein-
sam ist das Ziel, Konflikte unter Wahrung der Menschenrechte 
einer friedlichen Bearbeitung zuzuführen.

VORWORT DER 
HERAUSGEBER

Der Angriff Russlands auf die Ukraine hat etablierte Gewiss-
heiten erschüttert, was nicht zuletzt auch die politische Bildung 
tangiert. Die Friedensordnung, wie wir sie in Europa kennen, 
wurde zerstört, grundsätzliche völkerrechtliche Prinzipien mit 
Füßen getreten.

Jahrelang ging man auch in der politischen Bildung davon 
aus, dass die ökonomische Verflechtung zwischen Nationen Si-
cherheit gewährleisten wird. Auch vertrat man die Annahme, 
dass dadurch nicht nur marktwirtschaftliche Kräfte gestärkt, 
sondern so auch eine Öffnung hin zu Demokratie und Rechts-
staatlichkeit erfolgen werde. Unumgängliche politische Konflik-
te würden in einem solchen Kontext der gegenseitigen Abhän-
gigkeit mit Diplomatie gelöst werden können. Doch spätestens 
mit der „Zeitenwende“ durch die russische Invasion erwies sich 
dies als Illusion, weshalb nun auch in Europa wieder verstärkt 
geopolitische sowie militärische Fragen auf der Agenda stehen.

Das vorliegende Heft von "Deutschland und Europa" analysiert 
diese „Zeitenwende in der Friedens- und Sicherheitspolitik?“. In 
den wissenschaftlichen Beiträgen steht die weit über die Tages-
aktualität hinausgehende Frage nach der künftigen Weltord-
nung im Mittelpunkt, die anhand wichtiger Akteure wie den 
USA, China sowie Deutschland und Europa kontrovers disku-
tiert wird. Es bietet jedoch auch eine Perspektive des globalen 
Südens, die zeigt, dass Kriege weltweit verbreitet sind und der 
Krieg in der Ukraine eher ein Ausdruck von Kontinuität als ei-
ner Zeitenwende ist. Daneben beinhaltet das Heft auch eine Vor-
stellung für eine friedlichere Welt basierend auf einem positi-
ven Friedensbegriff aus Sicht der Friedensbildung.

Somit ergänzt diese Ausgabe von D&E die vielfältigen Ange-
bote der Landeszentrale rund um den Ukraine-Krieg (wie z.B. 
das Ukraine-Dossier), indem sie konkret den Unterricht ab Klas-
se 10 in den Blick nimmt und dafür neben wissenschaftlichen 
Beiträgen wieder eine Vielzahl an didaktisch aufbereiteten Ma-
terialien bereithält.

Lothar Frick und Sibylle Thelen
Direktion, Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg

Ralf Engel
Chefredakteur von  
„Deutschland & Europa“

Theresa Schopper
Ministerin für Kultus, Jugend und Sport  
Baden-Württemberg
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Zwar wird wegen des Krieges in der Ukra-
ine Sicherheit wieder stärker militärisch 
definiert, doch angesichts der komplexen 
Zusammenhänge sollen hier vier Dimensi-
onen der Zeitenwende angedeutet werden, 
die auch dem vorliegenden Heft zugrunde 
liegen.

VIER DIMENSIONEN  
DER ZEITENWENDE
Der politische Bereich ist gleichzeitig auch 
der umfassendste: Der Krieg zwischen Na-
tionen meldet sich in Europa wieder zurück 
und stellt eine Zäsur in der (Außen-)Politik 
sowie den internationalen Beziehungen 
dar. Während nach dem Ende des Ost-West-
Konfliktes vor allem Länder in Europa, allen 
voran Deutschland, die Friedensdividende 
einstrichen und durch immer engere öko-
nomische Verflechtung sowie multilaterale 
Institutionen die Sicherheit garantiert 
schien, steht seit dem Einmarsch Russ-
lands wieder die Konfrontation zwischen li-
beralen Demokratien und autoritären Regi-
men im Mittelpunkt der Politik: In der 
Wahrnehmung des Westens hat die Null-
summe die Win-Win-Situation abgelöst.

Ganz im Sinne der realistischen Schule 
rückt die (nukleare) Abschreckung verbun-
den mit militärischer Aufrüstung somit wie-
der in den Mittelpunkt strategischen Den-
kens. Gerade auch Deutschland könne sich 
dieser Logik nicht entziehen und müsse aus 
der Tatsache, dass die russische Außenpoli-
tik zusehends aggressiver und revisionisti-
scher wurde, die überfälligen sicherheitspo-
litischen Konsequenzen ziehen, so Herfried 
Münkler in seinem Beitrag in diesem Heft. 
Dies deckt sich mit den Einsichten Ulrich 
Menzels (vgl. auch den LpB-Podcast „POLI-
TISCH BILDET“ mit Ulrich Menzel), der in 
seinem theoretischen Grundlagentext her-
vorhebt, „dass in der Phase des hegemonia-
len Übergangs die Anarchie der Staatenwelt“ 
mit all den damit verbundenen Gefahren zu-
rückkehre. Da die Hoffnungen der institutio-
nalistischen Schule, Konflikte auf der Basis 
von Völkerrecht, Diplomatie etc. zu verre-
geln, enttäuscht wurden, wird Sicherheit in 
dieser anarchischen Umwelt nun wieder 
verstärkt militärisch definiert. Dies kann 
man z. B. auch daran erkennen, dass die rus-
sische Invasion geradezu ein Jungbrunnen 

für die NATO ist, die, weit davon entfernt, 
„hirntot“ zu sein, gerade eine Renaissance 
erlebt, was nicht nur die Aufnahmeanträge 
Schwedens und Finnlands belegen. Durch 
die neue Bedrohungslage scheinen sich die 
zentrifugalen Kräfte im Westen zumindest 
vorübergehend abzuschwächen, zumal auch 
in Asien der Westen seine Reihen schließt: 
So haben sich die „Spannungen in Chinas 
Nachbarschaft […] weiter verschärft und dazu 
geführt, dass Japan, Südkorea und Indien 
sich weiter den USA zuneigen“ sowie militä-
risch erheblich aufrüsten (Schieritz/Yang 
2023). Stephan Bierling betont in seinem Bei-
trag diese neue Stärke des Westens in der 
Konfrontation mit Russland (und China), wo-
bei er die USA als großen Profiteur der russi-
schen Intervention sieht. 

Julia Hagen widerspricht der Diagnose ei-
ner Rückkehr des zwischenstaatlichen 
Krieges zumindest hinsichtlich langfristi-
ger Entwicklungen, da trotz Rückschlägen 
wie durch den Krieg in der Ukraine eine 
Tendenz zu mehr Frieden und weniger Ge-
walt erkennbar sei. Johannes Varwick 
lehnt eine Militarisierung des Ukraine-
Konflikts ab und fordert stattdessen, den 
Krieg vom Ende her zu denken, wobei er zu 
dem Schluss kommt, dass Waffenlieferun-
gen Gefahr laufen, den Konflikt weiter es-
kalieren zu lassen.

Auffallend ist, dass sich die deutsche Re-
gierung in ihrem Ukraine-Kurs auf eine 
Mehrheit der Bevölkerung (Stand März 
2023) stützen kann. Dies führt uns zur ge-
sellschaftlichen Dimension der Zeitenwen-
de: Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in 
Deutschland eine Kultur der militärischen 
Zurückhaltung gepflegt, die darauf abziel-
te, Konflikte politisch auf multilateraler 
Ebene zu lösen. Seit dem 24.02.2022 sind je-
doch ganz andere Töne zu hören. Gerade 
für große Teile der publizistischen Öffent-
lichkeit scheinen Waffenlieferungen gar 
nicht schnell und umfangreich genug aus-
fallen zu können. Dieser Wandel zeigt sich 
auch in den Einstellungen der Bevölkerung, 
wenn auch nicht so eindeutig. Der ehemals 
pazifistische Diskurs wird seit Februar 2022 
zunehmend von Forderungen überlagert, 
der Ukraine mit (immer stärkeren) Waffen 
zu helfen und auch die eigene Sicherheit 
durch Aufrüstung zu gewährleisten. Natür-

lich waren beide Diskurse schon immer 
vorhanden und wurden bereits von dem 
damaligen Außenminister Joschka Fischer 
anlässlich der Debatte um den Kosovo-
Krieg 1999 zusammengeführt. Er legitimier-
te den ersten deutschen Kriegseinsatz nach 
dem Zweiten Weltkrieg im Rahmen der 
NATO, obwohl kein UN-Mandat vorlag, mit 
den Worten: „Auschwitz ist unvergleichbar. 
Aber ich stehe auf zwei Grundsätzen, nie 
wieder Krieg, nie wieder Auschwitz, nie 
wieder Völkermord, nie wieder Faschis-
mus. Beides gehört bei mir zusammen." 
Doch während damals gerade bei den Grü-
nen noch vehement um die richtigen Maß-
nahmen gestritten wurde, scheinen kriti-
sche Stimmen heute lediglich von den 
politischen Rändern zu kommen.

Die Zeitenwende hat darüber hinaus unver-
kennbar auch eine ökonomische Dimensi-
on. Man denke nur an den Standortvorteil 
durch das billige russische Gas, von dem 
das deutsche Exportmodell nicht nur in der 
Chemieindustrie profitierte. Während Se-
bastian Hess auf die Auswirkungen des 
Krieges auf die Nahrungsmittelproduktion 
und die Versorgung der Weltbevölkerung 
verweist, die vor allem für Länder im glo-
balen Süden fatale Folgen zeitigt, stellt sich 
für die Länder des Westens (auch) auf die-
sem Feld die Frage: Wie halten wir es mit 
China? Denn „die Volksrepublik China [ist] 
im Jahr 2022 zum siebten Mal in Folge 
Deutschlands wichtigster Handelspartner“, 
wie das Statistische Bundesamt resümier-
te. Dabei ist Deutschland nicht nur stark 
auf chinesische Importe angewiesen, son-
dern auch die Bedeutung Chinas als Ab-
satzmarkt, insbesondere für die Automobil-
industrie, ist nicht zu unterschätzen. 
Ferner hat der von Putin entfachte Ukrai-
ne-Krieg Europa und vor allem Deutsch-
land gezeigt, wohin es führen kann, wenn 
man sich von Autokratien abhängig macht. 
Wie soll man mit der um ein Vielfaches 
größeren Abhängigkeit von China umge-
hen? Während die USA, die in China den 
(künftigen) Rivalen sieht, eine ökonomi-
sche Entflechtung anstrebt, ist man in Eu-
ropa hier viel vorsichtiger: Man will die Ri-
siken zwar vermindern (De-Risking statt 
Decoupling), die ökonomischen Vorteile je-
doch möglichst bewahren und sieht die 
Notwendigkeit, mit China u. a. auf dem Ge-

MEHR GRAUTÖNE WAGEN!
RALF ENGEL

ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

„Wir erleben eine Zeitenwende. Und das bedeutet: Die Welt danach ist nicht mehr dieselbe wie die Welt davor“, laute-
te die Quintessenz der Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz am 27. Februar 2022 – drei Tage nach der 
russischen Invasion in die Ukraine. Neben einem 100-Milliarden-Euro-Sondertopf zur besseren Ausstattung der Bun-
deswehr sowie dem Versprechen, jährlich mehr als zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts in die Verteidigung zu in-
vestieren, kündigte er auch die Lieferung von Waffen an die Ukraine sowie eine sichere Energieversorgung durch Re-
duzierung der Abhängigkeit von Russland an.
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biet des Klimaschutzes zusammenzuarbei-
ten. Doch unabhängig davon, welche Leh-
re man aus dem geplatzten Traum des 
„Wandels durch Handel“ zieht, gilt v. a. für 
die deutsche Wirtschaftspolitik: Soll die 
Schuldenbremse eingehalten werden, wird 
die militärische Aufrüstung nicht ohne 
Einsparungen in anderen Bereichen wie 
der Infrastruktur, beim ökologischen Um-
bau oder im Sozialen zu bewerkstelligen 
sein.

Dies tangiert dann auch die vierte, die öko-
logische Dimension: Es ist durchaus denk-
bar, dass sich der Krieg mittelfristig positiv 
auf die Einhaltung der Klimaziele auswirkt, 
aber nur dann, wenn man die Abhängigkeit 
von russischem Öl und Gas nicht durch 
Lieferungen von fossilen Brennstoffen aus 
anderen Ländern, die ebenfalls keine Mus-
terdemokratien sind, ersetzt. Dann könn-
ten erneuerbare Energien tatsächlich ihr 
Potential als „Freiheitsenergien“ (Finanz-
minister Lindner im Bundestag am 
27.02.2022) entfalten. Doch wenn man be-
denkt, dass das Thema Klimawandel einer-
seits Gefahr läuft, auf der politischen Agen-
da nach unten zu rücken, und andererseits 
konkrete Klimaschutzmaßnahmen in der 
Öffentlichkeit erheblich an Zustimmung zu 
verlieren scheinen, ist Skepsis angebracht.

FAZIT
Zum Abschluss muss die Zeitenwende aus 
Sicht des globalen Südens doch erheblich 
relativiert werden, wie Christof Hartmann 
im vorliegenden Heft betont. Krieg und Ge-
walt sind gerade im subsaharischen Afrika 
weit verbreitet. Auch stoße Putins Krieg 
global keineswegs auf einhellige Ableh-
nung, was mit den doppelten Standards des 
Westens, aber auch mit strategischen Über-
legungen der Staaten des globalen Südens 
zu tun habe. Vielleicht liegt der eigentliche 
Grund für diese unterschiedliche Sichtwei-

se aber auch tiefer: Andreas Reckwitz (2022) 
vermutet, dass der „tiefe Schock des Wes-
tens“ weniger durch „den Bruch des Völker-
rechts, die humanitäre Katastrophe, die 
Denkmöglichkeit einer Eskalation der Ge-
walt bis hin zum Einsatz von Nuklearwaf-
fen“ ausgelöst worden sei, sondern dass 
sich „der seit 1989 herrschende Glaube an 
einen ewigen Fortschritt in der Welt“ als Il-
lusion entpuppt habe. Das westliche Modell 
aus Marktwirtschaft, liberaler Demokratie 
und Rechtsstaat habe sich gerade auch im 
globalen Süden in keiner Weise durchge-
setzt und mit China gebe es nun eine Sys-
temalternative, die wirtschaftliche Ent-
wicklung und autoritäres Regierungssystem 
verbinde. 

Obwohl der Krieg sicherlich nicht weltweit 
als Zäsur gesehen wird und auch die Frage, 
wie darauf zu reagieren ist, durchaus kont-
rovers diskutiert werden muss (vgl. Mood-
le Mo1), steht die Weltgemeinschaft vor der 
zwingenden Frage, welche Rolle China in 
der künftigen Weltordnung einnehmen 
wird und soll. Der Blick auf das Reich der 
Mitte wird dabei von ökonomischen Inter-
essen und Verflechtungen einerseits und 
von Menschenrechtsverletzungen im Inne-
ren sowie militärischer Aufrüstung und ter-
ritorialen Ansprüchen im Südchinesischen 
Meer andererseits bestimmt. Gunter Schu-
bert tritt diesem westlichen Blick auf China 
entschieden entgegen. Indem er die chine-
sische Perspektive beleuchtet, betont er, 
dass China gerade nicht die Konfrontation 
mit den westlichen Demokratien suche, 
sondern auf Ausgleich ausgerichtet sei. 
Fakt ist: Eine Transformation des interna-
tionalen Systems, das der Macht Chinas 
Rechnung trägt, ist unumgänglich. Peking 
hat es in den letzten Jahren verstanden, ge-
rade im globalen Süden Länder um sich zu 
scharen, die von den USA und ihren Ver-
bündeten enttäuscht sind. So agierte China 
als Vermittler zwischen den Erzrivalen 

Saudi-Arabien und Iran, sodass ein Frieden 
im Jemen nun möglich erscheint. Die er-
folgreiche Vermittlerrolle, zu der die USA 
nicht in der Lage waren, wird die globale 
Bedeutung Chinas weiter aufwerten. Dass 
China durchaus bereit ist, auf der internati-
onalen Bühne Verantwortung zu überneh-
men, zeigt auch der Friedensplan für die 
Ukraine, der zwar in den westlichen Haupt-
städten wenig Anklang fand, jedoch Chinas 
Ambitionen unterstreicht.

Dass in der deutschen Öffentlichkeit wie-
der über Krieg und Frieden diskutiert wird, 
ist, abgesehen von dem schrecklichen An-
lass, ein Gewinn. Allerdings wäre es wün-
schenswert, wenn diese Diskussionen we-
niger im Duktus moralischer Überlegenheit 
geführt würden, der im Gegenüber entwe-
der den „Kriegstreiber" oder den „Putin-
Versteher" sieht. Anstelle von marktschrei-
erischen Gewissheiten sollten wir statt- 
dessen Ambivalenzen aushalten, weniger 
Schwarz-Weiß und mehr Grautöne wagen.

LITERATURHINWEISE
Reckwitz, Andreas (2022): Der Opti-
mismus verbrennt, ZEIT ONLINE, 
19.03.2022

Schieritz, Mark/Yang, Xifan (2023): 
Chinas Friedensplan, in: DIE ZEIT 
01.03.2023
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DIE ALTE WELTORDNUNG
Die Weltordnung, wie sie sich nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts darstellte 
und am 11.9.1990 durch den älteren Bush 
als „New World Order“ apostrophiert wurde 
(Menzel 2004), ist im Wesentlichen durch 
zwei Komplexe in Frage gestellt worden. 
Der erste wurde makabererweise ausgelöst 
durch 9/11, den Angriff auf das World Tra-
de Center am 11. September 2001, exakt elf 

Jahre nach der Bush-Rede. „War on Terror“ 
lautete die Antwort auf die Herausforde-
rung der USA, in ihrer epochalen Bedeu-
tung mit der Herausforderung durch die 
Sowjetunion zwischen Sputnik-Schock 
1957 und den 13 Tagen der Kuba-Krise 1962 
vergleichbar. Die Friedensdividende wur-
de gestrichen und die Militärausgaben der 
USA wieder auf das Niveau zu Zeiten des 
Ost-West-Konflikts hochgefahren. Man 
wollte aber nicht nur wie seinerzeit die 
Eindämmung der sowjetischen Expansion 
(Containment), sondern die Eliminierung 
der terroristischen Herausforderer und de-
ren vermeintlicher oder tatsächlicher Un-
terstützer durch einen Regime-Change mit 
militärischen Mitteln. Dies war das eigent-
liche Ziel der Kriege in Afghanistan und 
Irak, aber auch der britisch-französischen 
Intervention in Libyen. Es ist nicht nur 
krachend verfehlt worden, sondern hat im 
Gegenteil zu weltweitem Widerstand in 
der arabisch-islamischen Welt geführt – 
man denke nur an die Taliban, den Islami-
schen Staat und viele andere Terrorgrup-
pen. Der Terrorismus hat sich globalisiert.

Der zweite und wichtigere Komplex resul-
tiert aus dem wirtschaftlichen Aufstieg 

von China. Je nach Berechnungsweise 
wird China 2030/35 wirtschaftlich mit 
den USA gleichgezogen haben. Für das 
Jahr 2049, dem 100. Jahrestag der Grün-
dung der VR China, hat Xi Jinping ange-
kündigt, dass China auch politisch die 
Führung in der Welt übernommen haben 
wird. Derzeit ist es militärisch noch weit 
davon entfernt, auch wenn es über den 
zweitgrößten Militärhaushalt der Welt 
verfügt. Das Rückgrat einer globalen Mi-

litärmacht – Stützpunkte im Ausland, 
Flugzeugträgerflotten und strategische 
U-Boote – ist noch sehr schmal. Offiziell 
bekannt ist nur eine Marinebasis in Dji-
bouti am Eingang des Roten Meeres. In 
Betrieb sind zwei Flugzeugträger sowjeti-
scher Bauart, ein dritter, wesentlich mo-
dernerer, wird erst in zwei Jahren einsatz-

bereit sein. Weitere sind in der Planung. 
Strategische nukleargetriebene U-Boote, 
auf denen Interkontinentalraketen statio-
niert sind, besitzt China gar nicht, son-
dern nur vier kleinere, deren Einsatzge-
biet nicht die Welt, sondern das 
Südchinesische Meer ist. Selbst wenn 
China bei den laufenden Militärausgaben 
vielleicht in 10-20 Jahren mit den USA 
gleichgezogen hat, dauert es viele weite-
re Jahre, um tatsächlich ebenbürtig zu 
werden, weil die amerikanische Überle-
genheit das kumulierte Resultat eines 
langen militärischen Aufbaus ist, dessen 
Beginn bis zum 2. Weltkrieg zurückreicht.

Wir befinden uns also, das macht die Lage 
so komplex, in der Phase des hegemonia-
len Übergangs. Die USA vollziehen einen 
relativen Niedergang, China einen relati-
ven Aufstieg. Wie lange diese Phase dau-
ern wird und wie sie ausgeht, ist ungewiss. 
Entweder schaffen es die USA, sich mit eu-
ropäischer Unterstützung zu behaupten 
und einen dritten Hegemoniezyklus zu be-
ginnen, oder China wird, gestützt auf ande-
re autoritär regierte Länder wie Russland 
und Iran, der künftige Hegemon. Insofern 
geht es um viel mehr, nämlich um die Al-
ternative einer liberalen oder einer autori-
tären Weltordnung. China demonstriert, 
dass Industrialisierung, hohe internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit, wachsender 
Wohlstand und die Herausbildung einer 
Mittelschicht, die es zuvor in China nie ge-
geben hat, mit den Instrumenten des büro-
kratischen Entwicklungsstaates unter au-
toritären Vorzeichen möglich sind. Dies 
widerlegt die Annahme der Modernisie-
rungstheorie, dass Modernisierung nur un-
ter liberalen, d.h. kapitalistischen, Rah-

menbedingungen möglich ist und 
zwangsläufig zu Demokratisierung führt. 
Deshalb ist China so attraktiv für andere 
autoritär regierte und rentenbasierte Län-
der in vielen Teilen der Welt. Anders als 
der Westen mischt es sich nicht in deren 
innere Angelegenheiten ein, wie krass 

ZEITENWENDE – PUTINS KRIEG UND DIE 
ZUKUNFT DER LIBERALEN WELTORDNUNG
ULRICH MENZEL

 INFORMATION 

Rentenbasierte Länder erzielen leis-
tungsloses Einkommen, da sie z.B. 
über Bodenschätze wie Erdöl verfü-
gen.

„Insofern stehen wir sogar vor einer doppelten  
Zeitenwende – bezüglich des Zustands der Welt, wie sie ist, 

und bezüglich der Vorstellungen, wie sie sein soll.“

„Wir befinden uns also […] in der Phase des hegemonialen 
Übergangs. [Es geht] nämlich um die Alternative einer  

liberalen oder einer autoritären Weltordnung.“

ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

Im Jahre 1985 veröffentlichte Jürgen Habermas die Aufsatzsammlung „Die neue Unübersichtlichkeit“. Der Begriff be-
zog sich damals auf die „Krise des Wohlfahrtsstaats und die Erschöpfung utopischer Energien“. Im Jahre 2022 eignet 
sich der Begriff zur Charakterisierung der unübersichtlichen Weltlage. Die Weltordnung, wie sie sich nach dem Ende 
des Ost-West-Konflikts offenbarte, ist durch eine Kaskade von immer neuen Einzelkrisen, von denen Putins Krieg ge-
gen die Ukraine mit seinen Folgen nur die bislang letzte war, insgesamt in die Krise geraten. Mit letzterer werden auch 
die utopischen Vorstellungen in Frage gestellt, die mit den Paradigmen der Lehre von den Internationalen Beziehun-
gen (IB) sowie der Internationalen Politischen Ökonomie (IPÖ) formuliert worden sind, und die darlegen, wie und wa-
rum die Welt nicht mehr von großen Kriegen heimgesucht wird und die Konflikte dieser Welt regelbasiert und nor-
mengeleitet gelöst oder zumindest eingehegt werden können. Insofern stehen wir sogar vor einer doppelten 
Zeitenwende – bezüglich des Zustands der Welt, wie sie ist, und bezüglich der Vorstellungen, wie sie sein soll. Der 
nachfolgende Beitrag soll Orientierung geben in einer unübersichtlichen Welt, will und kann aber nicht prognostizie-
ren, wann und wie eine neue Ordnung der Welt nach der Zeitenwende aussehen wird.
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auch immer die politische Unterdrückung 
und die Verletzung der Menschenrechte 
sein mögen. Konsequenz des hegemonia-
len Übergangs ist, dass die Anarchie der 
Staatenwelt zurückkehrt, weil der alte He-
gemon nicht mehr bereit bzw. in der Lage 
ist, die internationalen öffentlichen Güter 
(s. Abbildung 2, S. 8) zum Nulltarif bereitzu-
stellen, die die Ordnung gewährleisten, und 
der mögliche neue Hegemon noch weit da-
von entfernt und auch nicht bereit ist, die 
amerikanische Rolle zu übernehmen.

DIE KRISENKASKADE  
ALS FOLGE DER  
GLOBALISIERUNG

Wir erleben aber nicht nur eine Krise der 
internationalen Ordnung, sondern auch 
eine Krise der Globalisierung, weil in vie-
len ihrer Dimensionen Kipppunkte er-
reicht wurden (Menzel 2022). Die Nach-
frage nach internationaler Ordnung 
durch Führung ist dadurch dramatisch 
gewachsen und gleichzeitig das Angebot 
von Führung zurückgegangen.

Die erste Krise war die Folge der neuen 
internationalen Arbeitsteilung seit den 
1970er-Jahren, die nicht mehr auf Roh-
stoffe versus Fertigwaren beruhte. Die In-
dustrialisierung in Ost-, Südost- und Süd-
asien hat zur Deindustrialisierung der 
alten Industrieregionen des Westens ge-
führt, euphemistisch als globaler Struk-
turwandel bezeichnet. Seit dem WTO-Bei-
tritt Chinas im Jahre 2001 hat er sich 
beschleunigt, weil ein ganz großer Akteur 
nahezu freien Zugang zu den westlichen 
Märkten bekommen hat. Es hat sich er-
wiesen, dass es nicht nur Gewinner, son-
dern auch Verlierer der Globalisierung 
gibt – eine wesentliche Erklärung für den 
wachsenden Populismus in den alten In-
dustrieländern, der in den USA das Phä-
nomen Trump und in England den Brexit 
möglich machte. Nicht nur die WTO, auch 
die EU hat zumindest in Europa als 
Schwungrad der Globalisierung gewirkt.

Die zweite Krise wurde 2001 ausgelöst 
durch 9/11 und den War on Terror. Der ver-
suchte Regime-Change mit militärischen 
Mitteln hat zum Widerstand gegen die be-
absichtigte Verwestlichung in der nicht-
westlichen Welt geführt, und dem Terro-
rismus wie dem Kampf gegen den 
Terrorismus eine globale Dimension ver-
liehen. Aus etlichen schwachen wurden 
gescheiterte Staaten, deren Zerfallsprozess 
grenzüberschreitenden Charakter hatte 
und die Nachbarstaaten destabilisierte.

Die dritte Krise war Folge der Lehman-
Pleite 2008 und der sich anschließenden 
globalen Finanzkrise, die etliche Staaten, 
auch in Europa, an den Rand des Staats-
bankrotts geführt hat. Die Null-Zins-Poli-
tik der EZB, um die nahezu bankrotten 
Staaten zu retten, weil sie die aus der Ver-

schuldung resultierende Zinslast nicht 
mehr tragen konnten, hatte zur Folge, 
dass das renditesuchende Kapital in den 
Immobiliensektor gewandert ist, was ex-
plodierende Immobilienpreise und Mie-
ten nach sich zog. Letztere treffen die 
Globalisierungsverlierer am unteren 
Ende der Einkommensskala besonders.

Der im Dezember 2010 beginnende Ara-
bische Frühling hat nicht zum Sturz au-
toritärer Regierungen, zu freien Wahlen 
und dem Aufbruch in eine liberale Gesell-
schaft geführt, sondern zu Bürgerkrieg 
und weiterem Staatszerfall. Seit 2015 ist 
eine neue Völkerwanderung die Folge, die 
durch vielfältige Motive, nicht nur Krieg 
und Bürgerkrieg, sondern auch durch Kli-
mawandel und Perspektivlosigkeit, ge-
speist wird. Menschen, die einer unwirt-
lichen Situation ausgesetzt sind, haben 
grundsätzlich drei Möglichkeiten: Stum-
mes Erdulden, Aufbegehren wie im Ara-
bischen Frühling oder Flucht in eine ver-
meintlich bessere Welt, in der sie sich 
neue Lebenschancen versprechen. Ange-
sichts der quantitativen Dimension wa-
ren die Kräfte und der gute Wille auch in 
den aufnahmebereiten Ländern rasch er-
schöpft. Konsequenzen waren die Ab-
schottung und ein wachsender Populis-
mus, der auch stabile Demokratien 
erschüttert, und sogar als Krise der De-
mokratie gewertet werden kann.

Die aktuellen Aktionen der „letzten Gene-
ration“, aber vor allem auch die 2018 erst-
mals in Erscheinung getretene globale 
Bewegung Fridays for Future (FfF) haben 
das lange schwärende Thema Klimawan-
del – auch eine Folge der Globalisierung 
– ins Bewusstsein einer globalen Öffent-
lichkeit gebracht. Eigentlich hätte es be-
reits 1972 mit dem ersten Bericht des 
Club of Rome geweckt werden müssen, 
der aber nahezu folgenlos geblieben war. 
Die Umweltkrise ist die bedrohlichste 
von allen Krisen und am allerschwersten 
zu bearbeiten, weil es hier um den Schutz 
der globalen Allmende geht. Nationale 
Alleingänge schließen sich aus, koopera-
tives Vorgehen scheitert an den nationa-
len Sonderinteressen, wie die vielen fol-
genlosen Umweltkonferenzen beweisen.

Damit noch nicht genug: Die Corona-Kri-
se, beginnend im Jahr 2020, hat deutlich 
gemacht, dass auch Epidemien ein globa-
les Phänomen sind und anders als die 
Pest im 14. Jahrhundert nicht Jahre, son-
dern nur noch Tage benötigen, um sich 

weltweit auszubreiten. Die Maßnahmen 
zur Eindämmung wie die Lockdowns, be-
sonders radikal in China verfolgt, haben 
offenbart, welche Abhängigkeiten und 
Verletzlichkeiten die internationale Ar-
beitsteilung mit ihren Lieferketten produ-
ziert hat, wenn selbst pharmazeutische 
Grundstoffe oder so banale Produkte wie 
Schutzmasken nicht verfügbar sind.

Alle zusammen mit ihren vielen gegensei-
tigen Wechselwirkungen haben die große 
Erzählung vom Segen der Globalisierung 
in Frage gestellt, weil sich die vielen 
Schattenseiten und Widersprüche offen-
barten. Auch hat die skizzierte Krisenkas-
kade klargemacht, dass die USA überfor-
dert sind, ihre alte ordnungspolitische 
Rolle weiter zu spielen. Aufgrund der kon-
trären Interessenlage ist eine amerika-
nisch-chinesische Kooperation nicht er-
kennbar und auch nicht vorstellbar.

PUTINS KRIEG
Der vorläufige Kulminationspunkt war 
erreicht mit Putins „militärischer Spezi-
aloperation“ im Frühjahr 2022, in Wirk-
lichkeit eine blanke Aggression, die in 
fundamentalem Widerspruch zur Charta 
der UNO steht, die den Angriffskrieg aus-
drücklich verbietet. Putins Motive er-
schließen sich aus einem Text, der am 
12.07.2021 in russischer, ukrainischer und 
englischer Sprache unter seinem Namen 
mit dem Titel „On the Historical Unity of 
Russians and Ukrainians“ (Putin 2021) 
auf der Internetseite der russischen Re-
gierung veröffentlicht wurde. Darin legi-
timierte er den Krieg gegen die Ukraine 
ein Jahr später mit historischen Argu-
menten. Er würde geführt zur Wiederher-
stellung eines „Großrusslands“, gebildet 

aus Russland, Weißrussland, der Ukraine 
und dem Norden von Kasachstan, ggf. er-
weitert um die Siedlungsgebiete russi-
scher Minderheiten in weiteren Ländern. 
Es geht also nicht um die Wiederherstel-
lung der Sowjetunion. Im Gegenteil, der 
Vorwurf lautet sogar, die Bolschewiki 
hätten mit der Gründung einer ukraini-
schen und weißrussischen Sowjetrepub-
lik die Einheit Russlands zerstört. Beide 
waren neben der Sowjetunion mit Sitz 
und Stimme seit 1945 in der UNO vertre-
ten. Es geht Putin somit um die Wieder-
herstellung des Zarenreichs.

Putins Armee gibt im Hinblick auf Aus-
rüstung, militärische Führung und Ein-
satzbereitschaft der Soldaten ein klägli-
ches Bild ab. Dass er sich verrannt hat, 
liegt vermutlich daran, dass seine Unter-

„Alle [Krisen] zusammen 
mit ihren vielen gegenseiti-
gen Wechselwirkungen ha-

ben die große Erzählung 
vom Segen der Globalisie-

rung in Frage gestellt.“
„Es geht Putin somit [nicht] 
um die Wiederherstellung 
[der Sowjetunion, sondern] 

des Zarenreichs.“



6 Heft 85 | 2023

gebenen ihn im Unklaren über die tat-
sächliche militärische Stärke gelassen 
haben. Einer Intervention des Westens 
suchte er mit einer unverhüllten atoma-
ren Drohung zu begegnen, mit der er an-
fangs, gerade auch in Deutschland, 
durchaus Eindruck gemacht hat, was er-
klärt, warum die westliche Unterstüt-
zung zuerst nur zögerlich und scheib-
chenweise vorangekommen ist. Auf 
jeden Fall soll eine aktive Teilnahme der 
NATO vermieden werden, die bereits vor-
liegt, wenn deren Luftwaffe eine Flugver-
botszone über der Ukraine durchsetzen 
würde. Die Diskussion wurde hierzulan-
de markiert durch Habermas´ Artikel 
„Krieg und Empörung“ (Habermas 2022), 
der u.a. durch Paul Masons „Wenn wir 
keine Untoten werden wollen“ (Mason 
2022) gekontert wurde. Habermas argu-
mentiert im Kern, dass konventionelle 
Kriege gegen eine Atommacht nicht ge-
wonnen werden könnten, weshalb man 
aufpassen müsse, aufgrund eines mora-
lischen Impulses nicht in einen Atom-
krieg hineingezogen zu werden. Demge-
genüber vertritt Mason die Position, dass 
eine Appeasement-Politik harte Diktato-
ren vom Schlage eines Hitlers oder Pu-
tins nicht zum Einlenken bringt, sondern 
als Schwäche ausgelegt wird und dass es 
hier um einen neuen Systemkonflikt der 
totalitären gegen die freie Welt geht.

Die Spirale gegenseitiger Boykotte hat 
demonstriert, dass außenhandels- und 
insbesondere rohstoffabhängige Länder 
wie Deutschland besonders verletzlich 
sind, was auch eine Folge der Globalisie-
rung darstellt. Die USA mit ihrem großen 
Binnenmarkt und einer nahezu komplet-
ten Ausstattung mit natürlichen Res-
sourcen tun sich leichter, andere mit 
Sanktionen zu belegen. In Ländern wie 
Deutschland sind Boykotte ein zwei-
schneidiges Schwert, da sie beide Seiten 
treffen. Energie- und Inflationskrise wa-
ren die Folgen und die Folge der Folgen 
war, dass die Populisten, denen nach Ab-
schwächung der Flüchtlingskrise das 
Mobilisierungsthema ausgegangen war, 
ein neues gefunden haben. Wieder wer-
den die westlichen Regierungen von au-
ßen und innen in die Zange genommen. 

Seit Putins Drohung steht die fast schon 
vergessene nukleare Abschreckung wie-
der auf der Tagesordnung. Alle Rüstungs-
kontrollvereinbarungen, die zur Einhe-
gung des Ost-West-Konflikts beigetragen 
haben, sind faktisch tot, die OSZE in ih-
rer Funktion nicht mehr erkennbar, Rüs-
tungskontrollabkommen mit China gar 
nicht in Sicht. Und dies, obwohl seit Be-
ginn der zweiten Präsidentschaft Putins 
2012 absehbar war, dass er eine Revision 
der politischen Marginalisierung Russ-
lands in der Welt und der Herabstufung 
auf eine bloße Rohstoffexportökonomie 
betreiben wollte. Die fünf Runden der 
NATO-Osterweiterung 1999 – 2020 und 

der seit 2019 in der Verfassung festge-
schriebene Beitritt der Ukraine waren für 
ihn nicht akzeptabel, die Interventionen 
im Kaukasus und in Syrien sowie die An-
nexion der Krim waren die Antworten 
und erste Schritte der Revision. Der Wes-
ten hat es, wie seinerzeit im Falle Hitlers, 
geschehen lassen. 

Mit der Ukraine hat Putin eine rote Linie 
überschritten. Eine Realisierung seines 

historischen Traktats will der Westen 
verhindern, geht es doch mittlerweile 
dort um einen Stellvertreterkrieg im neu-
en Systemkonflikt zwischen dem autori-
tären Osten und dem liberalen Westen. 
Die beiden Ukraine-Abstimmungen in 
der UNO-Vollversammlung haben deut-
lich gemacht, wer alles potentiell zum 
autoritären Lager gehört – nämlich die 
rund 45 Länder, die sich der Stimme ent-
halten oder der Abstimmung ferngeblie-
ben sind. Unter diesen faktischen Unter-
stützern Russlands stechen der Iran mit 
seinen Drohnenlieferungen oder China 
mit seinem Einfluss auf die Anrainer der 
Neuen Seidenstraße besonders hervor. 
Im innermuslimischen Konflikt unter-
stützt Russland die schiitische und die 
USA die sunnitische Seite, was sich bei-
spielsweise im saudisch-iranischen He-
gemonialkonflikt über die muslimische 
Welt manifestiert, in dem die USA Saudi-
Arabien, Russland jedoch den Iran unter-
stützen.

WAS HEISST DAS FÜR DIE 
PARADIGMEN DER IB UND 
IPÖ?

Die durch Putins Krieg ausgelöste Krise 
der internationalen Beziehungen stellt 
auch viele Gewissheiten der Lehre von 
den IB infrage, gleichviel, ob man die An-
archie oder die Hierarchie der Staaten-
welt als das grundlegende Merkmal des 
internationalen Systems ansieht. Viele, 
um nicht zu sagen alle, IB-Paradigmen 
erscheinen derzeit als Utopien.

ABB. 1: DIE VIER MODELLE INTERNATIONALER ORDNUNG

© Ulrich Menzel

 INFORMATION 

Die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 
wurde 1994 gegründet und ist […] in 
Wien ansässig […]. Geografisch reicht 
sie »von Vancouver bis Wladiwostok«. 
Die sicherheitspolitische Organisation 
hat 57 Mitglieder, einschließlich der 
europ. Staaten, den USA, Kanada und 
den Nachfolgestaaten der Sowjetuni-
on. Im Rahmen ihrer 3 Tätigkeitsfelder 
(Politik/Militärisches, Wirtschaft und 
Umwelt, humanitäre Fragen) engagiert 
sich die O. in den Bereichen Frühwar-
nung, Konfliktprävention, Krisenma-
nagement und Krisennachsorge, u.a. 
durch Rüstungskontrolle, den Einsatz 
für Menschenrechte und Wahlbeob-
achtung. […] Das Einstimmigkeitsprin-
zip erweist sich dabei oft als Hürde für 
Beschlüsse.
Quelle: Große Hüttmann/Wehling: Das 
Europalexikon (3. Auflage), Bonn 2020, 
Verlag J. H. W. Dietz Nachf. GmbH. Au-
tor des Artikels: A. Jonas
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Der Idealismus geht zurück auf Kants 
Schrift „Zum ewigen Frieden. Ein philo-
sophischer Entwurf“ von 1795. Darauf ba-
siert die Theorie des demokratischen 
Friedens, die kurz gefasst besagt, dass 
Demokratien zumindest untereinander 
keine Kriege führen, weil ihnen ein nor-
matives Grundverständnis gemeinsam 
ist, das den Krieg als Mittel zur Durchset-
zung unterschiedlicher Interessen aus-
schließt. Je mehr Demokratien es auf der 
Welt gibt, desto friedlicher wird sie. De-
mokratisierungspolitik ist Friedenspoli-
tik. Das gilt in letzter Konsequenz sogar 
für einen militärisch herbeigeführten Re-
gimechange, wie das Ergebnis des  
2. Weltkriegs im Hinblick auf Italien, 
Deutschland und Japan gezeigt hat. Die 
Zunahme der Demokratien auf der Welt 
ist aber kein kontinuierlicher Prozess, 
sondern erfolgt in Wellen, die von Rück-
schlägen abgelöst werden. Nach der 
Wende der Jahre 1989/90 und der Re-De-
mokratisierung in Osteuropa schien sich 
diese Theorie zu bestätigen. Sowohl das 
Konzept Responsibility to Protect (R2P) 
der UNO, das auch eine militärische In-
tervention in zerfallenden Saaten legiti-
miert, wenn diese nicht mehr in der Lage 
sind, ihre Bürger zu schützen, als auch 
die einseitige Regime-Change-Politik der 

USA stehen in dieser Tradition. Auch die 
erfolglose politische Konditionierung bei 
der Gewährung von Entwicklungshilfe im 
Sinne von Good Governance gehört zu 
diesem Denken. Stattdessen erleben wir 
im 21. Jahrhundert eine neue Welle der 
Entdemokratisierung, weshalb im Sinne 
der Theorie des demokratischen Friedens 

die Welt wieder unfriedlicher werden 
muss. Die idealistische Idee schlechthin 
ist zwar durch Putins Krieg nicht wider-
legt, doch scheint das Potential für wei-
tere Demokratien vorerst ausgereizt, weil 
China mit seiner autoritären Moderne 
eine attraktive Alternative bietet.

Der Institutionalismus als konkurrie-
rendes Paradigma scheint regelrecht wi-
derlegt. Er lehrt, dass je stärker die Welt 
durch internationale Abkommen und Or-
ganisationen, aber auch durch internatio
nale Arbeitsteilung und Auslandsinvesti-
tionen verflochten ist, sie umso friedlicher 
wird. Globalisierung als Alternative zur 
Demokratisierung im friedenschaffenden 
Prozess. Tatsächlich erleben wir, dass die 
Wirkmächtigkeit internationaler Organi-
sationen wie der UNO immer geringer 
wird – siehe die beiden Ukraine-Abstim-
mungen in der Vollversammlung. Statt-
dessen kommt es zu immer neuen inter-
nationalen Organisationen, die eher zur 

Spaltung der Welt beitragen, weil ihre 
Mitglieder sich um China oder die USA 
scharen. Auch der Versuch, mittels der 
internationalen Gerichtsbarkeit in Den 
Haag zu einer Verrechtlichung der inter-
nationalen Beziehungen zu gelangen, hat 
sich als Chimäre erwiesen. Gerichtet 
wird immer nur über Angeklagte aus 
kleinen und zerfallenden Ländern, vor-
zugsweise aus dem Süden, während die 
USA und China grundsätzlich ablehnen, 
sich einer internationalen Gerichtsbar-
keit zu unterstellen. Auf die Bedeutungs-
losigkeit der OSZE wurde bereits verwie-
sen. Deren Vorläufer, die KSZE, war sogar 
explizit dafür gegründet worden, um ei-
nen Krieg wie den gegen die Ukraine in 
Europa zu verhindern. An die Stelle von 
Sicherheit und Zusammenarbeit ist Krieg 
und Konfrontation getreten. Selbst die EU 
ist mit dem Brexit in die Krise geraten.

Friedenstiftend wirkt auch die wirt-
schaftliche Globalisierung nicht. Hier lau-
tete das klassische Argument, dass die 
Kosten des Krieges, auch für den Gewin-
ner, immer höher sind als der Nutzen. Im 
Gegenteil – die Globalisierung hat mitt-
lerweile ein solches Ausmaß erreicht, 
dass sie selber für Konfliktstoff sorgt, weil 
es bei ihrem Nullsummenspiel nicht nur 
Gewinner, sondern auch Verlierer gibt. 

Deshalb ist es nicht überraschend, dass 
der Neorealismus, im Sinne des ökono-
mischen Realismus, der die (sich ggf. 
wandelnden) ökonomischen Grundlagen 
von Macht ins Zentrum stellt, und sogar 

der klassische Realismus (zur Unter-
scheidung s. Menzel 2001) wieder Kon-
junktur hat, die (realistische) Verantwor-

tungsethik gegenüber der (idealistischen) 
Gesinnungsethik auf dem Vormarsch ist. 
Der Gesinnungsethiker handelt normen-
geleitet, Verantwortungsethiker berück-
sichtigen das Ergebnis des eigenen Han-
delns. Insofern argumentiert Habermas 
im Sinne der zweiten und Mason im Sin-
ne der ersten Position.

Das friedenstiftende Instrument des Rea-
lismus ist die Abschreckung, ergänzt um 
Militärbündnisse unter Gleichgesinnten. 
Insofern verfolgt er im Sinne von Frieden 
als Nichtkrieg ein bescheideneres Ziel als 
der Idealismus mit seinem positiven Frie-
den (vgl. Abbildung 3, S. 14). Aber auch die 
Abschreckungstheorie muss sich fragen 
lassen, ob sie im Hinblick auf Putins Krieg 
nicht versagt hat. Die Logik der Abschre-
ckung setzt auf beiden Seiten dieselbe 
Rationalität voraus, sonst kann sie nicht 
funktionieren, da der Kern der Abschre-
ckung in der Zweitschlagfähigkeit be-
steht. Was ist aber, wenn diese Annahme 
nicht zutrifft? So wie ein Selbstmordat-
tentäter sich nicht abschrecken lässt, 
weil er einer Märtyrer-Logik folgt, lässt 
sich auch ein Putin wie zuvor Hitler nicht 
abschrecken, weil er seiner eigenen Rati-
onalität gehorcht bzw. weil er schlecht in-
formiert und falsch beraten wurde. Auch 
angedrohte oder verhängte Sanktionen 
verfehlen ihre Wirkung auf harte Diktatu-
ren, führen eher zu deren weiterer Ver-

härtung. Die Liste der Beispiele, angefan-
gen von Nordkorea über Kuba und 
Venezuela bis zum Iran, ist lang. Auch 
können Sanktionen mit Gegensanktio-
nen beantwortet werden und eine Sank-
tionsspirale in Gang setzen. So wie die 
Rüstungsspirale zu mehr gegenseitiger 
Unsicherheit führt, führt die Sanktions-
spirale zu wirtschaftlichen Krisen auf 
beiden Seiten.

Bleibt die Hegemonietheorie (Menzel 
2015) als weiterhin gültiges Paradigma, da 
sie lehrt, dass in der Phase des hegemo-
nialen Übergangs die Anarchie der Staa-
tenwelt zurückkehrt. Der alte Hegemon 

 INFORMATION 

„Good Governance″ oder „gute Regie-
rungsführung″ ist ein wichtiges Leitbild 
für die Entwicklungspolitik der inter-
nationalen Institutionen (v.a. Weltbank) 
und großen Geberländer. Es beruht auf 
der Überzeugung, dass äußere Unter-
stützung für Entwicklung und Frie-
denskonsolidierung nur nachhaltig ist, 
wenn die staatlichen und Verwaltungs-
einrichtungen im Zielland ausreichend 
gut funktionieren. Zu diesem Zweck 
werden die Zielländer durch eine ent-
sprechende Beratung und Konditionie-
rung der äußeren Unterstützung dazu 
angehalten, Staat und Verwaltung nach 
folgenden Kriterien zu reformieren: 
Partizipation und Inklusivität, Konsen-
susorientierung, Verantwortlichkeit 
und Transparenz, Effektivität und Effi-
zienz, Gerechtigkeit und Rechtsstaat-
lichkeit, Kampf gegen Korruption sowie 
Berücksichtigung der Rechte von Min-
derheiten und besonders benachteilig-
ten Randgruppen.
https://www.bpb.de/themen/kriege-
konflikte/dossier-kriege-konflik-
te/504268/good-governance/ 
(09.01.2023)

„Tatsächlich erleben wir, 
dass die Wirkmächtigkeit 

internationaler Organisatio-
nen wie der UNO immer  

geringer wird.“

„Auch die Abschreckungs-
theorie muss sich fragen 
lassen, ob sie im Hinblick 

auf Putins Krieg nicht  
versagt hat.“

„Die Hegemonietheorie […] 
lehrt, dass in der Phase des 
hegemonialen Übergangs 
die Anarchie der Staaten-

welt zurückkehrt.“



8 Heft 85 | 2023

steht vor dem Dilemma zwischen Positi-
ons- und Statusverlust. Wenn die USA 
weiterhin eine globale liberale Ordnung 
garantieren, verlieren sie aufgrund des 
Verdrängungswettbewerbs ihre Position 
als führende Wirtschaftsmacht, indem 
sie z.B. den wirtschaftlichen Niedergang 
traditioneller Industrien hinnehmen 
müssen. Dies schwächt wiederum die 
ökonomischen Ressourcen, um die libe-
rale Weltordnung durchzusetzen. Reagie-
ren sie aber protektionistisch, um den 
wirtschaftlichen Niedergang aufzuhalten, 
verlieren sie den Status als liberale Ord-

nungsmacht und die Attraktivität gegen-
über der Gefolgschaft wie Europa. Groß-
britannien musste diese Erfahrung, weil 
weiterhin die Fahne des Liberalismus 
hochhaltend, Ende des 19. Jahrhunderts 
machen. Auch der mögliche künftige He-
gemon China steht vor einem Dilemma – 
nämlich dem des Freeriders. Wenn er 
sich weiterhin als Freerider der liberalen 
internationalen Ordnung verhält, diese 
aber nicht mehr garantiert ist, wird sein 
weiterer Aufstieg gebremst, weil er deren 
Nutzen verliert. Wenn er aber als deren 
Hauptnutznießer selber globale Ord-
nungsmacht werden will, muss er die 
Rolle des Freeriders aufgeben und selber 
für die Kosten aufkommen. Dazu ist Chi-
na derzeit aber noch nicht in der Lage. 
Deshalb changiert es abwartend zwi-
schen den Alternativen. Die 2013 von Xi 
gestartete Neue Seidenstraßeninitiative 
ist eine Zwischenlösung, um aus dem Di-

lemma herauszukommen. Man offeriert 
keine internationalen öffentlichen Güter, 
an denen alle partizipieren, sondern 
Clubgüter für die Mitglieder im Club der 
neuen Seidenstraße (vgl. Abbildung 2). Sie 
sind auch nicht kostenlos wie die interna-
tionalen öffentlichen Güter, sondern durch 
die Beiträge der Mitglieder finanziert. Ein 
Beispiel sind die durch chinesische Kredi-

te finanzierten Infrastrukturbauten (Häfen, 
Eisenbahn- und Stromtrassen, Autobah-
nen). Sie verbessern zwar die nationale In-
frastruktur der Anrainer der Neuen Sei-
denstraße, sollen aber in erster Linie dem 
chinesischen Fernhandel dienen. Russ-
land gehört definitiv als chinesischer Ju-
niorpartner diesem Club an, wurde sogar 
durch die Sanktionen des Westens zur 
Mitgliedschaft gezwungen. Hier findet 
sich eine Erklärung, warum es faktisch 
von China unterstützt wird, wie in der ge-
meinsamen Erklärung von Xi und Putin 
am 4.2.2022 in Peking zum Ausdruck kam.

Damit sind wir bei der IPÖ. Das neolibera-
le Paradigma, das in der ganz radikalen 
Variante auf den Staat als wirtschaftliche 
Ordnungsinstanz verzichten will, weil der 
Markt alles regelt, ist seit etlichen Jahren 
angesichts der skizzierten Auswüchse 
und Kipppunkte als gefesselte Globalisie-
rung (Menzel 2022) in die Defensive gera-
ten. Damit die Politik sich an einem Para-
digma in ihrem Handeln orientiert, muss 
es hegemonial in der ordnungspolitischen 
Debatte sein. Seit der Jahrtausendwende 
gibt es eine große Zahl von globalisie-
rungskritischen Beiträgen, die wachsen-
den Einfluss auf die Politik gewinnen. Der 
Neoliberalismus als herrschende Lehrmei-
nung ist faktisch tot. Auch in der Labor 
Party gab es Brexit-Befürworter, weil sie 
einen Zusammenhang zwischen EU-Bin-
nenmarkt und dem Niedergang der alten 
Industrieregionen in den Midlands und im 
Nordosten Englands gesehen haben – 
einstmals die Hochburgen ihrer Wähler-
schaft, die für den Brexit gestimmt hat.

Stattdessen erleben wir eine Renaissance 
des Keynesianismus, der unter dem Be-
griff „Post-Keynesianismus“ (King 2022) 

alle Chancen hat, das konkurrierende 
Pendant zum Neoliberalismus zu werden. 
Insbesondere die globale Finanzkrise und 
jetzt die Energiekrise haben einem Den-
ken und Handeln Auftrieb gegeben, das 
wieder verstärkt auf die intervenierende 
Rolle des Staates setzt. Insofern ist nicht 
nur der politische Idealismus, sondern 
auch der wirtschaftliche Liberalismus auf 

dem Rückzug, während der politische Re-
alismus und sein Pendant, der wirtschaft-
liche Revisionismus im Sinne von Protek-
tionismus, besonders in den system- 
kritischen Bereichen, auf dem Vormarsch 
sind.

DIE GEGENWÄRTIGE PARA-
DOXE KONSTELLATION
Seit einigen Jahren sind wir Zeuge einer 
paradoxen Konstellation, die sowohl 
durch den Sturm der Trump-Anhänger 
auf das Kapitol als auch durch Putins 
Krieg Kulminationspunkte erreicht hat. In 
den liberalen und scheinbar demokra-
tisch so gefestigten Ländern kommt es zu 
autoritären Tendenzen und es formieren 
sich immer neue populistische Parteien, 
Organisationen und Bewegungen. Da das 
radikale Mehrheitswahlrecht in den USA 
und Großbritannien den Einzug neuer 
Parteien ins Parlament erschwert, haben 
die Populisten die Republikanische Partei 
von innen gekapert und finden unter bri-
tischen Konservativen Zulauf. Die Wah-
len in Italien, wo eine postfaschistische 
Partei die Ministerpräsidentin stellt, oder 
in Schweden, wo die Sozialdemokratie 
abgewählt wurde und die neue Regierung 
von den ultrarechten Schwedendemokra-
ten unterstützt wird, sprechen für sich. 
Die Beispiele, auch in Deutschland, Un-
garn oder Israel, lassen sich beliebig fort-
setzen.

Umgekehrt erleben wir in autoritär oder 
diktatorisch regierten Ländern eine Welle 
des Protests. So gesehen war der Arabische 
Frühling, auch wenn er in einem Herbst 
der Krisen und Kriege endete, nur der Vor-
bote. Die Proteste im Iran machen deutlich, 
dass es auch in der schiitischen Welt 

 INFORMATION 

Das Trittbrettfahrerproblem (engl. free 
rider problem) bezeichnet ein Problem 
kollektiven Handelns, das bei der Nut-
zung von Gemeingütern auftreten 
kann, wenn Wirtschaftssubjekte den 
Nutzen eines Gutes ohne Gegenleis-
tung erlangen. Es tritt sowohl bei rei-
nen öffentlichen Gütern als auch bei 
Allmendegütern auf, da dort ein Aus-
schluss von der Nutzung solcher Gü-
ter nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand möglich ist.
Bei reinen öffentlichen Gütern, bei de-
nen keine Rivalität vorliegt wie z.B. 
bei Straßenbeleuchtungen, hat das 
Trittbrettfahrerverhalten zur Folge, 
dass aufgrund der Nicht-Ausschließ-
barkeit nicht alle Nutzer dieser Güter 
bereit sind, für deren Entstehungs- 
und Unterhaltskosten aufzukommen. 
Folglich werden solche Güter nicht 
oder nicht in ausreichendem Maße 
von privaten Anbietern angeboten, 
weshalb öffentliche Güter meistens 
vom Staat als sogenannte Grundver-
sorgung bereitgestellt werden.
Bei Allmendegütern, bei denen Rivali-
tät vorliegt, droht infolge des Trittbrett-
fahrerverhaltens eine Übernutzung.
Quelle: Wikipedia (bearbeitet)

ABB. 2: DIE VIER GÜTERARTEN
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wachsende Unzufriedenheit gibt, die sich 
am Kopftuch nur entzündet hat. Auch die 
zaghaften Proteste in China, durch die rigi-
de Corona-Politik ausgelöst, sitzen tiefer 
und richten sich gegen die Kommunisti-
sche Partei insgesamt, nicht nur in den Ge-
bieten der nationalen Minderheiten wie in 
Tibet und Sinkiang. Sie werden getragen 
von einer urbanen Mittelschicht, die ei-
gentlich in China zu den Gewinnern der 
Globalisierung gehört. Selbst in Russland 
brodelt es unter der Decke der staatlichen 
Zensur und Propaganda – siehe die vielen 
Männer, die sich durch Flucht der Einberu-
fung entzogen haben, die Anschläge auf 
Musterungsbüros und der stumme Protest 
der Soldatenmütter.

Insofern wird das Stadium des hegemoni-
alen Übergangs von einer innenpoliti-
schen Gemengelage der beiden Hauptak-
teure begleitet. Auch wenn die 
Biden-Regierung im Vergleich zu Trump 
einen moderaten Kurs fährt und den 
Schulterschluss mit Europa sucht, so sieht 
sie sich doch dem gleichen Dilemma wie 
ihre Vorgängerregierung ausgesetzt und 
muss ebenfalls Druck auf die westlichen 
Partner im Sinne der Lastenteilung aus-
üben bzw. die eigene Wirtschaft vor der 
europäischen Konkurrenz schützen. Zu-
gleich ist sie durch die Patt-Situation im 
Kongress in ihrer Handlungsfähigkeit 
nach außen eingeschränkt und muss 
auch im Hinblick auf die weitere Unter-
stützung der Ukraine Kompromisse an die 
Republikaner machen.

Umgekehrt ist die Position von Xi Jin-
ping keineswegs so gefestigt, wie es auf 
dem letzten Parteitag den Anschein hat-
te (Xia 2022). Wegen der harten Lock-
downs dürfte er hinter den Kulissen in 
der Parteiführung unter Druck stehen. 
Außenpolitisch und außenwirtschaftlich 
heißt das, entweder einen harten Kurs in 
der De-facto-Unterstützung von Putin zu 
fahren und westliche Forderungen nach 
wirtschaftlicher Öffnung des Landes ab-
zulehnen, oder konzessionsbereit zu 

sein, weil China der größte Gewinner der 
Globalisierung ist und viel zu verlieren 
hat – auch gegenüber der eigenen Bevöl-
kerung, wenn es zur Wirtschaftskrise 
kommt. Der künftige Kurs an beiden 
Fronten wird Aufschluss darüber geben, 
welche Fraktion im Ständigen Ausschuss 
des Politbüros sich durchsetzt. Ob es 
auch im inneren Zirkel um Putin, je län-
ger der Krieg dauert und je stärker die 
Sanktionen wirken, zu einer solchen 
Fraktionierung kommt, muss vorerst 
spekulativ bleiben. 

FAZIT
Wir befinden uns in einer Übergangspha-
se, bei der nicht ausgemacht ist, ob sich 
die USA behaupten kann oder China in 
vielleicht 25 Jahren deren Rolle über-
nimmt. Wir haben uns also auf eine lange 
Zeit der Unsicherheit einzustellen. Die 
derzeitige „Weltunordnung“ wird aber, 
auch wenn Masala (2022) vom Gegenteil 
überzeugt ist, kein Dauerzustand sein. 
Sollte China obsiegen, würde das zu einem 
normativen Bruch führen, anders als dies 
während des hegemonialen Übergangs 
von Großbritannien auf die USA der Fall 
war. Auch damals war vom Beginn des 
Ersten bis zum Ende des Zweiten Welt-
kriegs die Anarchie der Staatenwelt zu-
rückgekehrt. Da wir einen Vormarsch der 
autoritären Systeme auf der Welt erleben, 
stehen wir in der Übergangsphase am Be-
ginn eines Ost-West-Konflikts 2.0, in dem 
sich der alte Orient mit China und der alte 
Okzident mit den USA als Führungsmäch-
te gegenüberstehen. Deshalb muss Euro-
pa die USA unterstützen und darf sich 
nicht als dritter Pol in der Welt, oder gar 
als eine Art „Blockfreier“, verstehen, da es 
sich um einen Konflikt zwischen einer au-
toritären und einer liberalen Weltordnung 
handelt. Der Westen sollte allerdings Ab-
schied nehmen von seinem Missionaris-
mus, das westliche Modell in autoritär ge-
führten Ländern mit Anreizen, Druck oder 
gar Gewalt durchzusetzen. Stattdessen 
sollte er sich auf die Behauptung der libe-

ralen Ordnung daheim beschränken, die 
innenpolitisch unter Druck steht. Jedes 
neue Mitglied im liberalen Club ist will-
kommen, es muss aber freiwillig kom-
men. 

Deshalb wird auch der fast vergessene 
amerikanische Nuklearschirm wieder 
wichtig, ganz zu schweigen vom Schutz 
vor den neuen biologischen Risiken und 
den Risiken des Einsatzes von Künstli-
cher Intelligenz in den neuen Roboter-
waffen, die, unkontrolliert, die Welt ver-
nichten können (Macascill 2022). Bleibt 
die allergrößte Herausforderung durch 
den Klimawandel, der, wie die vielen 
Fehlschläge der Weltkonferenzen bele-
gen, auf der Ebene globaler Kooperation 
nicht zu stoppen ist, weil der mittler-
weile größte Klimasünder China sich 
nicht in seinem weiteren Aufstieg be-
schränken lassen will und viele Bürge-
rinnen und Bürger in den USA, dem 
zweitgrößten Klimasünder, nicht von 
ihrem ressourcenverschwenderischen 
Lebensstil ablassen wollen. 

Deshalb bleibt angesichts der Dramatik 
des Klimawandels auch hier nur die Ko-
operation der Willigen. Angesicht des 
im Westen erreichten Wohlstands stellt 
sich zudem die grundsätzliche Frage, ob 
der Einsatz von Wissenschaft und 
Technik zur Entschärfung des Klima-
wandels ausreicht, zumal die Dekarbo-
nisierung des Energiesektors den expo-
nentiell wachsenden Verbrauch neuer 
Rohstoffe wie Lithium oder Kobalt ver-
langt, die zu neuen wohlhabenden Län-
dern nach dem Muster der Ölstaaten, 
aber auch zu neuen Abhängigkeiten 
führen. Notwendig ist demnach ein 
grundsätzliches Umdenken, das weite-
res Wachstum kritisch hinterfragt und 
darauf abzielt, wie sich ein Degrowth 
(Hickel 2021) im Sinne eines slow and 
ethical living (Parkins/Craig 2006) sozi-
alverträglich realisieren lässt. 

„In den liberalen und scheinbar demokratisch so  
gefestigten Ländern kommt es zu autoritären Tendenzen. […] 

Umgekehrt erleben wir in autoritär oder diktatorisch  
regierten Ländern eine Welle des Protests.“

Wir stehen „am Beginn eines 
Ost-West-Konflikts 2.0, in 

dem sich der alte Orient mit 
China und der alte Okzident 
mit den USA als Führungs-
mächte gegenüberstehen.“
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FRIEDENSBILDUNG  
ENTSTAND IN ZEITEN  
VON BEWAFFNETEN  
KONFLIKTEN UND  
REPRESSION
Bei der Betrachtung der Entwicklung der 
internationalen Friedensordnung lassen 
sich fünf Entwicklungsstränge identifi-
zieren, die maßgeblich durch die Frie-
densbewegung und die Friedensbildung 
mitgefördert wurden: 

1. �HUMANITÄT IM KRIEG 
UND ÄCHTUNG VON 
KRIEG DURCH DAS  
VÖLKERRECHT

In Zeiten von Krieg bzw. bewaffneten 
Konflikten ist die Notwendigkeit, die Zi-
vilbevölkerung als unschuldige Beteiligte 
zu schützen, besonders groß. 1863 grün-
dete Henry Dunant das Internationale Ko-
mitee vom Roten Kreuz (IKRK) mit dem 
Ziel, dass neutrale Personen, Verletzte 
und Verwundete im Krieg bzw. in bewaff-
neten Konflikten medizinisch versorgt 
werden. In den Jahren 1899 und 1907 
wurden bei den Haager Friedenskonfe-
renzen die Haager Abkommen inkl. der 
Haager Landkriegsordnung geschaffen, 
angestoßen durch das IKRK – heute Kern 
des modernen Kriegsvölkerrechts. Darin 
werden legitime von illegitimen Hand-
lungen im Krieg bzw. in bewaffneten 
Konflikten unterschieden, definiert, wel-
che Kampfmittel erlaubt sind und zwi-
schen Kombattanten und Nicht-Kombat-
tanten unterschieden. 1949 folgten die 
Genfer Abkommen, die besonderen 
Schutz für Verwundete und Kranke sowie 
für Zivilpersonen formulieren. In den da-
rauffolgenden Jahren folgten zahlreiche 
Verträge zum Verbot von bestimmten 

Waffen und Methoden der Kriegsführung, 
wie Waffen, die besonderes Leid erzeugen 
(1980), Personenminen (1997), Clustermu-
nition (2008) und nukleare Waffen (2017). 

1928 wurde der Kellogg-Briand-Pakt zur 
Ächtung von Krieg verabschiedet. Darin 
werden Angriffskriege zur Erfüllung na-
tionaler Interessen als völkerrechtswidrig 
erklärt. Viele sehen dadurch das Ende der 
„alten Welt“ eingeläutet, in der Krieg als 
legitimes politisches Mittel erachtet wur-
de, um Interessen durchzusetzen, und den 
Beginn der „neuen Welt“ heraufziehen, in 
der Krieg geächtet und eine friedliche glo-
bale Ordnung im Entstehen begriffen ist 
(Hathaway/Shapiro 2017). 

Tief erschüttert vom Völkermord an den 
Armeniern 1915-16 erarbeitete der jüdische 
Jurist Raphael Lemkin rechtliche Normen, 
die es verbieten, gewaltsame Handlungen 
gegenüber Menschen aufgrund ihrer Zu-
gehörigkeit zu einer Gruppe auszuüben, 
um diese Gruppe ganz oder teilweise aus-
zulöschen. Während er selbst etliche An-
gehörige im Holocaust verlor, gelang es 
ihm, seine Arbeit über Völkermord als 
Straftatbestand zu Ende zu bringen. 1949 
trat die Konvention über die Verhütung 
und Bestrafung von Völkermord in Kraft, 
für deren Inhalte Lemkin viele Jahre gear-

beitet hatte – heute unumstößlicher Kern 
des Völkerrechts. Zur gleichen Zeit arbei-
tete Hersch Lauterpacht an rechtlichen 
Normen, die es verbieten, systematische 
Verletzungen gegenüber der Zivilbevölke-
rung zu begehen – unabhängig einer 
Gruppenzugehörigkeit. Darin steckte die 
Hoffnung, künftig besonders schwere 
Gräueltaten des Krieges gegenüber Zivil-
personen bestrafen zu können. Für die 
Nürnberger Prozesse 1945–1946 zur Aufar-
beitung des Zweiten Weltkrieges nahm 
der Chefankläger Robert Jackson neben 
den Verbrechen gegen den Frieden und 
den Kriegsverbrechen, auf Grundlage der 
Arbeiten von Lauterpacht, die sog. Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit auf (Sands 
2006). Heute haben wir, dank Dunant, Lem-
kin, Lauterpacht und einigen anderen, 
nicht nur das Recht im Krieg (ius in bello) 
und das Verbot von Angriffskriegen (ius 
contra bellum), sondern auch die Möglich-
keit, Kriegsverbrechen, Völkermord, Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit und 
teilweise auch das Verbrechen der Aggres-
sion zu ahnden.

2. �STÄRKUNG DER  
FRIEDENSORDNUNG 
DURCH INTERNATIO
NALE INSTITUTIONEN

Berta von Suttner schrieb 1889 ihren pa-
zifistischen Roman „Die Waffen nieder!“. 
Darin beschrieb sie die Schrecken und 
das Leid von Krieg aus Sicht einer Ehe-
frau und Mutter. In einer Zeit, in der Mili-
tarismus und Bellizismus in der Gesell-
schaft vorherrschten, traf der Roman den 
Nerv vieler Menschen, die sich in dem be-
schriebenen Schicksal der Romanfiguren 
wiederfinden konnten, über das in der Öf-
fentlichkeit wenig gesprochen wurde. 
Von Suttner war auch beteiligt an den 
Vorbereitungen der dritten Friedenskon-

ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

FRIEDENSBILDUNG IN ZEITEN VON  
KRIEG IN EUROPA
JULIA HAGEN

Der Beginn des Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine am 24.02.2022 hat die Menschen in Europa und darüber 
hinaus in Schock versetzt. Ein Krieg zwischen zwei Staaten, ein Krieg in Europa, ein Angriffskrieg – all dies ist selten 
geworden in der internationalen Politik (vgl. Abbildung 1). Friedensbildung in diesen Zeiten ist vor besonders große 
Herausforderungen gestellt: Wie kann auf Vertrauen gesetzt werden, wo Angst und Misstrauen herrschen? Wie kön-
nen wir über friedliche Instrumente und konstruktive Konfliktlösung sprechen, wenn angesichts eines Angriffskrie-
ges militärische Verteidigung unvermeidbar erscheint? Im Beitrag wird herausgestellt, dass Friedensbildung gerade 
in diesen Zeiten von großer Bedeutung ist. Es wird aufgezeigt, dass die Friedensbewegung und die daraus hervorge-
gangene Friedensbildung im Umgang mit Krieg und Repression entstanden sind. Immer wieder wurde in besonders 
schweren Zeiten die Idee des Friedens und – damit verbunden – politische Entwicklungen hin zu einer gestärkten 
Friedensstruktur und Friedenskultur vorangebracht. Von Bedeutung war dabei stets, nicht nur reaktiv zu handeln, 
sondern Hoffnung zu wagen und über lange Zeiträume hinaus Visionen für eine bessere Zukunft zu entwickeln.

„Von Bedeutung war  
dabei stets, nicht nur 
reaktiv zu handeln,  

sondern Hoffnung zu 
 wagen und über lange 

Zeiträume hinaus  
Visionen für eine  

bessere Zukunft zu  
entwickeln.“
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ferenz 1915, dem internationalen Frauen-
friedenskongress, bei dem in Den Haag 
1000 Frauen aus 12 Ländern, vorwiegend 
Suffragetten, zusammenkamen. In der 
Folge der Konferenz sandten sie mehrere 
Delegationen zu Staats- und Regierungs-
chefs, um die Visionen und Ideen des 
Netzwerks weiterzutragen. Emily Greene 
Balch präsentierte diese dem damaligen 
US-Präsidenten Woodrow Wilson, der ei-
nen Großteil in sein 14-Punkte-Programm 
für den Weltfrieden von 1918 als Basis für 
die Gründung des Völkerbunds übernahm 
(Lunz 2022). 1945 wurden die Vereinten 
Nationen gegründet, in der Hoffnung da-
mit eine neue internationale Ordnung zu 
erschaffen, die die internationale Zusam-
menarbeit fördert und den Weltfrieden 
stärkt. In Art. 2(4) der UN-Charta wird die 
Anwendung und Androhung von Gewalt 
in den zwischenstaatlichen Beziehungen 
verboten. Zahlreiche weitere Institutio-
nen traten auf die Weltbühne: Das UN-
Flüchtlingskommisariat (UNHCR) und 
das UN-Kinderhilfswerk (UNICEF), um 
nur zwei von ihnen zu nennen.

3. �GEWALTFREIE  
AKTIONEN UND  
MENSCHENRECHTS
AKTIVISMUS IN  
BÜRGERRECHTS
BEWEGUNGEN

Während sich all die beschriebenen Ent-
wicklungen auf friedlichere Beziehungen 
zwischen Staaten und die Verhütung von 
Krieg bzw. bewaffnetem Konflikt bezie-
hen, lässt sich ein weiterer Entwick-
lungsstrang identifizieren, der sich stär-
ker mit staatlicher Repression befasst 
und die Freiheit der Menschen (auch) in-
nerhalb von Staaten im Fokus hatte. Bei-
spiele sind die indische Unabhängig-
keitsbewegung um Mahatma Gandhi 
oder die Bürgerrechtsbewegung in den 
USA um Martin Luther King. Ein wichti-
ger Aspekt dabei waren gewaltfreie Akti-
onen, insbesondere gewaltfreie Proteste. 
Friedensbildung fand in diesem Zusam-
menhang in der Praxis statt – in Gestalt 
von Training für Gewaltfreiheit und dem 
Üben von politischem Dialog als innerge-
sellschaftlicher Friedensstrategie.

Ein wichtiger Bezugspunkt hierfür sind 
die Menschenrechte, als universelle, un-
veräußerliche und unteilbare Rechte, die 
allen Menschen qua Menschsein zuste-
hen. Im Schatten des Zweiten Weltkrieges 
arbeitete eine ganze Reihe von UN-Dele-
gierten unter der Leitung von Eleanor 
Roosevelt an ihrer normativen Veranke-
rung in Gestalt der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte. Unter ihnen 
René Cassin aus Frankreich, Peng-Chung 
Chang aus China, Hansa Mehta aus Indi-
en und Charles Malik aus dem Libanon 
(Glendon 1998). In den darauffolgenden 
Jahrzehnten folgten zahlreiche für die 
Staaten rechtlich bindende Menschen-
rechtsabkommen der Vereinten Nationen 
wie der Zivil- und Sozialpakt von 1966, die 
Anti-Rassismus-Konvention von 1965, die 
Kinderrechtskonvention von 1989 oder 
die Konvention gegen das Verschwinden-
lassen 2006. 

4. �DIALOG UND  
VERSÖHNUNG IN DER  
VERGANGENHEITS
AUFARBEITUNG

Damit verbunden zeigt sich Friedensar-
beit und Friedensbildung unterstützt 
durch die UNESCO (Organisation der Ver-
einten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur) auch im Zusammenhang mit 
Transitional Justice als Aufarbeitung von 
Gräueltaten in Zeiten bewaffneter Konflik-
te und schwerer Repression oft im Über-
gang von Autokratie zu Demokratie (Teitel 
2003). Ziele sind u.a. die Förderung von 
Wiederaufbau und Versöhnung, die Prä-
vention von neuen bewaffneten Konflik-
ten und die Stärkung der Zivilgesellschaft. 
Dafür werden Instrumente genutzt wie z.B. 
Erinnerungsorte, Wahrheitskommissio-
nen, Entwaffnung und Demobilisierung 
von ehemaligen Kämpferinnen und 

Kämpfern oder Strafprozesse gegen die 
Hauptverantwortlichen von Kriegsver-
brechen. Ein bedeutendes Beispiel für ge-
lungene Vergangenheitsaufarbeitungs- 
und Versöhnungsarbeit sind Nelson 
Mandela und Desmond Tutu und ihr 
Kampf in der Anti-Apartheid-Bewegung 
in Südafrika.

5. �ZIVILE KONFLIKT
BEARBEITUNG

In  der Hochphase des Kalten Krieges in 
den 1980er-Jahren erhalten Friedensbe-
wegung und Friedensbildung ange-
sichts der Bedrohung durch einen mög-
lichen Atomkrieg in der Bewegung zu 
Demilitarisierung und Abrüstung einen 
erneuten Aufschwung. In dieser Zeit 
entstanden zahlreiche Schriften und In-
itiativen, die den Einzug der Friedenbil-
dung in die akademische Welt nach sich 
zogen und auch Friedensbildung in 
Schulen als ganzheitliches Lernen be-
gründeten (Harris 2008). Während auf 
der Ebene regionaler Politik, z.B. mit der 
Gründung der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa, 
vertrauensbildende Maßnahmen und 
Rüstungskontrolle gestärkt wurden, 
wurde auch zivile Konfliktbearbeitung 
immer verbreiteter. Zum einen meint zi-
vile Konfliktbearbeitung gewaltlose 
Strategien der transnationalen Zivilge-
sellschaft. Zum anderen umfasst sie 
auch nicht-militärische Instrumente, 
genutzt durch staatliche und internatio
nale Institutionen (Werkner/Stobbe 
2019:39 f.). Befördert wurden diese durch 
die UN-Agenda für den Frieden von 1992 
(Einen Überblick finden Sie auf Moodle 
Mo1). In vielen Staaten wird sie national 
umgesetzt – in Deutschland durch die 
„Leitlinien Krisen verhindern, Konflikte 
bewältigen, Frieden fördern“. 

ZUNEHMENDE ÄCHTUNG 
VON KRIEG UND GEWALT
Der  Kellogg-Briand-Pakt und die Ächtung 
von Krieg haben den Zweiten Weltkrieg 
nicht verhindert, aber er ist Grundlage da-
für, dass wir Angriffskriege wie den, den 
Russland gegen die Ukraine führt, nicht 
etwa als legitim oder gar ein Zeichen von 
politischer Stärke betrachten, sondern als 
massiven Bruch des Völkerrechts. Der In-
ternationale Strafgerichtshof konnte nicht 
alle Gräueltaten in Kriegen bzw. bewaffne-
ten Konflikten abschrecken, aber er ist die 
Grundlage dafür, dass wir die verantwort-

 INFORMATION

Im frühen 20. Jahrhundert bezeich-
nete man Frauenrechtlerinnen in 
Großbritannien und den USA als Suf-
fragetten. Diese Frauen waren mehr 
oder weniger organisiert und traten 
vehement für das allgemeine Frau-
enwahlrecht ein. Sie nutzten vor al-
lem passive Widerstandsmethoden 
wie Störungen offizieller Veranstal-
tungen und Hungerstreiks, um ihre 
Forderungen durchzusetzen.
Text der Redaktion

 INFORMATION

„Vergangenheitsarbeit" bzw. „Transi-
tional Justice" stehen für alle Maß-
nahmen, die darauf gerichtet sind, in 
Diktatur und Krieg begangenes Un-
recht aufzuarbeiten, anzuerkennen 
und zu ahnden. Nur so können lang-
fristig demokratische Institutionen 
konsolidiert werden und wirkliche 
Versöhnung stattfinden.
Quelle: Natascha Zupan, Vergangen-
heitsarbeit, Bundeszentrale für politi-
sche Bildung

„In der Hochphase des Kalten Krieges in den 1980er-Jah-
ren erhalten Friedensbewegung und Friedensbildung an-

gesichts der Bedrohung durch einen möglichen Atom-
krieg in der Bewegung zu Demilitarisierung und 

Abrüstung einen erneuten Aufschwung.“
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lichen Personen für Kriegsverbrechen, 
Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und das Verbrechen der 
Aggression bestrafen können. Dies ist ein 
Schritt auf dem Weg eines Wandels hin 
zu einer immer stärkeren internationalen 
Friedensordnung. Insgesamt ist die Welt 
nicht frei von Krieg und Gewalt, aber so-
wohl direkte Gewalt als auch strukturel-
le Gewalt  (Galtung 1999) wird immer 
mehr von der Normalität in die Ächtung 
verschoben. Vergangenheitsaufarbeitung 
und Versöhnung werden von der Aus-
nahme zur weltpolitischen Regel (Kast-
ner 2017). Während die Anzahl der Demo-
kratien seit 1945 konstant gestiegen ist, 
ist die Anzahl der zwischenstaatlichen 
Kriege immer weiter gesunken. Inzwi-
schen sind bewaffnete Konflikte zum al-
lergrößten Teil innerstaatlich, während 
es nur noch sehr selten Kriege und be-
waffnete Konflikte zwischen Staaten gibt 
(vgl. Abbildung 1).
 

Sikkink (2011) beschreibt dies als „Kaska-
den der Gerechtigkeit“ (justice cascade). 
Wie in einer Wasserkaskade dauert es 
eine Weile, bis eine Menge neuer Nor-
men und Ideen der Gerechtigkeit zusam-
menkommen und überschwappen und 
einen neuen Schritt zivilisatorischer 
Fortentwicklung globaler Ordnungen 
markieren. Warum nehmen wir die Welt 
dennoch als zunehmend schlechter 
wahr? Sie erklärt dies mit dem „Informa-
tionsparadox“ (Sikkink 2017): Wir wissen 
immer mehr über die Welt und gleichzei-
tig steigt unser ethischer Standard fort-
laufend. Das kann dazu führen, dass wir 
die Welt als schlechter wahrnehmen, 
während wir tatsächlich einfach mehr 
wissen und gerade durch die Erhöhung 
des ethischen Standards mehr erwarten. 
Hinzu kommt, dass nach dem Motto 
„only bad news are good news“ Kriege 
und Gewalt in Medien ein permanent 
vorherrschendes Thema sind, unabhän-
gig davon, wie sich die realen Zahlen be-
züglich Kriegen und bewaffneten Kon-
flikten entwickeln.

Es braucht Zeit, realpolitisch dort anzu-
kommen, wo wir normativ in der inter-
nationalen Politik schon stehen. Es geht 
darum, Hoffnung zu wagen und sich im-
mer wieder eine bessere Zukunft vorstel-
len zu können. Dabei kann die Metapher 
des „Kathedralendenkens“ hilfreich sein. 
Eine Kathedrale zu bauen kann mehrere 
Jahrhunderte dauern. So wurde am Ul-
mer Münster von 1377-1890 gebaut und 
an der Sagrada Familia in Spanien seit 
1882 bis voraussichtlich 2026. Analog 
dazu müssen politische Visionen über 

große Zeiträume gedacht werden, um z.B. 
der Klimakrise zu begegnen und Frieden 
global zu stärken  (Krznaric 2020). 

Dieses Denken hilft uns, für politische Kri-
sen, wie den Angriffskrieg Russlands ge-
gen die Ukraine, nicht nur kurzfristige Lö-
sungen zu suchen, sondern noch während 
des Krieges den Frieden vorzubereiten 
und Visionen zu entwickeln, die europäi-
sche und globale Friedensordnung zu ver-
ändern und zu verbessern und Akte der 
Aggression wie einen Angriffskrieg in der 
Zukunft unwahrscheinlicher zu machen.

ZIELE, INHALTE UND  
METHODEN DER  
FRIEDENSBILDUNG

All die vorangestellten Entwicklungen 
wurden durch die Friedensbewegung 

und Friedensbildung mit beeinflusst und 
haben letztere ihrerseits beeinflusst. Frie-
densbildung – wie sie inzwischen ge-
lehrt und praktiziert wird – verfolgt das 
Ziel, eine Kultur des Friedens zu fördern 
und zu stärken. Gemäß der „UN-Erklä-
rung über eine Kultur des Friedens“ von 
1999 ist damit die Gesamtheit der Einstel-
lungen, Wertvorstellungen, Traditionen, 
Verhaltens- und Lebensweisen gemeint, 
die auf die Achtung von Menschenrech-
ten und Grundfreiheiten, die Beendung 
und Überwindung von Gewalt, die Förde-

rung von Toleranz, die Stärkung von kul-
tureller Vielfalt und Solidarität sowie auf 
Dialog und Verständigung abzielt. Dem-
entsprechend gefördert wird Lernen 
ÜBER Frieden im Sinne von Sachwissen 
und kognitiven Kompetenzen, Lernen 
DURCH Frieden im Sinne der Förderung 
emotionaler und sozialer Kompetenzen 
sowie Lernen FÜR Frieden im Sinne 
handlungsorientierter Kompetenzen, die 
dazu befähigen und ermutigen, sich im 
Kleinen und Großen für Frieden zu enga-
gieren  (Bajaj 2008; Gugel 2011; Meisch et 
al. 2018).

Entsprechende Inhalte der Friedensbildung 
sind z.B. die Vermittlung von Ursachen von 
Kriegen bzw. bewaffneten Konflikten und 
deren Eskalationsmechanismen, militäri-
sche und zivile Instrumente der Konflikt-
bearbeitung, Sicherheitslogik vs. Friedens-
logik als Perspektiven auf Politik, 

ABB. 1: ANZAHL DER WELTWEITEN STAATLICHEN KONFLIKTE, 1946 BIS 2020

Quelle: Max Roser, Joe Hasell, Bastian Herre and Bobbie Macdonald (2016) - „War and Peace”. Publis-
hed online at OurWorldInData.org. Retrieved from: https://ourworldindata.org/war-and-peace [On-
line Resource], CC BY 4.0

„Insgesamt ist die Welt 
nicht frei von Krieg und 

Gewalt, aber sowohl  
direkte Gewalt als auch 
strukturelle Gewalt wird 

immer mehr von der 
Normalität in die  

Ächtung verschoben.“

 INFORMATION

Strukturelle Gewalt ist die Folge von 
gesellschaftlicher Ungleichheit und 
umfasst ungleiche Machtverhältnis-
se, die zu ungleichen Lebenschancen 
führen.
Text der Redaktion „Es braucht Zeit, realpolitisch dort anzukommen, wo wir 

normativ in der internationalen Politik schon stehen.  
Es geht darum, Hoffnung zu wagen und sich immer  
wieder eine bessere Zukunft vorstellen zu können.“

https://ourworldindata.org/war-and-peace
https://ourworldindata.org/war-and-peace
https://ourworldindata.org/war-and-peace
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Pazifismus vs. Bellizismus als ethische 
Haltungen oder Erinnerungs- und Ver-
söhnungsarbeit in der Transitional Justi-
ce (s. Infobox S. 11). Die Methoden der 
Friedensbildung sind, in Abhängigkeit 
unterschiedlicher Lernziele, vielfältig. 
Häufig genutzt werden: Rollen- und Plan-
spiele, um Perspektivwechsel zu erzeu-
gen; Diskussions- und Dilemmametho-
den, um zu lernen, unterschiedliche 
Meinungen und Interessen auszubalan-
cieren; Storytelling, Bilderbuffets oder 
Theatermethoden, um Empathie und pro-
soziales Handeln zu fördern. Konkrete 
Techniken wie gewaltfreie Kommunika-
tion oder Streitschlichtungsmethoden 
stärken die sozialen Kompetenzen. Sze-
nariomethoden dienen dazu, das Denken 
in Visionen zu erlernen und das sog. Mo-
delllernen regt dazu an, über Vorbilder 
und Erfolgsbeispiele den Mut zu finden, 
sich selbst für Frieden zu engagieren. 

Rechtliche Bezugspunkte der Friedens-
bildung sind jene Normen, die angesichts 
konkreten Leids oder konkreter Not ge-
schaffen wurden, um einen Beitrag für 
Frieden und Entwicklung zu leisten wie 
z.B. die Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals) der 
Agenda 2030. Ziel Nr. 16 „Frieden, Gerech-
tigkeit und starke Institutionen“ besagt, 
dass alle Formen von Gewalt und gewalt-
bedingter Sterblichkeit reduziert, die Be-
dingungen für eine Kultur des Friedens 
verbessert und durch die Stärkung von 
Institutionen, v.a. durch Rechtsstaatlich-
keit, gefördert werden sollen. In Ziel Nr. 4 
„Hochwertige Bildung“ ist festgeschrie-
ben, dass inklusive, gleichberechtigte 
und hochwertige Bildung gefördert wer-
den soll im Sinne einer nachhaltigen 
Entwicklung, Achtung der Menschen-
rechte, Förderung von Gewaltlosigkeit, 
Weltbürgertum und einer Kultur des Frie-
dens.

FRIEDENSBILDUNG IN  
ZEITEN VON KRIEG IN  
EUROPA

Was also kann Friedensbildung in Zeiten 
von Krieg in Europa leisten? Ein wichti-
ges Ziel ist es, Kriege bzw. bewaffnete 
Konflikte analysieren zu können. Um 
Konflikte bearbeiten zu können, muss 
man sie verstehen. Bereits in der UN-
Charta ist in Art. 33 festgelegt, dass fried-
liche Streitbeilegung im ersten Schritt er-

fordert, die Konfliktursachen zu 
ermitteln. Konfliktanalysen mit friedens-
pädagogischer Brille machen deutlich, 
mit welchen Mitteln der Konfliktaustrag 
geschieht, was unterschiedliche Erklä-
rungsansätze für einen Konflikt sind und 
welche Instrumente militärischer und zi-
viler Konfliktbearbeitung eingesetzt bzw. 
in Politik und Forschung diskutiert wer-
den. Mithilfe von Analysefragen wird es 
erleichtert, Konflikte zu verstehen, das 
künftige Konfliktgeschehen mitzuverfol-
gen und sich am politischen Gespräch 
über die nationale und internationale 
Konfliktbearbeitung zu beteiligen.

Eng damit verknüpft ist es hilfreich, Es-
kalationsmechanismen von Konflikten 
zu verstehen, um zu erkennen, in wel-
cher Phase sich ein Konflikt befindet. 
Handelt es sich um eine frühe Phase, in 
der der Konflikt noch nicht verhärtet ist? 
Ist der Konflikt bereits eskaliert und es 
wird Gewalt genutzt? Oder handelt es 
sich bereits um die Post-Konfliktphase 
und Versöhnung und Wiederaufbau ha-
ben bereits begonnen? Modelle wie die 
„Neun Stufen der Eskalation“ (Glasl 1982, 
vgl. Abbildung 2) oder das „Sanduhrmo-
dell“ (Ramsbotham et al. 1999) helfen, 
Phasen eines Konfliktes zu identifizieren 
und entsprechend zu überlegen, wann 
welche Mittel der Konfliktbearbeitung, 
insbesondere friedliche Mittel, Aussicht 
auf Erfolg haben.

Denken wir an die Beendigung von Krie-
gen bzw. bewaffneten Konflikten, kommt 
vielen die Nutzung von Diplomatie oder 
auf der anderen Seite auch zahlreiche 
militärische Wege in den Sinn. Das Spek-
trum an Instrumenten der zivilen Kon-
fliktbearbeitung, wie sie in internationa-
len Organisationen wie den Vereinten 

Nationen, regionalen Organisationen wie 
der Europäischen Union oder in Deutsch-
land durch das Auswärtige Amt sowie 
insbesondere die transnationale Zivilge-
sellschaft vorangetrieben werden, ist je-
doch viel größer. Die zahlreichen Instru-
mente dienen u.a.: 

 – �zur Prävention von Gewaltausbrüchen 
(durch Bildung, Austausch, Begegnung, 
Armutsbekämpfung, Demokratieförde-
rung oder Menschenrechtsschutz)

 – �zur konstruktiven Konfliktbearbeitung 
(durch Dialog und Verhandlungen zwi-
schen Konfliktparteien oder Dialogun-
terstützung und Mediation durch Drit-
te, oder durch humanitäre Hilfe und 
Asylarbeit)

 – �zur Nachsorge und Versöhnung (durch 
Reparatur zerstörter Infrastruktur, in
stitutionelle Reformen, Gesundheits- 
und Traumazentren, Erinnerungsorte, 
Gedenktage, internationale Strafpro-
zesse oder Abrüstung und Demilitari-
sierung)

Das Wissen über die Vielfalt an Instru-
menten im Zusammenspiel mit Werkzeu-
gen zur Konfliktanalyse und Identifikati-
on der Eskalationsstufen hilft, Konflikte 
zu verstehen, Friedenstrategien zu entwi-
ckeln und diese kritisch zu beurteilen.

In Anbetracht des Angriffskriegs Russ-
lands gegen die Ukraine sind viele Men-
schen in Europa in Sorge, wie sich die 
politische Situation in ganz Europa wei-
terentwickeln wird. Das Bedürfnis nach 
einer Stärkung politischer und militäri-
scher Maßnahmen zur Erhöhung der Si-
cherheit ist groß. Friedensbildung kann 
die Fallstricke von militärgestützter Si-
cherheitspolitik aufzeigen, die häufig in 
einem Sicherheitsdilemma endet. Seit 
dem Ende des Kalten Krieges war diese 
Problematik aus der öffentlichen Debatte 
nahezu verschwunden. Das Konzept des 
Sicherheitsdilemmas zeigt auf, dass Staa-
ten militärisch aufrüsten, um sich bei ei-
nem potenziellen Angriff zur Wehr setzen 
zu können und um somit ihre Sicherheit 
zu erhöhen. Das wiederum führt zu einer 
erhöhten Unsicherheit bei den anderen 
Staaten, weshalb diese ihrerseits eben-
falls aufrüsten, was den ersten Staat wie-
derum zu erneuter Aufrüstung zwingt. 

„Gefördert wird Lernen ÜBER Frieden im Sinne von 
Sachwissen und kognitiven Kompetenzen, Lernen 

DURCH Frieden im Sinne der Förderung emotionaler und 
sozialer Kompetenzen sowie Lernen FÜR Frieden im Sin-

ne handlungsorientierter Kompetenzen, die  
dazu befähigen und ermutigen, sich im Kleinen und  

Großen für Frieden zu engagieren.“
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ABB. 2: NEUN STUFEN DER ESKALATION

Von Benutzer: Sampi - Quelle: Glasl, 1994, S. 216, 218–219, https://creativecommons.org/licenses/by-
sa/2.0/de/, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=45956514
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Letztlich sind alle beteiligten Staaten in 
der paradoxen Situation gefangen, dass 
jede Handlung, die die staatliche Sicher-
heit erhöhen soll, dementgegen zu erhöh-
ter internationaler Unsicherheit führt  
(Herz 1990, vgl. Abbildung 3, S. 18).

Damit verbunden kann Friedensbildung 
dazu beitragen, Sicherheit umfassender 
zu reflektieren und auch neue Sicher-
heitskonzepte der internationalen Politik 

in den Blick zu nehmen, wie zum Beispiel 
das der „menschlichen Sicherheit“ (Hu-
man Security). Dieses rückt ab vom Staat 
(nationale Sicherheit) bzw. dem Staaten-
verbund als Mittelpunkt (kollektive Si-
cherheit) und stellt das Individuum in 
den Fokus. Sicherheit meint – entspre-
chend einem bedürfnisorientierten An-
satz – zum einen Schutz vor physischer 

Gewalt und zum anderen Schutz vor der 
Bedrohung der Lebensgrundlagen wie 
Wasser, Nahrung oder Bildung. Es geht 
zurück auf die Überlegungen von F. D. 
Roosevelt und seinem Argument, dass 
Menschen frei sein sollen von der Angst 
vor Furcht (z.B. durch Kriege oder Re-
pression) und frei von der Angst vor Not 

(z. B. durch Entzug der sozialen Lebens-
grundlagen). Diese Freiheiten waren 
nicht nur wichtige Grundlage für die Ent-
wicklung der Menschenrechte und das 
Konzept der Human Security, sondern 
bieten auch eine wichtige Orientierung, 
um sich einem positiven Frieden anzu-
nähern, in dem Menschen das haben, 
was sie für ein Leben mit guten Lebens-
bedingungen brauchen (vgl. Abbildung 3). 
Angesichts des Schocks, den der An-
griffskrieg gegen die Ukraine in Europa 
erzeugt hat, gerät „menschliche Sicher-
heit“ als aktuellstes unter den Sicher-
heitskonzepten in der öffentlichen De-
batte zunehmend in den Hintergrund, 
obschon die Menschen in der Ukraine 
und Europa diese brauchen werden, um 
Wiederaufbau und Versöhnung und lang-
fristigen Frieden zu ermöglichen. 

FAZIT
Um eine Kultur des Friedens zu stärken, 
braucht es ein kritisches Hinterfragen 
militärgestützter Politik, eine Verände-

rung der Perspektive weg vom schlimms-
ten anzunehmenden Fall, eine Verände-
rung der Haltung zu Frieden und Konflikt 
und ein verändertes Verhalten gegen-
über der Welt. Der Blick über eine größe-
re Zeitspanne der Geschichte Deutsch-
lands, Europas und der Welt zeigt: Es 
waren Menschen, die in den dunkelsten 
Zeiten der Geschichte Solidarität gegen-
über anderen gezeigt und die globalen 
Friedensstrukturen weiterentwickelt ha-
ben. 

Friedensbildung leistet einen Beitrag, 
das Denken in Visionen zu fördern, gera-
de in Zeiten eines Krieges in Europa. 
Welche Zukunft wollen wir haben? Wel-
che Verbesserungen braucht die interna-
tionale Friedensordnung? Wie kann eine 
neue europäische Friedensordnung aus-
sehen? Ziel ist, Politik nicht einfach im 
passiven Sinne als Wahloptionen der Ge-
genwart zu begreifen, sondern sich im 
Sinne aktiver politischer Beteiligung am 
politischen Gespräch zu beteiligen und 
sich durch parteipolitisches wie zivilge-
sellschaftliches Engagement für eine 
veränderte politische Zukunft einzubrin-
gen. Das wiederum stärkt nicht nur die 
Demokratie und den Frieden, sondern 
auch die Menschen, die so aus der Ohn-
macht zurück ins Handeln kommen – 
gerade in Zeiten eines Angriffskrieges in 
Europa. 

abnehmende 
Gewalt

zunehmende 
Gerechtigkeit

Negativer Frieden Positiver Frieden

ABB. 3: NEGATIVER FRIEDEN – POSITIVER FRIEDEN

Quelle: Galtung (1967): Theories of Peace, Darstellung der Servicestelle Friedensbildung
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Die vollständigen Literaturhinweise 
finden Sie auf Moodle.

„Friedensbildung kann die Fallstricke von  
militärgestützter Sicherheitspolitik aufzeigen, die häufig 
in einem Sicherheitsdilemma endet, [so]dass jede Hand-
lung, die die staatliche Sicherheit erhöhen soll, dement-
gegen zu erhöhter internationaler Unsicherheit führt.“

„Friedensbildung leistet 
einen Beitrag, das  

Denken in Visionen zu 
fördern, gerade in Zeiten 
eines Krieges in Europa.“
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Die Servicestelle Friedensbildung ist die zentrale Beratungs-, Kontakt- und In-
formationsstelle für alle Schulen des Landes sowie staatliche, halb- und nicht-
staatliche Akteur:innen der Friedensbildung. Getragen wird sie von der Landes-
zentrale für politische Bildung BW, der Berghof Foundation und dem Ministerium 
für Kultus, Jugend und Sport. Grundlage ihrer Arbeit ist die „Gemeinsame Erklä-
rung der Friedensbildung in den Baden-Württembergischen Schulen“, die vom 
Kultusministerium und 18 zivilgesellschaftlichen Organisationen unterzeichnet 
wurde. 

Sie bietet u.a. Seminare in der Aus- und Fortbildung von Lehrkräften, Work-
shops für Schüler:innen sowie Lernmedien und Unterrichtsmaterialien wie 
bspw. die Handreichung „Friedensbildung Aktuell – Unterrichtsideen für die 
Schule“ zu aktuellen Themen wie „Zivile Konfliktbearbeitung und der Krieg ge-
gen die Ukraine“ oder „Friedenspädagogische Konfliktanalysen“ für zahlrei-
che Länder und Konflikte, u.a. Afghanistan, Ukraine, Jemen oder Myanmar. 

Die Ausstellung „Frieden machen – Peace Counts“ zeigt Reportagen über Men-
schen weltweit, die in Konfliktregionen über ethnische, religiöse oder politi-
sche Barrieren hinweg zum Frieden im eigenen Land beigetragen haben. Sie 
kann als Wanderausstellung von allen Schulen in Baden-Württemberg ausge-
liehen werden und als virtuelle Ausstellung digital erkundet werden.

Im Projekt Modellschulen für Friedensbildung befassen sich Schulen dauer-
haft mit den Themen Frieden, Gewalt und Konflikt mit dem Ziel einer Zertifi-
zierung durch die Landeszentrale für politische Bildung, die Berghof Founda-

https://www.friedensbildung-bw.de/aktuelle-konflikte
https://www.friedensbildung-bw.de/peace-counts-virtuelle-ausstellung
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Zusatzmaterialien fin-
den Sie auf Moodle  
(Info siehe Umschlag)

IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Jana Deiß, Andrea Rall)

AUFGABEN ZUM MATERIALTEIL
Was ist?
1. �Diskutieren Sie in Ihrem Kurs, ausge-

hend von den Schlagzeilen M 1, was 
unter dem Begriff der „Zeitenwende“ zu 
verstehen ist. 

2. �Erläutern Sie das in der Rede M 2 ver-
mittelte Verständnis von „Sicherheit“.  
Ergänzen Sie Handlungsaufträge, die 
sich aus der „Zeitenwende“ ergeben.

3. �Vergleichen Sie Ihre bisherigen Überle-
gungen zum Begriff der „Zeitenwende“ 
mit den Ausführungen im Basistext 
von Ulrich Menzel und dem dazugehö-
rigen Zusatzmaterial auf Moodle.

4. �Charakterisieren Sie ausgehend von 
den Ausführungen Ulrich Menzels 
(S. 4-9) arbeitsteilig die aktuelle Welt-
ordnung mithilfe der Denkschulen der 
internationalen Beziehungen (Idealis-
mus/Liberalismus, Institutionalismus, 
Realismus, IPÖ). Stellen Sie Ihre Ergeb-
nisse tabellarische dar. Eine Vorlage 
sowie Lösungshinweise finden Sie auf 
Moodle Mo2).

5. �Überprüfen Sie die „Erklärkraft“ der 
verschiedenen Denkschulen im Hin-
blick auf die aktuelle weltpolitische Si-
tuation. 

6. �„Braucht Deutschland eine „Nationale 
Sicherheitsstrategie?“. Erörtern Sie die-
se Frage ausgehend von M 3 und M 4.

Was ist möglich?
1. �Erörtern Sie die Chancen und Risiken 

der von den Autoren der Basistexte auf-
gezeigten möglichen Strategien. Stellen 
Sie Ihre Ergebnisse in einer Tabelle dar 
und präsentieren Sie diese im Plenum. 

 
Eine Vorlage finden Sie ebenso wie eine 
Differenzierung auf Moodle (Mo3 und 
Mo4).

„Wir erleben eine Zeitenwende und das 
bedeutet, die Welt ist nicht mehr dieselbe 
wie die Welt davor.“ Mit diesen Worten 
beschreibt Bundeskanzler Olaf Scholz die 
mit dem Angriff Russlands auf die Ukrai-
ne am 24. Februar 2022 eingeleitete Zäsur 
in den internationalen Beziehungen. 

Werden Sie Teil des Jugendforums Sicher-
heitspolitik und entwickeln Sie gemein-
sam mögliche Leitlinien für eine Nationale 
Sicherheitsstrategie. Soll die strategische 
Partnerschaft mit den USA gestärkt wer-
den oder muss Deutschland unabhängiger 
werden? Und welche Rolle spielt China? 

Setzen Sie sich mit den Vorschlägen unserer 
Autoren Ulrich Menzel, Herfried Münkler, 
Stephan Bierling und Gunter Schubert kri-
tisch auseinander und entwickeln Sie da
raus eigene Handlungsansätze. Alle benötig-
ten Zusatzmaterialien finden sich im Heft, 
vertiefende Angebote gibt es auf Moodle. 

Inhalt Material Bezug zum Bildungsplan (Leistungsfach Gemeinschaftskunde)

Was ist?
Status Quo und 
Theorie

Basistext Ulrich Menzel  
(S. 4 ff. mit Zusatzmaterial auf 
Moodle)

Präsentationsfolien S. 2 bis 5 
(Moodle Mo1)

Grundlagen des internationalen Systems
(1) die Struktur des internationalen Systems beschreiben […]
(2) systemische Rahmenbedingungen erläutern (Unipolarität, Bipolari-
tät, Multipolarität, hegemoniale Herrschaft)
Frieden und Sicherheit
(1) Bedrohungen für die internationale Sicherheit erläutern […].

Was ist möglich?
Jugendforum Si-
cherheitspolitik

Basistext Herfried Münkler
(S. 18 ff. mit Zusatzmaterial)
Basistext Stephan Bierling
(S. 26 ff. mit Zusatzmaterial)
Basistext Gunter Schubert
(S. 34 ff. mit Zusatzmaterial)
Präsentationsfolien S. 6 bis 9 
(Moodle Mo1)

Deutsche Außenpolitik
(1) Grundlagen der deutschen Sicherheitspolitik beschreiben (Präam-
bel, Art. 24, 26 GG, Parlamentsarmee)

Was soll sein?
Jugendforum Si-
cherheitspolitik

Arbeitsergebnisse 
Präsentationsfolien S. 10 und 
11 (Moodle Mo1)

(3) mithilfe von Material überprüfen, inwieweit die deutsche Außenpo-
litik dem Zivilmachtskonzept entspricht (Einhegung militärischer Ge-
walt, Umsetzung international akzeptierter Normen, Entwicklung in-
ternationaler Institutionen)

1. Starker Partner USA? 2. �Beziehungen zu China stärken? 3. �Ein militärisch unabhängiges 
Europa?

Material Bierling, Stephan: Amerikas Come-
back – Warum die USA im Kampf um 
die künftige Weltordnung die Nase 
vorn haben (mit Zusatzmaterial)

Schubert, Gunter: Die Rolle Chinas 
in der „Neuen Weltordnung“ 
(mit Zusatzmaterial)

Münkler, Herfried: Ende eines Selbst-
betrugs: Eine neue Sicherheitspolitik 
in Deutschland und Europa (mit  
Zusatzmaterial)

Übersicht

Was soll sein?
1. �Entwickeln Sie auf Basis Ihrer Arbeitser-

gebnisse in Gruppen jeweils ein Positi-
onspapier (Vorlage auf Moodle Mo5) als 
Beitrag eines „Jugendforums Sicher-
heitspolitik“ für die Entwicklung der Na-

tionalen Sicherheitsstrategie. Präsentie-
ren Sie Ihre Beiträge im Plenum. 

2. �Bewerten Sie die von Ihnen entwickelten 
Strategien anhand ausgewählter Kriteri-
en, z.B. Nachhaltigkeit, Sicherheit, Macht, 
Frieden, Solidarität, Gerechtigkeit. 

3. �Vergleichen Sie Ihre Positionen mit 
den Ergebnissen der Umfrage (M 5).

Zusatzaufgaben zur Rolle der UNO sowie 
zum Zivilmachtskonzept finden Sie auf 
Moodle Mo6. 

http://www.elearning-
politik.net/moodle39
http://www.elearning-
politik.net/moodle39
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MATERIALIEN

 M1 	� SCHLAGZEILEN

 M2 	� VIDEO: AUS DER ZEITENWENDE ERGIBT SICH  
EIN HANDLUNGSAUFTRAG

 
Ausschnitt aus der Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 22.07.2022
https://www.bundesregierung.de/breg-de/mediathek/regierungserklaerung-
statement-2055042?view=detail

 M3 	� NATIONALE SICHERHEITSSTRATEGIE

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, 
dass die Bundesregierung eine umfassen-
de Nationale Sicherheitsstrategie vorlegt, 
in der den gegenwärtigen und zukünftigen 
sicherheitspolitischen Herausforderungen 
in einem umfassenden Ansatz begegnet 

werden soll. Die Nationale Sicherheitsstra-
tegie soll dabei sowohl auf die Herausfor-
derungen der durch den Krieg in der Uk-
raine ausgerufenen Zeitenwende eingehen 
als auch einen erweiterten Sicherheitsbe-
griff umfassen. Die Nationale Sicherheits-

strategie soll dazu eine Orientierung for-
mulieren, jedoch nicht (alle) Fragen im 
Detail klären.

Quelle: Autor*innentext

 M4 	� ÜBERSICHT: SICHERHEITSPOLITISCHE GRUNDLAGENDOKUMENTE

Grundlagen im Grundgesetz: 
 Präambel
 Art. 24
 Art. 26

Sicherheitspolitische Strategiedokumente: 
 2016: Weißbuch zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft der Bundeswehr. 
 2017: Leitlinien „Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern“
 2021: Weißbuch Multilateralismus

https://www.bmvg.de/de/aktuelles/sicherheitspolitische-grundlagendokumente-eine-uebersicht-5458768 (08.04.2023).

 M5 	 UMFRAGE „EINSTELLUNGEN ZUR AUSSENPOLITIK"

In einer repräsentativen Umfrage hat das 
Meinungsforschungsinstitut Civey im 

Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung 2.500 
Bürgerinnen und Bürger vom 3. bis 6. Juni 

2022 zu ihren Einstellungen zur Außen-
politik befragt. 

Quelle: Civey-Umfrage im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung; detaillierte Ergebnisse findet man hier: https://www.fes.de/themenpor-
tal-die-welt-gerecht-gestalten/frieden-und-sicherheit/zeitenwende-sicherheitspolitik/artikelseite-ukraine/umfrage-deutsche-aussen-
politik-nach-der-zeitenwende  (08.04.2023).

Kernaussagen

https://www.bmvg.de/de/aktuelles/sicherheitspolitische-grundlagendokumente-eine-uebersicht-5458768
https://www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/frieden-und-sicherheit/zeitenwende-sicherheitspolitik/artikelseite-ukraine/umfrage-deutsche-aussenpolitik-nach-der-zeitenwende
https://www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/frieden-und-sicherheit/zeitenwende-sicherheitspolitik/artikelseite-ukraine/umfrage-deutsche-aussenpolitik-nach-der-zeitenwende
https://www.fes.de/themenportal-die-welt-gerecht-gestalten/frieden-und-sicherheit/zeitenwende-sicherheitspolitik/artikelseite-ukraine/umfrage-deutsche-aussenpolitik-nach-der-zeitenwende
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ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

ENDE EINES SELBSTBETRUGS:  
EINE NEUE SICHERHEITSPOLITIK IN 
DEUTSCHLAND UND EUROPA
HERFRIED MÜNKLER

Der Begriff „Zeitenwende“, den Kanzler Scholz nach dem russischen Angriff auf die Ukraine für die radikale Verände-
rung der politischen Lage in Europa geprägt hat, betrifft nicht nur die Beziehungen zu Russland und Weißrussland 
und den neuen Zusammenhalt der europäischen Staaten in EU und NATO, der zuvor durch starke Fliehkräfte gekenn-
zeichnet war; zur Zeitenwende gehört auch eine von Grund auf neue Sicherheitspolitik, in der das Militär und dessen 
Fähigkeiten eine deutlich größere und gewichtigere Rolle spielen werden als in den letzten drei Jahrzehnten. Nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts hatte man im Osten wie im Westen in großem Stil abgerüstet: im Osten, weil man 
die in Relation zur Wirtschaftsleistung dramatisch überhöhten Rüstungsausgaben nicht mehr aufbringen konnte und 
obendrein, hätte man mit dem Westen mithalten wollen, in eine neue Runde der Aufrüstung hätte eintreten müssen, 
was zu sozialen Verwerfungen in den Warschauer-Pakt-Staaten geführt hätte; und im Westen, weil man die frei wer-
denden Mittel aus dem Militäretat für Infrastrukturinvestitionen und zur sozialen Abfederung des ökonomischen 
Wandels einsetzen wollte. Letzteres war erforderlich, um das Zusammenwachsen Europas nach den Jahrzehnten der 
Spaltung ohne langfristig folgenreiche Friktionen absichern zu können. Kurzum: man setzte, da es keine erkennba-
ren Bedrohungen mehr gab, auf eine Politik der Friedenssicherung „mit immer weniger Waffen“. Und daran gewöhn-
te man sich so sehr, dass man darauf verzichtete, von Zeit zu Zeit zu überprüfen, ob die politischen Voraussetzungen 
für diese überaus kostengünstige Sicherheitspolitik auch weiterhin gegeben waren.

Abb. 1: Ukrainische Rettungskräfte mit Aufräumarbeiten nach einem Raketenangriff auf Charkiw im Nordosten der Ukraine, am 5. Februar 2023.  
© picture alliance / EPA | SERGEY KOZLOV

WAS HEISST  
„SELBSTBETRUG“?

Hinzu kam ein Strukturwandel der Streit-
kräfte, deren Fähigkeiten zunehmend von 
der Landes- und Bündnisverteidigung auf 

solche zur Friedensdurchsetzung und 
Friedenssicherung umgestellt wurden. 
Damit kam ein Prozess in Gang, den Mor-
ris Janowitz bereits Anfang der 1960er 
Jahre für das Militär vorausgesagt hatte: 
seine schrittweise „Konstabularisierung“ 

infolge der Übernahme von Aufgaben einer 
internationalen Polizei und der Entwick-
lung der dafür erforderlichen Fähigkeiten 
(Janowitz 1966). Dieser Strukturwandel 
wurde dadurch beschleunigt, dass das Mi-
litär nunmehr tatsächlich mit Aufgaben 
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zur Befriedung von Krisen- und Bürger-
kriegsgebieten betraut wurde, vom Balkan 
über Somalia und Mali bis nach Afghanis-
tan, wo deutsche Soldaten erstmals seit 
Ende des Zweiten Weltkriegs wieder in 
Kampfhandlungen verwickelt wurden 
(vgl. Münkler 2002, S. 207 ff., und ders., 
2006, passim). Es waren dies freilich zu-
meist Überfälle und Hinterhalte, in denen 
sich die Soldaten behaupten mussten, und 
keine mit schweren Waffen geführten Ge-
fechte, die sich über mehrere Tage hinzo-
gen und in denen die Überlegenheit der 
Waffen den Ausschlag gab. Stattdessen 
waren vor allem Geistesgegenwart und 
Reaktionsfähigkeit gefragt und dazu die 
Möglichkeit, möglichst schnell Luftunter-
stützung zu erhalten. 

Dementsprechend wurden die Fähigkeiten 
der eingesetzten Truppen ausgewählt be-
ziehungsweise umstrukturiert – und dem-
gemäß kamen im Portfolio der Waffengat-
tungen jene Einheiten ins Hintertreffen, 
die das Rückgrat der Armeen des Kalten 
Krieges gebildet hatten: Panzer- und Pan-
zergrenadierverbände. Diese waren von 
der Reduzierung der Verteidigungsetats 
am stärksten betroffen, und in der Folge 
schwanden die Breite und Tiefe ihrer Fä-
higkeiten. Auf sie bezog sich im Februar 
2022 auch die Äußerung des Heeresinspek-
teurs Generalleutnant Alfons Mais, die 
Bundeswehr sei „blank“; sollte heißen, dass 
ihre Fähigkeiten zur Landes- und Bündnis-
verteidigung so knapp gehalten seien, dass 
sie keine Waffen an die Ukraine abgeben 
könne. Nur ein Teil der Waffensysteme war 
einsatzfähig, und bei der Landes- und 
Bündnisverteidigung waren die deutschen 
Streitkräfte infolge ihrer fehlenden Muni-
tionsreserven nicht durchhaltefähig.

Die Entwicklung der letzten zwei Jahr-
zehnte ist also gekennzeichnet durch 
mehrere Paradoxien: eine Armee, die ih-
rem Selbstverständnis nach die Aufgabe 
hatte, durch ihre pure Existenz zu verhin-
dern, dass es in Europa zu einem Krieg 

kam (wie die Leitformel aus der Zeit des 
Kalten Krieges lautete), verwandelte sich in 
eine Einsatzarmee, in der ein erheblicher 
Teil der Soldaten an Auslandseinsätzen 
teilnahm  und einige von ihnen Kampfer-
fahrungen sammelten. Das zweite Paradox 
ist, dass derselbe Verteidigungsminister, 
der die Wehrpflicht aussetzen ließ, als ers-
ter für den Afghanistan-Einsatz das Wort 
„Krieg“ verwendete. Und als drittes Paradox 
kommt hinzu, dass man es spätestens seit 
2014, als Russland die zur Ukraine gehören-
de Krim besetzte und sie nach einer frag-
würdigen Volksabstimmung annektierte, 
mit einem erkennbar aggressiven Russland 
beziehungsweise einer revisionistische Po-
litik betreibenden Kremlführung zu tun 
hatte, aber daraus keine sicherheitspoliti-
sche Konsequenzen zog, sondern darauf 
mit (eher symbolischen als durchschlagen-
den) Wirtschaftssanktionen reagierte. 
Gleichzeitig leitete man aber keine Diversi-
fizierung der Energieversorgung ein, ob-
wohl man damit rechnen musste, dass der 
russische Präsident Putin auf Wirtschafts-
sanktionen mit einer Drosselung oder gar 
einem Stopp der Erdöl- und Erdgaslieferun-
gen reagieren würde. Wie lässt sich diese 
offensichtlich kurzsichtige und wider-
sprüchliche Politik erklären?

GRUNDANNAHMEN  
DER VORMALIGEN  
SICHERHEITSPOLITIK

Das Problem der klassischen Sicherheits-
politik, die auf der Fähigkeit zur militäri-

schen Abschreckung eines potentiellen 
Angreifers beruht, besteht darin, dass ein 
potentieller Angreifer diese der Verteidi-
gungsfähigkeit eines womöglich Ange-
griffenen dienenden Anstrengungen als 
solche zur Herstellung von Angriffsfähig-
keit versteht und seinerseits Aufrüs-
tungsanstrengungen unternimmt. Man 
bezeichnet dieses Missverstehen als Si-
cherheitsdilemma (vgl. Abbildung 3), das 
nur bei einem erheblichen gegenseitigen 
Vertrauen auflösbar ist: ein Vertrauen 
darein, dass die andere Seite politisch sa-
turiert ist und keinen Angriff zu unter-
nehmen gedenkt und dass ihr Interesse 
an politischer Stabilität so groß ist, dass 
sie auch eine zeitweilige militärische 
Überlegenheit nicht zu politischen Er-
pressungsversuchen nutzen wird. Ist das 
nicht der Fall, verwandelt sich das Si-
cherheitsdilemma sehr schnell in eine 
Rüstungsspirale, die sich so lange höher-
schrauben lässt, bis eine Seite wirtschaft-
lich nicht mehr mithalten kann und vor 
der Frage steht, entweder aufzugeben, um 
dem ökonomischen Zusammenbruch zu 
entgehen, oder einen Präventivkrieg zu 
beginnen, bei dem sie hofft, doch noch als 
Sieger aus der Konfrontation hervorzuge-
hen. In den Konstellationen des nuklea-
ren Patts steht freilich in Frage, ob es 
überhaupt noch Sieger geben kann oder 
ob nicht im Fall eines Krieges alle Verlie-
rer sein werden. 

Die Sowjetunion hat auf Initiative von Mi-
chail Gorbatschow das Ende der 1970er 
Jahre in Gang gekommene Wettrüsten 

„Nach dem Ende des  
Kalten Krieges setzte 

man, da es keine erkenn-
baren Bedrohungen mehr 

gab, auf eine Politik der 
Friedenssicherung ,mit 

immer weniger Waffen‘.“
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ABB. 2: DIE BUNDESWEHR IM INTERNATIONALEN EINSATZ

© picture alliance/dpa/dpa Grafik | dpa-infografik GmbH (10.01.2020)

„Spätestens seit 2014 [hat-
te man es] mit einem er-

kennbar aggressiven 
Russland […] zu tun […], 
aber daraus [wurden]  

keine sicherheits
politische[n] Konse- 
quenzen“ gezogen.
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zwischen Ost und West beendet. Im Rück-
blick gab es darauf zwei Reaktionen: eine, 
die besagte, der Westen habe das Wett-
rüsten gewonnen und sei der Sieger des 
Kalten Krieges, und eine, die das Ende des 
Kalten Krieges mit den vertrauensbilden-
den Effekten der vormaligen Entspan-
nungspolitik in Verbindung brachte und 
die zwischen US-Präsident Reagan und 
Gorbatschow vereinbarten Rüstungsbe-
grenzungen mitsamt anschließender Ab-
rüstung in die Tradition der Entspannung 
stellte. Folgte man Letzterem, was die Eu-
ropäer und vor allem die Deutschen taten, 
so war es naheliegend, die Rüstungsan-
strengungen beider Seiten auf deutlich 
niedrigerem Niveau als zuletzt festzu-
schreiben und auf diese Weise das Geld 
einzusparen, das sonst für „unproduktive 
Ausgaben“ eingesetzt worden wäre, ein 
Militär nämlich, dessen Aufgabe darin be-
stand, den Einsatz von Militär zu verhin-
dern. Man bezeichnete die eingesparten 
Mittel als „Friedensdividende“. Die USA 
dagegen hielten stärker an der Vorstel-
lung fest, man brauche ein leistungsfähi-
ges Militär, um auf alle Herausforderun-
gen reagieren zu können (vgl. Kagan 
2003).

Das Projekt „Frieden schaffen mit immer 
weniger Waffen“ lässt sich als die Ablö-
sung militärischer Abschreckung durch 
gegenseitige wirtschaftliche Verflechtung 
beschreiben. Dabei sollten Abhängigkeiten 
entstehen, die wechselseitig Vertrauen 
schufen und einen zusätzlichen Mehrwert 
generierten, indem sie zusammenbrach-
ten, was für beide Seiten von Vorteil war: 
russische Rohstoffe und Energieträger für 
Europa und europäische Technologie für 
Russland. Die Europäer wurden abhängig 
von russischem Erdgas, die Russen von 
europäischen Geldern, mit denen sie ihre 
Rentner und Staatsbediensteten bezahlen 
konnten. Man kann das in wirtschaftsthe-
oretischer Begrifflichkeit auch als die Um-
wandlung eines Nullsummen-Spiels in 
eine Win-Win-Konstellation bezeichnen: 

Im ersten Fall geht es nur darum, wem der 
Siegerpreis zufällt, der im Falle eines Krie-
ges zumeist niedriger ausfällt als das, wo-
rüber man verfügen würde, wenn es nicht 
zum Krieg gekommen wäre. Im zweiten 

Fall wächst durch die Kooperation die 
Summe des Gewinns für beide. Es gibt also 
für beide Seiten starke Anreize, auf Koope-
ration anstatt auf Konflikt zu setzen.

Das Projekt der wirtschaftlichen Ver-
flechtung bei wechselseitiger Abhängig-
keit als vertrauensbildende Maßnahme 
sollte von einer breit angelegten Juridi-
fizierung (Verrechtlichung) der interna-

tionalen Beziehungen begleitet werden, 
um sicherzustellen, dass wirtschaftliche 
Macht nicht gegen die armen und 
schwachen Staaten hemmungslos aus-

„Durch gegenseitige wirtschaftliche Verflechtung  
[…] sollten Abhängigkeiten entstehen, die  

wechselseitig Vertrauen schufen und einen 
zusätzlichen Mehrwert generierten.“

Land B
Waffen

Land A
Waffen

Land A fühlt sich
bedroht

Notwendigkeit
von Land A zur

Aufrüstung

SICHERHEITSDILEMMA
UND WETTRÜSTEN

Notwendigkeit
von Land B zur

Aufrüstung

Land B fühlt sich
bedroht

ABB. 3: SICHERHEITSDILEMMA

Quelle: eigene Darstellung

ABB. 4: UNTERZEICHNUNG DES MOSKAUER VERTRAGS 1970

Unterzeichnung des deutsch-sowjetischen Gewaltverzichtsabkommen im Moskauer Kreml am 
12.08.1970 durch Bundeskanzler Willy Brandt (li.) und den sowjetischen Ministerpräsidenten Alexej 
Kossygin (Mitte), rechts der sowjetische Außenminister Andrej Gromyko. © picture-alliance / dpa | 
UPI

 INFORMATION 

Mit Entspannungspolitik bezeichnet 
man einen Zeitabschnitt während des 
Kalten Krieges. Ab Ende der 1960er 
Jahre kamen sich die USA und die So-
wjetunion sowie ihre jeweiligen Ver-
bündeten politisch etwas näher. Man 
wollte trotz unterschiedlicher politi-
scher Auffassungen, dass die Staaten 
friedlich zusammenleben können. 
Durch gemeinsame Gespräche und 
Verhandlungen wollten die feindli-
chen Mächte gegenseitiges Vertrauen 
entwickeln. Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und eine Begrenzung der 
Rüstung sollte dieses Vertrauen stär-
ken.
Quelle: Bundeszentrale für politische 
Bildung
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genutzt werden konnte. Internationale 
Schiedsgerichte sollten dafür sorgen, 
dass Interessenkonflikte friedlich-
schiedlich gelöst wurden und nicht es-
kalierten, wenn sich die Konfliktpartei-
en mit militärischen Drohungen ein- 
zuschüchtern versuchten. Da es nicht 
möglich war, aus den Vereinten Nationen 
eine Weltregierung zu machen, sollten 
die internationalen Schiedsgerichte als 
Substitute dessen fungieren. Man setzte 
darauf, dass beides, wirtschaftliche Ver-
flechtung mitsamt freiem Zugang zu den 
Weltmärkten sowie Juridifizierung der 
internationalen Politik in Verbindung mit 
einer Stärkung der den allgemeinen Wer-
ten verpflichteten Nichtregierungsorga-
nisationen sowie einer freien Presse, den 
Frieden sichern werde – wenn auch 
nicht allüberall in der Welt, so doch den 
zwischen den großen Mächten. Dieses 
Modell, das als Europaprojekt von der 
Montanunion bis zur Europäischen Uni-
on den alten Kontinent ziemlich erfolg-
reich pazifiziert hatte, sollte nach euro-
päischen, jedenfalls deutschen Vorstel- 
lungen globalisiert werden und so den 
Weltfrieden sichern.

Dieses  große Projekt ist am 24. Februar 
2022 gescheitert. Auch deswegen ist der 
Ukrainekrieg kein Ereignis von regio-
naler, sondern von globaler Bedeutung. 
Im Vorfeld des russischen Angriffs, als 
die Frage im Raum stand, ob es sich bei 
den Truppenkonzentrationen an der 
Grenze zur Ukraine um ein Manöver, 
wie die Russen zunächst behaupteten, 
oder um die Vorbereitung eines An-
griffs handelte, und zahlreiche westli-
che Politiker nach Moskau flogen, um 
dem russischen Präsidenten Putin 
noch einmal alle oben aufgeführten Ar-
gumente gegen den Gebrauch militäri-
scher Gewalt vor Augen zu führen, sind 
die Schwachstellen und Konstruktions-
probleme einer Friedensordnung mit 
immer weniger Waffen überdeutlich 

sichtbar geworden. Sie war auf Voraus-
setzungen begründet, auf die man kei-
nen Einfluss hatte, unter anderem auf 
der Annahme einer ökonomisch grun-
dierten Kalkülrationalität der russi-
schen Führung.

Im Einzelnen: Da war also zunächst der 
Umstand, dass diese Ordnung samt und 
sonders politische Akteure an der Spitze 
der mächtigen Staaten voraussetzte, de-
ren politische Parameter wesentlich öko-
nomischer Art waren und die auf dieser 
Grundlage Vor- und Nachteile, Nutzen 
und Kosten gegeneinander abwogen. Das 
Problem dieser Friedensordnung war und 
ist, dass einer, ein einziger, genügt, um 
die gesamte Ordnung auszuhebeln. Eine 
Friedensordnung mit immer weniger 
Waffen ist nicht auf den worst case ein-
gestellt; sie geht davon aus, dass die öko-
nomische Rationalität der Spitzenpoliti-
ker schon dafür sorgen werde, dass der 
worst case nicht eintritt. Und wenn einer 
doch einmal damit spiele, werde ihn die 
Androhung von wirtschaftlichen Sank
tionen, die nicht nur symbolischer Art 
seien, davon abhalten. Diese Annahme 
war falsch, Putins Angriff war der worst 
case – ein worst case für die Friedens-
ordnung in Europa, für die europäische 
Wirtschaft und die Nahrungsmittelver-
sorgung im globalen Süden, vor allem 
aber für die Ukraine und nicht zuletzt 
auch für Russland.

Es hatte zuvor bereits Anzeichen dafür 
gegeben, dass Russland sich in die nach 
1989/91 entstandene politische Ordnung 
Europas mit ihren damals gezogenen 
Grenzen nicht würde einbinden lassen 
(vgl. Blätter, 2022, S. 13–80). Der Georgien-
krieg von 2008 war ein erster Hinweis da-
rauf, die Annexion der Krim und die 
Schaffung der Separatistengebiete im 
Donbas von 2014 ein weiterer. Man konn-
te das relativieren, indem man beides als 
wesentlich defensiv interpretierte, näm-
lich als Schaffung offener Grenzfragen 
bei zwei Ländern, die den Beitritt zur 
NATO anstrebten, der durch solche Grenz-
konflikte deutlich erschwert wurde. Pu-
tin, so die Deutung, schuf offene Grenz-
fragen, um eine weitere Annäherung der 
NATO an die Grenzen Russlands – ver-
schiedentlich war auch von einer Ein-
kreisung Russlands durch die NATO die 
Rede – zu verhindern. Das hatte eine ge-
wisse Plausibilität. Vor allem vermied 
man mit dieser Interpretation das Einge-
ständnis, dass Russland sich mit den Ins-
trumenten wirtschaftlicher Macht auf 

Dauer nicht in die europäische Friedens-
ordnung einbinden ließ, kurzum, dass es 
ein revisionistischer Akteur ist, der eine 
weiträumig angelegte Veränderung von 
Grenzen anstrebt. Tatsächlich sind revi-
sionistische Akteure die größte Heraus-
forderung einer jeden internationalen 
Ordnung, und die Status-quo-Mächte 
müssen sich überlegen, ob sie sich auf die 
Forderungen des Revisionisten einlassen 
wollen und, wenn ja, in welchem Ausmaß 
sie das tun, oder ob sie auf diese Forde-
rungen reagieren, indem sie den Preis er-
höhen, den der Revisionist bei der gewalt-
samen Verfolgung seiner politischen 
Ziele zu zahlen hat – und vor allem, wie 
sie sicherstellen können, dass diese 
„Preiserhöhung“ von dem Revisionisten 
auch ernst genommen wird. Das muss 
nicht auf die Androhung militärischer 
Gegengewalt hinauslaufen, sondern kann 
auch in einer Verschärfung der ange-
drohten Wirtschaftssanktionen bestehen 
– bis hin zur vollständigen Entkoppelung 
der Wirtschaftskreisläufe, wenn man 
denn weiterhin auf wirtschaftliche und 
nicht auf militärische Macht setzt.

Bei der Glaubwürdigkeit dieser Andro-
hung spielt der time gap, die Zeitlücke 
zwischen dem Wirksamwerden militäri-
scher Gewalt und den Effekten wirt-
schaftlicher Sanktionen, eine entschei-
dende Rolle, ebenso aber auch die Frage, 
ob die Seite, die die Sanktionen verhängt, 
tatsächlich am wirtschaftlich längeren 
Hebel sitzt oder ob die Nachteile, die sie 
dabei selber in Kauf nehmen muss, eben-
falls gravierend sind und sich nicht von 
denen des Sanktionierten unterscheiden. 
Ist letzteres der Fall, so ist nicht auszu-
schließen, dass es bei eher symbolischen 
Sanktionen bleibt, weil die Sanktionie-
renden bezweifeln, dass sie die mit mili-
tärischer Gewalt geschaffenen Tatsachen 

durch den Einsatz wirtschaftlicher 
Macht rückgängig machen können (das 
Problem des time gap) und weil sie au-
ßerdem die wirtschaftlichen Nachteile, 
die mit den Sanktionen für sie selbst ver-
bunden wären, nicht tragen wollen bezie-

Das große Projekt, durch 
„wirtschaftliche  

Verflechtung mitsamt 
freiem Zugang zu den 
Weltmärkten sowie  
Juridifizierung der  

internationalen Politik 
[…], den Frieden [zu]  
sichern […], ist am  
24. Februar 2022  

gescheitert.“

„Eine Friedensordnung 
mit immer weniger  

Waffen ist nicht auf den 
worst case eingestellt; 

sie geht davon aus,  
dass die ökonomische 

Rationalität der Spitzen-
politiker schon dafür 
sorgen werde, dass  

der worst case nicht  
eintritt.“

„Man vermied […] das 
Eingeständnis, dass 
Russland sich mit  
den Instrumenten  

wirtschaftlicher Macht 
auf Dauer nicht in die 
europäische Friedens-

ordnung einbinden ließ, 
kurzum, dass es ein  

revisionistischer Akteur 
ist, der eine weiträumig 
angelegte Veränderung 
von Grenzen anstrebt.“
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hungsweise daran zweifeln, dass ihre Be-
völkerung sie zu tragen bereit ist. Es sind 
der zeitliche Abstand zwischen einem 
durch militärische Gewalt geschaffenem 
fait accompli [vollendete Tatsachen, 
Anm. der Red.] und dem Entschluss zu 
wirklich einschneidenden Sanktionen 
gegen den Angreifer sowie die Erwar-
tung, dass es mindestens einige Monate 
dauern wird, bis die Sanktionen Wirk-
samkeit entfalten, die schnell zu einer 
Zeit des Zögerns und Zauderns führen 
können, so dass aus der Zeitlücke eine 
Glaubwürdigkeitslücke wird. Auf diese 
setzt der Revisionist, wenn er versucht, 
vollendete Tatsachen zu schaffen.

Das Konzept der wirtschaftlichen Sankti-
onen steht in der Tradition der Handels-
blockade, wie sie seit jeher von See- ge-
genüber Landmächten praktiziert wurde, 
um diese von ihren Versorgungslinien 
abzuschneiden. Je mehr ein Land in den 
Weltmarkt integriert und auf den Zufluss 
von Rohstoffen sowie den Export von Fer-
tigprodukten angewiesen ist, desto wirk-
samer sind solche Handelsblockaden. Im 
Sinne des britischen Strategietheoreti-
kers Henry Basil Liddell Hart (S. 393 ff.) 
handelte es sich dabei um einen indirect 
approach, bei dem nicht die Konfrontati-
on mit der „gepanzerten Faust“ des Geg-
ners gesucht, sondern dessen Nerven und 
Blutbahnen attackiert werden, um so da-
für zu sorgen, dass die gepanzerte Faust 
kraft- und willenlos niedersinkt. Man 
kann diese Willensdurchsetzung mit 
Handelsblockaden und umfassenden 
Sanktionen in die Tradition der „unbluti-
gen Kriegführung“ stellen, die sich um die 
Vorstellung dreht, Kriege ohne Schlacht 
zu führen und zu gewinnen. So jedenfalls 
hat man sich im Westen die Wirkung von 
Sanktionen vorgestellt.

Drei Aspekte sind dabei nicht oder nur 
unzureichend bedacht worden: Erstens 
der Umstand, dass diese Art von Krieg-
führung fast durchweg ein Bestandteil 
der Kriegführung mit Land- und See-
streitkräften ist, also eine begleitende 
und unterstützende Funktion hat, und 
nicht auf sich allein gestellt den gegne-
rischen Willen zur Resignation bringen 
kann. Zweitens das Problem, dass die 
Wirkung eines Blockadekrieges von der 
Leidensfähigkeit der davon betroffenen 
Bevölkerung abhängt und ihre volle 
Wirksamkeit erst entfaltet, wenn sie in 
großem Umfang Hungertote zur Folge 
hat. Dabei zielt diese Strategie nicht we-
sentlich aufs Militär, sondern auf die Zi-
vilbevölkerung, und die ersten, die ster-
ben, sind Alte und Kranke sowie 
Neugeborene und Kleinkinder. Damit 
führt die Strategie des „unblutigen Krie-
ges“ in ethische Paradoxien hinein, weil 
sie wesentlich auf die Schwächsten und 
nicht auf die Stärksten zielt, also die 
trifft, die in der westlichen Presse zu-
meist als „unschuldige Zivilisten“ be-

zeichnet werden. In jedem Fall hebt die 
Strategie der Wirtschaftsblockade und 
der effektiven Sanktionen die Unter-
scheidung zwischen Kombattanten und 
Nonkombattanten auf, gerät also mit 
dem Kriegsvölkerrecht in Konflikt. Des-
wegen sind die Sanktionen gegen Russ-
land und gegen den Iran in der Regel auf 
bestimmte Personen oder Personen-
gruppen beschränkt worden, was ihre 
Wirksamkeit erheblich begrenzt hat. 
Und drittens steht und fällt die Wirk-
samkeit von Handelsblockaden und 
Wirtschaftssanktionen mit der Möglich-
keit, den Wirtschaftsaustausch des be-
treffenden Landes tatsächlich zu unter-
binden, was nur möglich ist, wenn die 

neutralen Staaten in die Politik der 
Sanktionen einbezogen werden. Das 
aber ist in vielerlei Hinsicht schwierig, 
und im Falle Russlands ist es unmög-
lich. Jedenfalls haben die Sanktionen 
nicht die Wirkung gezeitigt, die man 
sich von ihnen versprochen hat, und 
schon gar nicht haben sie das im antizi-
patorischen Kalkül der russischen Füh-
rung getan. Sicherheitspolitisch haben 
sie versagt.

Legt man die Vorgeschichte und den 
bisherigen Verlauf des Ukrainekriegs 

zugrunde, so gibt es keinen Zweifel da-
ran, dass die Strategie einer Beeinflus-
sung und Steuerung politischen Ver-
haltens mit den Instrumenten wirt- 
schaftlicher Macht und auf Grundlage 
einer Juridifizierung der internationa-
len Politik gescheitert ist – und das 
wäre in einem noch dramatischeren 
Ausmaß der Fall, wenn die ukraini-
schen Streitkräfte den russischen An-
greifern nicht einen unerwartet effekti-
ven Widerstand entgegengesetzt hätten 
und der Durchhaltewille der ukraini-
schen Bevölkerung mitsamt Leidensbe-
reitschaft nicht Ausmaße angenommen 
hätte, mit denen kaum jemand gerech-
net hatte. Beides zusammen hat „dem 

Westen“ erst die Möglichkeit verschafft, 
die ukrainischen Streitkräfte fortlau-
fend zu ertüchtigen. Jedenfalls ist es 
der Kremlführung nicht gelungen, ihre 
militärischen Ziele zu erreichen und ei-
nen fait accompli zu schaffen, den die 
Status-quo-Mächte nur hätten ändern 
können, wenn sie mit eigenen Streit-
kräften in den Krieg eingegriffen hät-
ten, was aber ganz unwahrscheinlich 
gewesen wäre. Russland hätte ohne die 
Kampfkraft der Ukraine den Krieg nicht 
nur militärisch, sondern auch politisch 
gewonnen.

ABB. 5: SANKTIONEN

© Gerhard Mester 2022

Dabei zielen generell Sanktionen ,,auf die Zivilbevölkerung, 
und die ersten, die sterben, sind Alte und Kranke sowie  

Neugeborene und Kleinkinder. […] Deswegen sind die  
Sanktionen gegen Russland und gegen den Iran in der Regel 
auf bestimmte Personen oder Personengruppen beschränkt 

worden, was ihre Wirksamkeit erheblich begrenzt hat."
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DIE RÜCKKEHR ZUR  
KLASSISCHEN  
MILITÄRISCHEN  
ABSCHRECKUNG
Welche Möglichkeiten zur Einbindung ei-
ner potentiell revisionistischen Macht in 
die bestehende Friedensordnung bleiben 
also noch, nachdem das Projekt einer Pa-
zifizierung durch Wohlstandstransfer und 
wirtschaftliche Verflechtung gescheitert 
ist und ein partielles Appeasement, wie es 
das Minsker Abkommen darstellte, nicht 
zum Einfrieren des Konflikts geführt hat? 
Ganz offensichtlich bleibt unter diesen 
Umständen, will man der revisionisti-
schen Macht nicht carte blanche [freie 
Hand, Anm. d. Red.] geben, nur noch der 
Aufbau eines glaubwürdigen Systems der 
militärischen Abschreckung. Im Prinzip 
folgen wirtschaftliche und militärische 
Macht bei der Bändigung eines Revisionis-
ten denselben Direktiven: Es geht darum, 
dem Revisionisten für den Fall, dass er 
Grenzen mit militärischer Gewalt verän-
dert, einen Preis abzuverlangen, der höher 
ist als der Gewinn, den er in dem für ihn 
günstigsten Fall erzielen kann. Welche der 
beiden Machtsorten dabei zum Einsatz 
kommt, ist eine Frage der jeweiligen 
Glaubwürdigkeit, also der Überzeugung 
der politischen Führung des Revisionisten, 
dass ein von ihr befohlener Einsatz mili-
tärischer Mittel sie in eine Katastrophe 
stürzen wird.

Die Entscheidung, dabei auf militärische 
Macht setzen zu müssen, fällt den meisten 
europäischen Staaten nicht leicht – nicht 
nur, weil es sich bei ihnen um postheroi-
sche Gesellschaften handelt (Münkler 
2006, S. 310–354), in denen die Vorstellung, 
einen großen Krieg führen zu müssen, als 
der Vergangenheit zugehörig angesehen 
wird, sondern auch, weil der Aufbau und 
die Aufrechterhaltung von entsprechen-
den militärischen Fähigkeiten erhebliche 
Finanzmittel erfordert, die letzten Endes 
an anderer Stelle eingespart werden müs-
sen. Im Unterschied zur politischen Ein-
flussnahme qua wirtschaftlicher Macht 
hat Einflussnahme mit den Instrumenten 
militärischer Macht „unproduktive Ausga-
ben“ zur Folge, die eine liberaldemokra-
tisch verfasste Gesellschaft gerne vermei-
den würde. In der gegenwärtigen Situation 
kommt hinzu, dass die in den letzten zwei 

Jahrzehnten aufgebauten Fähigkeiten zu 
friedenserzwingenden bzw. -erhaltenden 
Einsätzen nicht eingespart werden kön-
nen, sondern aufrechterhalten werden 
müssen, um den endgültigen Zerfall der 
ohnehin fragilen Ordnung in der europäi-
schen Peripherie zu verhindern. Dabei 
dürfte nach gegenwärtigem Stand die Sa-
helzone die größte Herausforderung blei-
ben. Aber auch mit einer Destabilisierung 
der Balkan-Ordnung muss gerechnet wer-
den, da hier Serbien als revisionistische 
Macht agiert. Auch die Türkei zeigt mit ih-
rer neoosmanischen Politik unübersehba-
re revisionistische Tendenzen. 

Die Hauptherausforderung aber ist und 
bleibt auf unabsehbare Zeit Russland; um 
es von weiteren militärischen „Abenteu-
ern“ abzuschrecken, bedarf es einer umfas-
senden Erneuerung der europäischen – 

und damit auch der deutschen – Fähig- 
keiten zur Landes- und Bündnisverteidi-
gung. Da die russische Armee durch die 
schweren Verluste, die sie im Ukrainekrieg 
erlitten hat, geschwächt ist, bleibt den Eu-
ropäern hierfür ein Zeitfenster, das sie in-
des entschlossen nutzen müssen, um ihre 
Fähigkeiten auszuweiten und zu verbes-
sern. Dabei geht es nicht nur um die Land-
streitkräfte, die in den letzten drei Jahr-
zehnten zweifellos am stärksten 
„zusammengespart“ worden sind, sondern 
auch um die Luftverteidigung und die Si-
cherung der Seewege. Daneben muss die 
Resilienz der kritischen Infrastruktur auf 
dem eigenen Territorium deutlich erhöht 
werden. Und schließlich müssen entspre-
chende Reserven an Waffen und Munition 
sowie an militärisch ausgebildetem Perso-
nal vorgehalten werden, damit im Falle ei-
nes Angriffs eine entsprechende Durch-
haltefähigkeit gegeben ist. Dass dabei der 
Nachholbedarf in Deutschland besonders 
hoch ist, steht außer Frage. Das heißt nicht, 
dass Deutschland sich in eine durchmili-
tarisierte Gesellschaft verwandeln muss. 
Aber dass die Europäer die Fähigkeit besit-
zen, den an den Fortbestand der politi-
schen Ordnung Europas geknüpften Frie-
den zu sichern – und zwar mit 
militärischen Mitteln, nachdem das im 
Prinzip viel vernünftigere Projekt eines 
Friedens mit immer weniger Waffen am 
neoimperialen Revisionismus der russi-
schen Führung gescheitert ist.

ABB. 6: ZEITENWENDE BEI DER BUNDESWEHR

© Gerhard Mester 2022
Hinweis: Den Panzer fährt die ehemalige Verteidigungsministerin Christine Lambrecht.

„Um [Russland] von  
weiteren militärischen 

„Abenteuern“ abzuschre-
cken, bedarf es einer umfas-
senden Erneuerung der eu-

ropäischen – und damit 
auch der deutschen –  

Fähigkeiten zur Landes- 
und Bündnisverteidigung.“
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IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Jana Deiß, Andrea Rall)

AUFGABEN ZUM BASISTEXT
1. �Charakterisieren Sie den Begriff „Zeiten-

wende“.
 
2. �Erläutern Sie den von Herfried Münkler 

beschriebenen „Strukturwandel der 
Streitkräfte“ und die damit verbundenen 
Anforderungen an das Militär. 

3. �Benennen Sie die Paradoxien, die – nach 
Herfried Münkler – die Entwicklung der 
Bundeswehr der letzten Jahre kenn

zeichnen und erklären Sie, wieso er hier 
von „Widersprüchen“ spricht. 

4. �Erläutern Sie die Rolle der wirtschaftli-
chen Globalisierung in Hinblick auf die 
Notwendigkeit militärischer Abschre-
ckung. 

5. �Erläutern Sie, worin die „Schwachstellen 
und Konstruktionsprobleme einer Frie-
densordnung mit immer weniger Waf-
fen“  bestehen. 

6. �Bewerten Sie ausgehend vom Basistext 
wirtschaftliche Sanktionen als Hand-
lungsoption im Umgang mit „revisionis-
tischen Akteuren“ in der internationalen 
Ordnung.

7. �„[G]anz offensichtlich bleibt […] nur noch 
der Aufbau eines glaubwürdigen Sys-
tems militärischer Abschreckung“. Erör-
tern Sie diese These. 

 

MATERIALIEN

 M1
	�

 M2
	�

Hinweis: �Obiger Beitrag ist Teil eines größeren Projektes, in dem die Schülerinnen und Schüler Leitlinien 
für eine Nationale Sicherheitsstrategie entwickeln sollen. Dieses wird auf Seite 22 f. genauer be-
schrieben und didaktisch aufbereitet. 

Quelle: SIPRI, eigene Darstellung

Quelle: SIPRI, eigene Darstellung

Country 2021 Country Militärausgaben in Mrd. US Dollar
United States of America767780,1 USA 768
China 270016,6 China* 270
India 73574,7 Indien 73,6
Russia 63485,1 Russland 63,5
United Kingdom 62489,3 UK 62,5
Japan 55773,5 Japan 55,8
Saudi Arabia 53759,1 Saudi Arabien* 53,8
France 53559,6 Frankreich 53,6
Germany 52487,7 Deutschland 52,4
Korea, South 47676,3 Südkorea 47,7
Italy 30265,2 Italien 30,3
Australia 28398,2 Australien 28,4
Canada 24001,4 Kanada 24
Israel 22500,8 Israel 22,5
Brazil 18746,8 Brasilien 18,9
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 M3 	�  WAS VERSTEHEN SIE UNTER ZIVILMACHT, HERR MAULL? , IN: BLÄTTER FÜR DEUTSCHE UND  
  INTERNATIONALE POLITIK, 38/1993, S. 934

Zivilmacht ist zunächst einmal „Macht“ im 
doppelten Sinn des Wortes. Das heißt: „Macht“ 
wie in „Großmacht“ oder „Supermacht“, also 
ein Akteur, ein Staat mit dem Willen und der 
Chance zur Gestaltung der internationalen 
Politik; Macht aber auch im Sinne von „Macht 
ausüben“, also als Medium in den internatio-
nalen Beziehungen. Zivilmacht heißt zwei-
tens, daß Macht hier gebunden ist an be-
stimmte Zielsetzungen, Rollenerwartungen 
und Prinzipien, aber auch an bestimmte For-
men und Instrumente der Machtausübung. 
Zivilmacht zielt auf die Transformation der 
internationalen Beziehungen im Sinne ihrer 
Zivilisierung, sie sieht keinen grundsätzli-
chen Unterschied zwischen Innen- und Au-
ßenpolitik, sondern eher ein Kontinuum des 
Politischen. Das heißt: Auch in der internatio
nalen Politik geht es um die zunehmende 
Verregelung und Verrechtlichung der Kon-
fliktaustragung, um die Einhegung von Ge-
waltanwendung, um die Entwicklung von Me-
chanismen zur Entwicklung, Legitimierung 

und Durchsetzung allgemeiner Normen und 
schließlich um das Streben nach sozialer Aus-
gewogenheit.

All dies ist grundsätzlich – im Gegensatz 
zur Auffassung der „Realisten“ – möglich und 
im Sinne einer begehbaren Zukunft für die 
Menschheit auch unumgänglich. Zivilmäch-
te verschreiben sich diesen Zielen, weil sie ih-
ren innenpolitischen Wertvorstellungen ent-
sprechen und weil sie ihren Interessen am 
besten dienen: Zivilmächte sind in aller Regel 
auch Handelsstaaten. Zivilmacht bedeutet 
schließlich, internationale Probleme in Zu-
sammenarbeit mit anderen Staaten lösen zu 
wollen, weil sie in aller Regel nur so zu lösen 
sind. Da sind wir dann bei der zweiten Bedeu-
tung des Begriffs „Macht“: Zivilmacht in die-
sem Sinne bevorzugt Verhandlungslösungen 
und wirtschaftliche Anreize und Sanktionen, 
sie sucht multilaterale Kooperation und den 
Ausbau internationaler Institutionen. Zivil-
macht ist unvollständige Macht, weil es un-
ter den gegenwärtigen Voraussetzungen der 

internationalen Beziehungen nur noch un-
vollständige Macht geben kann: Die entschei-
denden Probleme lassen sich heute nur noch 
in breiter Zusammenarbeit mit anderen Staa-
ten bewältigen. Und noch eine letzte Überle-
gung: Zivilmacht ist nicht das Gegenteil von 
militärischer Macht. Militärische Instrumen-
te und militärische Gewaltanwendung zur 
Selbstverteidigung, aber auch als Mittel zur 
Durchsetzung gemeinschaftlicher Prinzipien 
und Interessen, gehören durchaus zu Zivil-
macht. [...] Sie wird sie – außerhalb des Be-
reichs der individuellen und kollektiven 
Selbstverteidigung – nur im Sinne internatio-
naler Polizeimaßnahmen anwenden, d.h. nur 
nach einer klaren Legitimierung durch die in-
ternationale Staatengemeinschaft und aus-
schließlich zusammen mit anderen Staaten. 

ferner: Hanns W. Maull in einem 
Interview 2015, https://www. 
youtube.com/watch?v=x0dIGg-
PUuiE 

 M4 	� SHIVSHANKAR MENON: IN DER SCHWEBE, JOURNAL FÜR INTERNATIONALE POLITIK UND GESELLSCHAFT (IPG), 
12.08.2022

Es gibt keine feste Ordnung mehr und die 
Welt treibt vor sich her [...]. Wie die internatio
nale Gemeinschaft auf den Klimawandel, die 
immer weiter um sich greifende Schulden-
krise in den Entwicklungsländern und die 
Corona-Pandemie reagiert, kann man [...] nur 
als jämmerlich bezeichnen. Der Grund für 
dieses Versagen liegt auf der Hand: Immer 
weniger Länder fühlen sich der bisherigen 
internationalen Ordnung verpflichtet – nicht 
einmal diejenigen, die diese Ordnung aufge-
baut haben. Nach dem Zweiten Weltkrieg wa-
ren die USA die Führungsmacht. [...] [Deren 
keynesianisch und später neoliberal gepräg-
ten Weltordnungen] erhoben den Anspruch, 
„offen, regelbasiert und freiheitlich“ zu sein 
und die Werte der Demokratie, der sogenann-
ten freien Märkte, der Menschenrechte und 
der Rechtsstaatlichkeit hochzuhalten. In 
Wahrheit gründeten sie auf der Dominanz 
und den Imperativen der militärischen, poli-
tischen und wirtschaftlichen Macht der Ver-
einigten Staaten. In der Zeit nach dem Unter-
gang der Sowjetunion trugen die meisten 
Mächte – auch das aufstrebende China – die 
von den USA angeführte Ordnung über wei-
te Strecken grundsätzlich mit.

Seit einigen Jahren mehren sich jedoch 
die Anzeichen, dass dieses Arrangement der 
Vergangenheit angehört. Etliche Großmäch-
te verhalten sich zunehmend „revisionis-
tisch“, verfolgen zum Schaden der internati-
onalen Ordnung ihre eigenen Ziele und sind 
bemüht, die Ordnung selbst zu verändern. 
Häufig zeigt sich dieser Revisionismus in 
Form von Territorialstreitigkeiten, insbeson-
dere im indopazifischen Raum – man den-
ke nur an Chinas spannungsvolles Verhält-
nis zu seinen Nachbarn Indien, Japan, 
Vietnam und anderen Ländern im mariti-

men Asien. Wladimir Putins Einmarsch in 
die Ukraine war ein Verstoß gegen interna-
tionale Standards und eine weitere Absage 
an jede Hoffnung, Russland könnte in einer 
US-geführten Ordnung in Europa eine kom-
fortable Rolle finden. Revisionismus macht 
sich aber auch im Handeln vieler anderer 
mächtiger Länder bemerkbar: In der wach-
senden Freihandelsskepsis in den USA eben-
so wie in der Aufrüstung des einst pazifisti-
schen Japans und in der Wiederaufrüstung 
Deutschlands [...]. Die Frage, wie man erfolg-
reich mit einer von revisionistischen Mäch-
ten geprägten Welt umgeht, wird vielleicht 
die entscheidende Herausforderung der 
kommenden Jahre sein. [...]

In die internationalen Beziehungen 
schleicht sich eine Art Anarchie ein, nicht im 
wortwörtlichen Sinn, sondern in dem Sinne, 
dass es kein zentrales Organisationsprinzip 
und keinen Hegemon mehr gibt. Es gibt keine 
Macht, die im Alleingang die Bedingungen der 
heutigen Weltordnung diktieren kann, und die 
Großmächte verständigen sich nicht auf einen 
klar definierten Katalog von Prinzipien und 
Standards. Wenn so viele Länder ihre eigenen 
Wege gehen, ist es schwer, gemeinsame Ver-
kehrsregeln aufzustellen. China und Russland 
stellen verbal und durch ihr Handeln Kern-
punkte der liberalen Ordnung des Westens in-
frage, vor allem wenn es um die universel-
len  Menschenrechte  und die Pflichten von 
Staaten geht. Sie nutzen den Grundsatz der 
staatlichen Souveränität als Vorwand, um 
nach eigenem Gutdünken verfahren zu kön-
nen. [...] Bislang haben sie allerdings kein Al-
ternativmodell mit genug Anziehungskraft 
auf andere Länder entwickelt. Ihr Umgang mit 
ihren Nachbarn – in der Ukraine, im Südchi-
nesischen Meer, im Ostchinesischen Meer und 

an der Grenze zwischen Indien und China – 
erweckt den Eindruck, dass sie ohne Rück-
sicht auf Standards und Institutionen vor al-
lem auf militärische und wirtschaftliche hard 
power  setzen [...]. Zwar präsentiert sich das 
transatlantische Bündnis gefestigt, und China 
und Russland scheinen in ihrer Abneigung ge-
gen den Westen geeint, aber von einem neu-
en Kalten Krieg kann keine Rede sein [...].

Die gegenseitige wirtschaftliche Abhän-
gigkeit Chinas und der USA ist nicht mit der 
Situation im Kalten Krieg vergleichbar, denn 
damals waren die Hauptrivalen zwei Pole, 
zwischen denen Welten lagen. Hinzu kommt, 
dass die Kontrahenten im Kalten Krieg, die 
USA und die Sowjetunion, für ein ideologi-
sches Entweder-oder standen. Doch zu der 
Anziehungskraft, die Kommunismus und So-
zialismus in den 1950er und 1960er Jahren 
für die Entwicklungsländer hatten, ist heute 
weit und breit kein Äquivalent in Sicht. Chi-
na bietet keine Ideologie- oder Systemalter-
native, sondern lockt andere Länder mit fi-
nanziellen und technologischen Versprechen 
und Infrastrukturprojekten, aber nicht mit 
Prinzipien [...]. Eine Welt der Revisionisten ist 
eine Welt, in der jedes Land seine eigenen 
Wege geht. Die globalisierte Weltwirtschaft 
zerfällt in regionale Handelsblöcke, die sich 
in Bereichen wie Hightech und Finanzwirt-
schaft teilweise von anderen abkoppeln. Die 
mächtigen Länder ringen immer erbitterter 
um die wirtschaftliche und politische Vor-
herrschaft. Die Welt wird dadurch immer 
stärker gefährdet. [...]

© 2022 Council on Foreign Relations, publisher of Fo-
reign Affairs.  All rights reserved. Distributed by Tri-
bune Content Agency, deutsche Übersetzung: https://
www.ipg-journal.de/regionen/global/artikel/weltord-
nung-in-der-schwebe-6124/  (21.02.2023)
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ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

AMERIKAS COMEBACK –  
WARUM DIE USA IM KAMPF UM DIE  
KÜNFTIGE WELTORDNUNG DIE NASE  
VORN HABEN
STEPHAN BIERLING

Lange Zeit reihten China und Russland außenpolitisch Erfolg an Erfolg. Doch ihre Selbstüberschätzung und die cle-
vere Machtpolitik der USA stoppen den Siegeszug. Und Europa muss erkennen, wie abhängig es von Washington 
bleibt.

Es lief nicht gut für die amerikanische Außenpolitik in diesem Jahrhundert. Nach den Terrorattacken von 9/11 ver-
hedderten sich die USA in langen und teuren Konflikten in Afghanistan und Irak, rissen die Welt 2008 in eine inter-
nationale Finanzkrise, lavierten im syrischen Bürgerkrieg herum. Präsident Donald Trump (2017–2021) verprellte 
Partner und hofierte Rivalen, sein Nachfolger Joe Biden (2021–) verkorkste den Abzug vom Hindukusch. Gesell-
schaftliche Polarisierung, Parteienzwist und eine Million COVID-Tote hinterließen den Eindruck eines ausgelaugten, 
handlungsschwachen und weltabgewandten Landes. Es schien nur eine Frage der Zeit, bis China und Russland es von 
der Topposition der globalen Politik verdrängt haben würden.

Aber Washington abzuschreiben, erweist sich als übereilt – wieder einmal. Schon Japan und Nazi-Deutschland glaub-
ten im Dezember 1941, die USA überrumpeln und zum Kleinbeigeben zwingen zu können. Nicht einmal vier Jahre spä-
ter mussten beide bedingungslos kapitulieren. 1956 schleuderte Kreml-Herrscher Nikita Chruschtschow westlichen 
Botschaftern ein „Wir werden euch begraben“ entgegen, mit dem amerikanischen Vietnamfiasko wähnte sich Mos-
kau endgültig auf der Siegesstraße im Kalten Krieg. 1991 war es jedoch die Sowjetunion, die das Zeitliche segnete. Als 
einzige Weltmacht blieben die USA übrig.

Offenbar sind sie robuster, als ihre Gegner denken. Heute wendet sich das Blatt erneut zugunsten des totgesagten 
Amerikas. Das hat drei Gründe: physische Vorteile, Fehler der Rivalen, kluge Strategien seiner Außenpolitiker.

Abb. 1: „Clevere außenpolitische Führung“: Außenminister Tony Blinken, Präsident Joe Biden, Verteidigungsminister Lloyd Austin (von links nach 
rechts) während einer Kabinettssitzung im Weißen Haus am 06.09.2022 © picture alliance / ASSOCIATED PRESS | Evan Vucci
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DIE PHYSISCHEN  
VORTEILE DER USA 
Wenn sie die internationale Schlagkraft 
der USA einschätzen, starren Beobachter 
oft auf ihre Innenpolitik. Dann rücken 
Rassenkonflikte, Mordraten, ungleiche 
Einkommensverteilung, marodes Ge-
sundheitssystem oder Trumps General-
angriff auf die Demokratie in den Fokus. 
Leichtfertig schlussfolgern sie, Amerika 
sei im Niedergang. Wladimir Putin und Xi 
Jinping, die Diktatoren Russlands und 
Chinas, betonen seit Jahren mantrahaft 
die Instabilität und Erschöpfung der USA 
und die Überlegenheit der eigenen auto-
ritären Systeme. Ihre staatlich kontrol-
lierten Medien und Internet-Trolle ver-
teufeln das Land als dekadent und 
abgewirtschaftet, unfähig zu patrioti-
schen Kraftanstrengungen. 

Bei ihrer Schlechtmacherei unterschät-
zen sie indes die enormen physischen 
Vorteile ihres Widersachers. Denn wie 
beim Immobilienkauf heißen in der Geo-
politik die drei entscheidenden Kriterien: 
Lage, Lage, Lage. Und die der USA ist ein-
zigartig unter den großen Nationen der 
Erde. Abgeschirmt durch zwei riesige 
Ozeane und mit je einem militärisch 
schwachen und politisch freundlichen 
Nachbarn im Norden und im Süden muss 
das Land weder konventionelle Angriffe 
noch territoriale Eroberungen fürchten. 
Amerika ist die unangefochtene Vor-
macht in seiner Weltregion und kann 
sich aussuchen, wo auf dem Planeten es 
sich wie engagiert. Diesen Luxus hat kein 
anderer Big Player.

Die günstige Geografie bringt ein zweites 
Plus mit sich: Obwohl die USA über das 
global stärkste Militär verfügen, fühlen 
sich wenige Länder von ihm bedroht oder 
fürchten gar eine Invasion oder Annexion. 
Der Politikwissenschaftler John Mearshei-
mer erklärt dies mit der „Bremskraft des 
Wassers“ und meint damit, dass Meere die 
Fähigkeit von Streitkräften zur Machtaus-
übung einschränken. Dadurch ist für die 
meisten Staaten der Welt eine Allianz mit 
den fernen USA weniger riskant als mit ei-
ner nahen Großmacht, die jederzeit mit ih-
rer Armee über sie herfallen kann.

China  und Russland hingegen haben die 
meisten Nachbarn auf dem Planeten: je-
weils 14. Und jeder einzelne ängstigt sich 
vor dem Koloss nebenan. Zu Recht: Bis 
auf Norwegen und Nordkorea hat Russ-
land in seiner Geschichte jeden anderen 
Staat an seiner Grenze angegriffen und 
oft jahrhundertelang unterjocht. China 
führte seit 1949 Kriege gegen Indien, Vi-
etnam und Russland, annektierte Tibet 

und unterstützte Rebellen in Laos, Nepal 
und Burma. Heute setzt es seine Territo-
rialansprüche im Südchinesischen Meer 
brutal durch, zerschlägt Hongkongs ver-
briefte demokratische Rechte und berei-
tet die Eroberung Taiwans vor. 

Doch bei aller machtpolitischen Ruchlo-
sigkeit ist es weder Moskau noch Peking 
bislang gelungen, die eigene Weltregion 
zu beherrschen. In Mittel- und Osteuropa 
dämmen der Freiheitswille der Ukraine, 
Georgiens und Moldawiens sowie die 
Nato Expansionsgelüste Russlands ein, 
in Ostasien stellen sich die USA und ihre 
Partner Japan, Südkorea und Australien 
denen Chinas entgegen. In der internatio
nalen Politik gilt aber: Wer sein Umfeld 
nicht kontrolliert, wird keine globale Su-
permacht werden. Und während Wa-
shington auf gut drei Dutzend enge Alli-
anzpartner zählen kann, lassen sich 
Moskaus und Pekings Verbündete jeweils 
an den Fingern einer Hand abzählen: 
Nordkorea, Belarus, Syrien, Eritrea, Kuba 
und Venezuela – allesamt ökonomisch 
und militärisch schwach und menschen-
verachtende Diktaturen.

Auch einen zweiten materiellen Vorteil 
unterschätzen die Rivalen der USA: ihre 
starke, diversifizierte Ökonomie. Ameri-
ka verfügt mit einem Anteil von 24 Pro-
zent an der Weltproduktion über die 
größte Volkswirtschaft der Erde, benö-
tigt kaum Energieimporte, dominiert bei 
Technologie und Innovation, zieht die 
klügsten Köpfe des Planeten an. China 
wiederum offenbart trotz der gewaltigen 
ökonomischen Erfolge der vergangenen 
Jahrzehnte Schwächen: Es muss 75 Pro-
zent seines Öls und 45 Prozent seines 
Gases importieren, schleppt unrentable 
Staatsbetriebe mit und schottet sich mit 

seiner isolationistischen, ausländer-
feindlichen Politik vor Einwanderern ab. 
Russland schließlich ist, wie US-Senator 
John McCain einmal sagte, eine Tank-
stelle mit Atomraketen und spielt mit 
Ausnahme von Energielieferungen in 
der globalen Wirtschaft keine Rolle.

Schließlich verfügen die USA über die 
besten demografischen Perspektiven im 
Vergleich zu den Rivalen Russland und 
China, aber auch zu den Partnern Japan 
und Europa. Seine Bevölkerung im Ar-
beitsalter zwischen 15 bis 64 Jahren von 
heute 220 Millionen Menschen wird bis 

Ende des Jahrhunderts stabil bleiben. 
Dieselbe Alterskohorte in Russland fällt 
bereits seit zehn Jahren von ihrem Hö-
hepunkt von 103 Millionen und dürfte 
2100 nur mehr 65 Millionen betragen. 
Und in China geht sie von heute knapp 
1000 Millionen auf weniger als 400 Mil-
lionen zurück (vgl. Abbildung 2a+b). 
Solch dramatisch fallende Arbeitskräf-
tezahlen sind Gift für die wirtschaftliche 
Entwicklung und dürften das Betreiben 
einer militärischen Expansionspolitik 
dramatisch erschweren.
 
FEHLER DER RIVALEN
Allerdings haben sich Moskau und Pe-
king so sehr an ihrem Gerede vom ame-
rikanischen Abstieg und der eigenen 
Stärke berauscht, dass sie zu einer nüch-

„Heute wendet sich das 
Blatt erneut zugunsten des 

totgesagten Amerikas.“

„Russland schließlich ist, 
wie US-Senator John  
McCain einmal sagte,  

eine Tankstelle mit  
Atomraketen.“

ABB. 2A: DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG USA 

Quelle: https://population.un.org/wpp/Graphs/Probabilistic/POP/15-64/840
(13.01.2023)

https://population.un.org/wpp/Graphs/Probabilistic/POP/15-64/840
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ternen Lageanalyse weniger und weniger 
fähig sind. In der Tat gelang ihnen lange 
Zeit außenpolitisch alles, was sie anfass-
ten: Putin besetzte Teile Georgiens und 
der Ukraine, hielt Assad in Syrien an der 
Macht, fasste mit seinen Wagner-Söld-
nern in Libyen, der Zentralafrikanischen 
Republik und Mali Fuß und lockte viele 
Westeuropäer in seine Energie-Venusfal-
le. Xi machte sein Land zum wichtigsten 
Handelspartner von mehr als 60 Staaten, 
übernahm weltweit Drehkreuze der Lo-
gistik wie Athens Hafen Piräus, baute sei-
nen Einfluss in den Vereinten Nationen 
aus und gründete Konkurrenzinstitute zu 
Weltbank und Internationalem Wäh-
rungsfonds.

Diese Erfolge führten freilich zu Selbst-
überschätzung, der Urmutter aller politi-
schen Fehler. Zwei Jahrzehnte schien es, 
als ob nur Washington in der internatio-
nalen Politik patzt. Jetzt zeigt sich, dass 
auch Moskau und Peking schwere Pan-
nen unterlaufen. Nichts demonstriert 
dies besser als Putins Generalangriff auf 
die Ukraine am 24. Februar 2022. Geplant 
als glorreiche Blitzinvasion, entpuppt 
sich das Unterfangen als Fiasko. Nach 
knapp einem Jahr sind wohl mehr als 
100.000 russische Soldaten im Nachbar-
land gefallen oder verwundet worden 
und damit doppelt so viele, wie die fast 
zweimal so bevölkerungsreiche Sowjet-
union während ihres zehnjährigen Af-
ghanistanfeldzugs von 1979 bis 1988 ver-
lor. Putin hat seine Wirtschaft ruiniert, 
Nationalbewusstsein und Zusammenhalt 
der Ukrainer gestärkt, den Westen zusam-
mengeschmiedet sowie Finnland und 
Schweden dazu getrieben, Aufnahmean-
träge in die Nato zu stellen. Das Ansehen 
seines Lands in der demokratischen Welt 
ist kollabiert, hunderttausende Russen 

sind ins Ausland geflohen. Der Überfall 
auf die Ukraine dürfte sich als der größte 
Fehler einer Großmacht seit dem Zweiten 
Weltkrieg erweisen und Russland für Ge-
nerationen schwächen.

Peking verkalkulierte sich ebenfalls, und 
wie bei Moskau ist dies Folge eigener Hy-
bris. Viel zu früh warf es die außenpoliti-
sche Maxime des Vaters des modernen 
Chinas, Deng Xiaoping, über Bord: „Halte 
dich zurück und warte ab“. Nach der Fi-
nanzkrise 2008/9 und dem Amtsantritt 
Xis ersetzte das Land Demut und Be-
scheidenheit durch ungezügeltes Hege-
monialstreben. So drohte der chinesische 
Außenminister den Teilnehmer am Süd-

ostasiatischen Regionalforum ASEAN in 
Hanoi 2010: „China ist ein großes Land 
und andere Länder sind kleine Länder, 
und das ist einfach eine Tatsache.“ Mit 
seiner Expansion im Südchinesischen 
Meer verprellt Peking alle anderen Anrai-
ner und drängt sie an die Seite der USA. 
Territorialstreitigkeiten haben Indien und 
Japan gegen China aufgebracht. Austra-
lien wird von Peking mit Strafmaßnah-
men belegt, weil es eine unabhängige 
Untersuchung des COVID-19-Ausbruchs 
forderte. Der brachiale Stil Pekings hat 
mittlerweile einen eigenen Begriff erhal-
ten: „Wolfskrieger-Diplomatie“, in Anleh-
nung an zwei hyperpatriotische, immens 
erfolgreiche chinesische Actionfilme.

Die COVID-Politik der Kommunistischen 
Partei Chinas verläuft ebenfalls katastro-
phal. Nachdem Präsident Xi das Land seit 
Anfang 2020 fast drei Jahre im Dauer-
Lockdown hielt und von der Welt ab-
schottete, änderte er angesichts von Mas-
senprotesten Ende 2022 abrupt seinen 
Kurs. Allerdings hatte er weder die effek-
tiven westlichen mRNA-Impfstoffe zuge-
lassen noch die besonders gefährdeten 
Bürger über 65 Jahre systematisch immu-
nisieren lassen. China ist also völlig un-
vorbereitet für eine Durchseuchung der 
Gesellschaft. Dieses inkompetente Corona- 
Management dürfte laut Prognosen zu 
mehr als einer Million Toten führen und 

ABB. 2B: DEMOGRAPHISCHE ENTWICKLUNG CHINA 

Quelle: https://population.un.org/wpp/Graphs/Probabilistic/POP/15-64/156 (13.01.2023)

ABB. 3: MILITÄRSTRATEGEN

© Gerhard Mester 2022

„Der Überfall auf die  
Ukraine dürfte sich als  
der größte Fehler einer 

Großmacht seit dem  
Zweiten Weltkrieg  

erweisen und Russland für 
Generationen schwächen.“

https://population.un.org/wpp/Graphs/Probabilistic/POP/15-64/156
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den von Kommunistischen Partei kulti-
vierten Mythos von der Überlegenheit ih-
rer diktatorischen Führung dauerhaft be-
schädigen.

KLUGE AMERIKANISCHE  
AUSSENPOLITIK
Die USA betrachten die neue Aggressivität 
Russlands und Chinas als Bedrohung für 
die von ihnen begründete internationale 
Ordnung, die auf Freiheit, Kooperation, Re-
geln und Institutionen beruht. Und nichts 
schärft die Sinne so sehr wie Gefahr – im 
Tierreich wie in der internationalen Poli-
tik. Rapide verabschiedet sich Washing-
ton von der gescheiterten Politik der ver-
gangenen zwei Jahrzehnte. Damals 
hatten die Präsidenten George W. Bush 
(2001–2009), Barack Obama (2009–2017) 
und Donald Trump Moskau umworben. 
Legendär in seiner Naivität war Bushs 
Satz nach einem Treffen mit Putin 2001: 
„Ich habe dem Mann in die Augen gese-
hen. Ich fand ihn sehr direkt und vertrau-
enswürdig“. Als ebenso falsch erwies sich 
Obamas Hoffnung, mit der „Neustart-Poli-
tik“ das Verhältnis zu Moskau zu verbes-
sern. Und Trump glaubte, mit Putin Deals 
von starkem Mann zu starkem Mann aus-
handeln zu können. Nach vier Jahren hat-
te ihn der Meister-Judoka im Kreml bei je-
dem Treffen aufs Kreuz gelegt.

Ausgerechnet der von Trump als schläfrig 
und senil verspottete Biden nutzt kaltblü-
tig die Chance, die sich ihm mit Russlands 
Ukraine-Invasion bietet. Dabei hilft ihm, 
dass er nie Illusionen über Putin hegte. 
Schon 2011 sagte er ihm in Anspielung auf 

Bushs Einschätzung ins Gesicht: „Ich sehe 
Ihnen in die Augen, und ich glaube, Sie ha-
ben keine Seele.“ Als frisch inthronisierter 
Präsident nannte er Putin im März 2021 
unverblümt einen „Killer“. Biden kennt die 
Ukraine besser als fast jeder westliche Po-
litiker, noch als Senator arbeitete er bis 

2009 mit an 39 Gesetzen zu ihrer Unter-
stützung. Als Vizepräsident war er Oba-
mas Sonderbeauftragter für das Land und 
besuchte es sechsmal in acht Jahren. Zum 
Vergleich: Kanzlerin Merkel war während 
ihrer doppelt so langen Regierungszeit 
nur fünfmal in der Ukraine.

Auch gegenüber China legt Washington 
alle Illusionen ab. Bush und Obama hoff-
ten noch, Peking für die Unterstützung 
der liberalen Weltordnung gewinnen zu 
können. Angesichts der immer aggressi-
veren Politik Chinas erhob schon Trump 
das Land zum Hauptgegner der USA, 
setzte dabei freilich auf einen Alleingang 
und fokussierte sich auf die Handelsbi-
lanz. Sein Nachfolger teilt Trumps Ein-
schätzung, will jedoch breite Bündnisse 
gegen Peking schmieden und dem Land 
auf allen Feldern entgegentreten. Trotz 
ihres parteipolitischen Dauerstreits tra-
gen Demokraten und Republikaner die 
harte Haltung gegenüber China und 
Russland fast geschlossen mit.

Zugleich zeigen Biden und sein außenpo-
litisches Team etwas, was man von 
Deutschland und der EU kaum kennt: 
geopolitische Beschlagenheit und Füh-
rungskraft. Das hat Tradition in den USA. 
Seit seinem Eintritt in die Weltpolitik 
führt das Land eine ständige Debatte 
über seine Grand Strategy, also die Frage, 
wie es diplomatische, ökonomische und 
militärische Mittel koordiniert einsetzt, 
um die internationale Umwelt in seinem 
Sinne zu gestalten. 1947 installierten die 

Polizisten bewachen ein abgeriegeltes Viertel in Shanghai (04.02.2021),  
© picture alliance/dpa/MAXPPP

ABB. 5: WOLODYMYR SELENSKYJ ZU BESUCH IM WEISSEN HAUS

„Der mit Abstand wichtigste Unterstützer der von Russland angegriffenen Ukraine sind die USA.“ 
Hier der amerikanische Präsident Joe Biden mit dem Staatschef der Ukraine Wolodymyr Selenskyj 
bei dessen Besuch in Washington, D.C. am 21.12.2022
© picture alliance / SvenSimon-ThePresidentialOfficeU | Presidential Office of Ukraine

ABB. 4: LOCKDOWN IN SHANGHAI
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USA einen Nationalen Sicherheitsrat, in 
dem die wichtigsten Akteure vom Präsi-
denten über den Außen- und Verteidi-
gungsminister bis hin zum CIA-Chef die 
zentralen internationalen Probleme dis-
kutieren. Seit Mitte der 1980er Jahre 
muss der Präsident dem Kongress regel-
mäßig eine „Nationale Sicherheitsstrate-
gie“ über seine weltpolitischen Ziele vor-
legen. Der Buchmarkt zu Grand Strategy 
boomt, es gibt viele Lehrstühle an Uni-
versitäten, die sich explizit damit be-
schäftigen; Hochschulen wie Harvard 
oder Duke bieten eigene Studiengänge 
an.

Unbestritten in der außenpolitischen Eli-
te ist das oberste Ziel: der Erhalt der ame-
rikanischen Vorherrschaft in der Welt. 
Dazu bauen die USA zuvorderst auf ihre 
militärische Stärke. Bei den Rüstungs-
ausgaben stellen sie China und Russland 
in den Schatten. Bei allen Fortschritten 
ihrer Rivalen übertreffen sie diese tech-
nologisch in den meisten Waffenkatego-
rien, bei Kommunikation und Aufklä-
rung. Am größten sind die Vorteile der 
USA bei Truppenführung, Kampferfah-
rung und Machtprojektion. Die Ukraine 
zeigt gerade die Überlegenheit nach ame-
rikanischem Vorbild organisierter auto-
nomer Verbände gegenüber einer zentra-
lisierten Militärmaschinerie. Zudem sind 
die US-Streitkräfte durch die Einsätze in 
Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Libyen 
und Nordsyrien kampferprobt, etwas, das 
China fast völlig abgeht. Seinen letzten 
Krieg führte Peking 1979, als ihm das 
kleine Vietnam Paroli bot. 

Vor allem verfügen die USA über ein ge-
wachsenes Netz der globalen Machtpro-
jektion. Seine elf Flugzeugträger-Grup-
pen, 68 nuklearbetriebenen U-Boote, 750 
Militärbasen in 80 Nationen und schlag-
kräftigen Verbündeten überragen die 
Möglichkeiten seiner Konkurrenten bei 
weitem (vgl. Abbildung 6). Über das im 
Zweiten Weltkrieg begründete „Five Ey-
es“-Abkommen mit Kanada, Großbritan-
nien, Australien und Neuseeland be-
treibt Amerika in allen Weltregionen 
geheimdienstliche Überwachungs- und 
Abhöranlagen. Russland mag opportu-
nistisch in Vakua vorstoßen, die westli-
che Tatenlosigkeit oder Skrupel eröff-
nen, etwa in Syrien, Libyen oder Mali. 
Doch seine Fähigkeiten zu langen, auf-

wändigen Operationen außerhalb der 
unmittelbaren Nachbarschaft sind be-
grenzt. Es hat auch nur gut 30, China ge-
rade einmal drei internationale Militär-
stützpunkte.

Seit seinem Amtsantritt nutzt Biden die-
se Vorteile, um die beiden Rivalen auszu-

manövrieren. Klarsichtig und machtbe-
wusst hat er erkannt, welche Chance der 
russische Überfall auf die Ukraine den 
USA bietet. Viele Europäer, ganz vorn die 
Deutschen, entrüsten sich moralisch und 
handeln zögerlich. Biden hingegen sieht 
Moskaus Einmarsch so, wie ihn Napole-
ons spitzzüngiger Diplomat Charles-Mau-

ABB. 7: WELTWEITE MILITÄRISCHE PRÄSENZ DER USA

Quelle: https://www.aljazeera.com/news/2021/9/10/infographic-us-military-presence-around-the-
world-interactive, Daten nach: https://dra.american.edu/islandora/object/auislandora%3A94927 
(30.04.2023)

 INFORMATION 

Mit Machtprojektion bezeichnet man 
im Rahmen der Politikwissenschaft 
und des Militärwesens die Fähigkeit 
eines Staates, seine politischen Inte-
ressen mit Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt auch weit entfernt 
von seinem eigenen Territorium 
durchzusetzen.
Quelle: Wikipedia

ABB. 6: CHINA HOLT BEI MILITÄRAUSGABEN AUF

https://www.aljazeera.com/news/2021/9/10/infographic-us-military-presence-around-the-world-interactive
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rice Talleyrand charakterisiert hätte: „Das 
ist mehr als ein Verbrechen, das ist ein 
Fehler.“ Fehler des Gegners zu erkennen 
und auszuschlachten, ist aber die hohe 
Kunst erfolgreicher Außenpolitik.

Biden weiß um eine zentrale geopoliti-
sche Tatsache: Keine noch so mächtige 
Nation hat seit dem Zweiten Weltkrieg 
einen anderen Staat eingenommen, 
wenn dieser auf dem Landweg unbe-
schränkt mit ausländischen Waffen un-
terstützt wurde. Darum verloren die USA 
gegen Nordvietnam, das die Sowjetuni-
on und China hochrüsteten, und die 
UdSSR in Afghanistan, dessen Wider-
standskämpfer, die Mujaheddin, Ameri-
ka mit Luftabwehrraketen und Panzer-
fäusten versorgte. Die  Ukraine kämpft 
deshalb nicht nur für sich selbst, sondern 
auch stellvertretend für Europa, den 
Westen und die USA. 

Washington versteht dies, und ist bereit, 
entsprechend zu handeln. Keiner hat dies 
klarer ausgesprochen als der amerikani-
sche Verteidigungsminister Lloyd Austin 
bei einem Besuch in Kiew Ende April 
2022: „Wir wollen, dass Russland so weit 
geschwächt wird, dass es die Dinge, die es 
beim Einmarsch in die Ukraine getan hat, 
nicht mehr tun kann.“ Washington ist auf 
gutem Weg, dies zu erreichen. Im ersten 
Kriegsjahr hat es 110 Milliarden Dollar an 
Unterstützung für die Ukraine genehmigt: 
für humanitäre Hilfe, für Wirtschaftskre-
dite, aber auch für Waffen und Ausbildung 
seiner Armee. Mit der Einladung an den 
ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Se-
lenskyj nach Washington, D.C. am 21. De-
zember 2022 dokumentierten die USA, 
dass sie Kyjiw langfristig und überpartei-
lich gegen die russischen Aggressoren 
beistehen werden.

Selbst wenn Russland sein Minimalziel, 
die Annexion der Ost- und Südukraine 
noch realisieren sollte, sind die Kosten 
exorbitant. Dreißig Jahre wirtschaftlicher 
Verflechtung mit dem Westen werden 
abgewickelt, das Erpressungspotenzial 
der Öl- und Gaslieferungen schwindet 

mit jedem Tag, das Land verliert den Zu-
gang zu Hochtechnologie und Knowhow, 
die klügsten Köpfe fliehen vor Putins 
Schreckensregime. Sogar das eigene 
Waffenarsenal ist erschöpft, Moskau 
muss bei international geächteten Staa-
ten wie Iran und Nordkorea Drohnen und 
Artilleriegranaten kaufen, um die ukrai-
nische Zivilbevölkerung zu terrorisieren. 

Das russische Bruttosozialprodukt brach 
wegen des Kriegs und der westlichen 
Sanktionen allein 2022 um vier Prozent 
ein, die Armut gerade auf dem Land 
wächst, und es gibt keine Aussichten auf 
eine Besserung der Lage. 1991 erbrachte 
Russland noch vier Prozent der globalen 
Wirtschaftsleistung. Bald dürfte dieser 
Wert auf unter ein Prozent fallen. Im 
schlimmsten Fall wird das Land zu ei-
nem riesigen Nordkorea: ein ökonomisch 
desolater, nuklear hochgerüsteter Paria-
Staat, der nur mehr als Störenfried, je-
doch nicht als Gestaltungsmacht in der 
Weltpolitik mitmischt.

China ist da eine andere Hausnummer, 
beim Bruttoinlandsprodukt den USA fast 
ebenbürtig, mit einem rapide wachsen-
den Militärbudget und globalen Ambitio-
nen. Biden hat deshalb dessen Einhe-
gung zum alles überwölbenden Ziel 
Amerikas erklärt. Zwar gelingt es Peking, 
schwache Länder Afrikas und Ozeaniens 
auf seine Seite zu ziehen, indem es ihre 
autoritären Eliten mit Geld umgarnt. 
Aber die wichtigen Staaten des Indopa-
zifik rücken näher an die USA, weil sie 
das aggressive China fürchten. Biden 
nutzt ihre Sorgen, um alte Bündnisse zu 
stärken und neue zu begründen. Im März 
2021 lud er die Regierungschefs Japans, 
Australiens und Indiens zum ersten Gip-
fel des Quadrilateralen Sicherheitsdia-
logs (Quad) ein. Dessen oberstes Ziel ist 
es, einen „freien und offenen Indopazifik“ 
und eine „auf Regeln basierende mariti-
me Ordnung im Ost- und Südchinesi-
schen Meer“ zu gewährleisten. Auch 
ohne explizite Nennung Chinas ist klar: 
Die von ihm ausgehende Bedrohung 
führt die vier Mächte zusammen. Die 
wachsende Bedeutung der Quad zeigt 
sich nicht zuletzt daran, dass sich ihre 
obersten Vertreter seither in kurzen Ab-
ständen noch drei weitere Male trafen.

Im September 2021 initiierte Biden außer-
dem das trilaterale Militärbündnis Aukus 
(Australien, United Kingdom, United 

States), das sich ebenfalls gegen den 
wachsenden Einfluss Chinas in der Indo-
pazifik-Region richtet. Ein zentrales Pro-
jekt ist es, Australien mit nuklearbetrie-
benen U-Booten zu versorgen, mit denen 
es sein Einsatzgebiet bis vor die Küste 
Chinas ausdehnen kann. Und Washing-
ton demonstrierte Peking und Moskau, 
dass es nach wie vor zahlreiche Staaten 
hinter sich zu scharen vermag. Im De-
zember 2021 nahmen an seinem virtuel-
len „Gipfel für Demokratie“ 110 Länder teil.

SUPERMACHT  USA
Amerikas Rückkehr ins große Spiel der 
Weltpolitik hat Folgen für Deutschland 
und Europa. Biden weiß, dass der alte 
Kontinent aufgrund seiner Wirtschafts-
kraft der entscheidende Verbündete im 
Machtkampf mit Russland und China 
sein kann. Deshalb umwirbt er insbeson-
dere das von Trump vielgescholtene Ber-
lin. Putins Krieg gegen die Ukraine und 

Xis rabiater Kurs nach innen und außen 
erleichtern Bidens Aufgabe. Nach zwei 
Jahrzehnten rückt Deutschland von sei-
ner illusionären Beschwichtigungspoli-
tik gegenüber Moskau und Peking ab und 
nähert sich dem amerikanischen Weg 
an. Die EU erkennt, dass die von ihm 1991 
angesichts des Jugoslawienkriegs aus-
gerufene „Stunde Europas“ immer noch 
nicht gekommen ist und wohl nie kom-
men wird. Sogar die großen Drei, 
Deutschland, Frankreich und Großbritan-
nien, realisieren: Wenn es hart auf hart 
geht, hat sich wenig geändert in der 
transatlantischen Machtverteilung seit 
den Kalten-Kriegs-Tagen. Ohne politi-
sche Führung und militärische Mittel der 
USA ist Europa in der globalen Politik 
nicht einmal die Hälfte wert. 

Hinweis: Zuletzt erschien von Professor 
Dr. Stephan Bierling das Buch „America 
First. Donald Trump im Weißen Haus“ im 
Verlag C.H. Beck.

„Die  Ukraine kämpft  
deshalb nicht nur für sich 

selbst, sondern auch  
stellvertretend für Europa, 
den Westen und die USA.“

„Biden weiß, dass der alte 
Kontinent aufgrund seiner 

Wirtschaftskraft der  
entscheidende Verbündete 

im Machtkampf mit  
Russland und China  

sein kann.“
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Zusatzmaterialien fin-
den Sie auf Moodle  
(Info siehe Umschlag)

IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Jana Deiß, Andrea Rall)

AUFGABEN ZUM BASISTEXT
1.	� Charakterisieren Sie die Entwicklung 

der amerikanischen Außenpolitik 
nach den Terroranschlägen vom  
11. September 2001.

2.	� Analysieren Sie arbeitsteilig im Rah-
men einer Gruppenarbeit die von Ste-
phan Bierling dargestellten Gründe für 
die „Robustheit“ der USA als Weltmacht: 
Physische Vorteile – Fehler der Rivalen 
– Kluge amerikanische Außenpolitik.

3.	� „Amerikas Rückkehr ins große Spiel der 
Weltpolitik hat Folgen für Deutschland 

und Europa. Biden weiß, dass der alte 
Kontinent aufgrund seiner Wirtschafts-
kraft der entscheidende Verbündete im 
Machtkampf mit Russland und China 
sein kann. Deshalb umwirbt er insbe-
sondere […] Berlin.“ Charakterisieren Sie 
die außenpolitische Linie des US-ame-
rikanischen Präsidenten Biden. 

4.	� Vergleichen Sie die militärische Macht 
der USA, Russlands und Chinas. Einen 
Lösungshinweis finden Sie auf Moodle 
Mo1.

5.	� „Ohne geopolitische Führung und mili-
tärische Mittel der USA ist Europa in 
der globalen Politik nicht einmal die 
Hälfte wert.“ Erläutern Sie, welche 
Handlungsoptionen sich daraus für Eu-
ropa ergeben. 

6.	� Stephan Bierling bezeichnet den An-
griff Russlands auf die Ukraine als 
„größte[n] Fehler einer Großmacht seit 
dem Zweiten Weltkrieg.“ Erklären Sie 
diese Aussage. 

MATERIALIEN

Hinweis: �Obiger Beitrag ist Teil eines größeren Projektes, in dem die Schülerinnen und Schüler Leitlinien 
für eine Nationale Sicherheitsstrategie entwickeln sollen. Dieses wird auf Seite 22 f. genauer be-
schrieben und didaktisch aufbereitet. 
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Während Deutschland gegenwärtig seine 
erste umfassende und ressortübergreifende 
Nationale Sicherheitsstrategie formuliert, ha-
ben die USA vor wenigen Wochen ihre wich-
tigsten Strategiedokumente für die Bereiche 
Sicherheit und Verteidigung fortgeschrieben: 
die National Security Strategy (NSS) sowie Na-
tional Defense Strategy (NDS) der Regierung 
Biden wurden veröffentlicht [...]. Die Botschaft 
beider Papiere ist eindeutig und unverkenn-
bar: Die USA legen ihren strategischen 
Schwerpunkt auf den Indo-Pazifik, um dem 
aus US-Sicht größten sicherheits- und vertei-
digungspolitischen Herausforderer, China, an-
gemessen begegnen zu können. Eingebettet 
wird diese regionale Fokussierung in den sich 
verschärfenden Systemkonflikt zwischen De-
mokratien und Autokratien [...].

„Twin challenges of our time“ – die Be-
schreibung des Sicherheitsumfeldes

Die neue National Security Strategy (NSS) 
der USA ist geprägt von der Maxime, dass die 
Vereinigten Staaten und ihre Verbündeten vor 
einer doppelten Herausforderung im kom-
menden Jahrzehnt stehen: Zum einen stellen 
die Amerikaner sich auf einen fortwährenden 
globalen Systemwettbewerb zwischen Demo-
kratien und Autokratien um internationale 
und regionale Gestaltungsmacht ein. Dem 
Zielbild autoritär-revisionistischer Staaten wie 
China und Russland, aber auch Iran und Nord-
korea, setzt die aktuelle Sicherheitsstrategie 
entgegen, nach einer freien, offenen, prospe-
rierenden und sicheren internationalen Ord-
nung zu streben.

Zum anderen weist die NSS auf transnatio-
nale Herausforderungen hin, die das Funda-
ment nationaler und internationaler Sicher-

heit berühren. Dazu zählt die Strategie allen 
voran die fortschreitende Erderwärmung, aber 
auch Nahrungsunsicherheiten, Pandemien, 
Energieknappheit und Inflation, welche im 
Kontext des geopolitischen Wettbewerbs ver-
standen und angegangen werden sollen. Das 
heißt im Umkehrschluss: Im Zweifel muss die-
sen Herausforderungen gemeinsam mit tat-
sächlichen und potenziellen Rivalen begeg-
net werden, da transnationale Probleme keine 
geografischen Grenzen kennen.

Im Zentrum der geopolitischen Rivalität 
steht auf kurze Frist und unmittelbar Russ-
land, was die USA an Moskaus erneutem und 
breit angelegten Angriff auf die Ukraine fest-
machen. […] So geloben die USA, die Ukrainer 
weiter in ihrem Freiheitskampf zu unterstüt-
zen, ebenso wie sie sich abermals dazu beken-
nen, NATO-Territorium zu verteidigen und na-
tionale Kerninteressen zu schützen. Besonders 
erwähnenswert hingegen ist die Annahme, 
dass Russland im Angesicht geschwächter 
konventioneller Kräfte künftig verstärkt auf 
seine nuklearen Fähigkeiten setzen werde. 
Eine verstärkte Betonung der Rolle von Nukle-
arwaffen – einschließlich der Modernisierung 
jener Fähigkeiten – beobachten die Amerika-
ner auch in Chinas Verteidigungspolitik […].

Grundsätzlich stuft die NSS China als 
größte strategische Herausforderung ein – 
nicht nur mit Blick auf die Modernisierung 
seines Atomwaffenarsenals, sondern vor 
allem aufgrund seiner expansiven Hand-
lungen und Ambitionen, zuvorderst im in-
do-pazifischen Raum. Peking, so heißt es 
in der NSS, sei der einzige Herausforderer, 
der die Absicht und zunehmend auch die 
wirtschaftlichen, diplomatischen, militäri-
schen und technologischen Mittel habe, um 

die internationale Ordnung gemäß eigener 
Vorstellung umzugestalten.

Antworten auf Chinas Ambitionen
[...] Ungeachtet der offenen Fragen leitet die 

neue US-Verteidigungsstrategie vier Prioritä-
ten für das Pentagon ab:
1. �Schutz des US-amerikanischen Kernlandes 

vor den vielschichtigen Gefahren, die von 
China ausgehen,

2. �Abschreckung strategischer (sprich: nukle-
arer) Angriffe auf die USA, ihre Alliierten 
und Partner,

3. �im Falle des Versagens von Abschreckung 
siegreich aus einem militärischen Konflikt 
mit China (und an zweiter Stelle mit Russ-
land) hervorzugehen,

4. �resiliente Streitkräfte schaffen, die sich auf 
ein krisenfestes Verteidigungsökosystem 
verlassen können. […]

Schlussfolgerungen für Deutschlands Si-
cherheit und Verteidigung

Für die deutsche Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik lassen sich im Wesentlichen drei 
Schlussfolgerungen aus dem Zweiklang der 
aktualisierten US-amerikanischen Sicher-
heits- und Verteidigungsstrategie ziehen, die 
dringend im Erarbeitungsprozess der Natio-
nalen Sicherheitsstrategie Deutschlands re-
flektiert werden sollten.

Erstens muss Deutschland eine Antwort 
darauf finden, wie es auf die von den USA ge-
forderte engere Verzahnung europäischer und 
indo-pazifischer Sicherheit zu reagieren ge-
denkt. [Daraus sollte hervorgehen], wie genau 
Berlin zur Sicherheit und womöglich Vertei-
digung von Partnerstaaten in der Region bei-
zutragen gedenkt. Eng damit verbunden ist 

http://www.elearning-
politik.net/moodle39
http://www.elearning-
politik.net/moodle39
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die Frage, ob Deutschland in seiner gleichfalls 
mit Spannung erwarteten China-Strategie 
dem Vorbild Washingtons folgen und die zu-
nehmende Konfrontation mit China in den 
Mittelpunkt seines strategischen Denkens 
und Handels rücken wird. Gegenwärtig las-
sen sich kaum Anzeichen in der deutschen 
Debatte finden, die auf eine Übernahme des 
US-amerikanischen Ansatzes schließen las-
sen.

Zweitens muss Deutschland – gemeinsam 
mit anderen europäischen Partnern – eine 
Antwort auf das starke militärische Ungleich-
gewicht im euroatlantischen Beziehungsge-
flecht finden. Es ist mittlerweile eine Binse, 
wiewohl nicht weniger wahr oder dringlich, 

dass die USA eine ausgeglichenere militäri-
sche Lastenteilung von den europäischen Al-
liierten fordern. Das Sondervermögen für die 
Bundeswehr in Höhe von 100 Milliarden Euro 
ist nur ein erster – wenn auch überfälliger 
und notwendiger – Schritt, um die deutschen 
Streitkräfte zu modernisieren. Um weitere 
milliardenschwere und dauerhaft angelegte 
Investitionen wird Deutschland nicht herum-
kommen, will das Land bündnisfähig und mi-
litärisch wehrhaft bleiben.

Drittens kann Deutschland die zunehmen-
de Bedeutung von Nuklearwaffen in den 
Streitkräften und der strategischen Planun-
gen Russlands und Chinas nicht ignorieren. 
Die US-amerikanischen Strategiedokumente 

reagieren darauf, indem sie anerkennen, dass 
Rüstungskontrolle und Vertrauensbildung 
zwischen Antagonisten schwieriger werden, 
während nuklearen Kapazitäten für die Si-
cherheitsvorsorge von Staaten zurecht wie-
der mehr Gewicht beigemessen wird. […] Das 
Nachdenken über zeitgemäße nukleare Ab-
schreckung ist (nicht nur) in Deutschland 
weitgehend verkümmert. In diesem Bereich 
erneut und verstärkt Kompetenzen aufzubau-
en, ist eine dringende Aufgabe für die deut-
sche Sicherheitspolitik.

© https://www.baks.bund.de/sites/baks010/files/ar-
beitspapier_sicherheitspolitik_2023_1.pdf 
(23.03.2023)

 M2 	� DER UNHEIMLICH MÄCHTIGE PARTNER - DEUTSCHLANDS ABHÄNGIGKEIT VON DEN USA,  
REPORT MÜNCHEN 21.02.2023

https://www.br.de/fernsehen/das-erste/sendungen/report-muenchen/europa-abhaengigkeit-usa-100.html (23.03.2023)

 M3 	� NICOLAI VON ONDARZA, MARCO OVERHAUS: STRATEGISCHE SOUVERÄNITÄT NEU DENKEN,  
SWP-AKTUELL 2022/A 29, 11.04.2022

Fortschritte hin zu einer größeren strategi-
schen Souveränität Europas hängen wesent-
lich auch vom institutionellen Handlungs- 
rahmen und von der institutionellen Hand-
lungsfähigkeit ab. Problematisch bleiben die 
komplexen institutionellen Strukturen in der 
euro-transatlantischen Sicherheit. Die Mit-
gliedschaften von EU und Nato überlappen sich 
nur teilweise. Daneben sind noch zahlreiche 
minilaterale und Ad-hoc-Koalitionen entstan-
den. Der Brexit hat dieses Problem verstärkt.

Was die nichtmilitärischen Aspekte strate-
gischer Souveränität anbelangt, bietet nur die 
EU einen geeigneten institutionellen Hand-
lungsrahmen. Nur sie nämlich verbindet die 
Kompetenzen, den politischen Rahmen und – 
wenngleich mit Verbesserungspotential – die 
demokratische Legitimität, um weitreichende 
Entscheidungen zu fällen, etwa zu Sanktionen, 
Energiepolitik, Handelspolitik, Weltraumpro-
grammen und dem Euro als gemeinsame Wäh-
rung.

Mit der engeren Anbindung an den euro-
päischen Binnenmarkt und an europäische 
Programme hat die EU zudem ein Angebot 
der Annäherung für Staaten, die noch kein 
EU-Mitglied sind. Das betrifft die Ukraine, die 
Republik Moldau, Georgien und einige Län-
der des Westbalkans [...]. In absehbarer Zeit 
jedoch werden die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten weder einen nuklearen Schirm wie den 
der USA noch eine glaubwürdige konventio-
nelle Beistandsverpflichtung nach Artikel 42 
(7) des EU-Vertrags bieten können. Wichti-
ger noch: Die Debatten über strategische Au-
tonomie und Souveränität haben gezeigt, 
dass es verhängnisvoll ist, wenn die Mit-
gliedstaaten die EU gegen die Nato ausspie-
len und umgekehrt. Das blockiert jeglichen 
Fortschritt und reißt tiefe Gräben zwischen 

den EU-Staaten auf. Stattdessen sollte noch 
stärker auf die Komplementarität und Ko-
operation der beiden Organisationen hinge-
wirkt werden.

Mittelfristig sollte daher klar sein, dass die 
Nato der Rahmen für kollektive Verteidigung 
ihrer Mitglieder bleibt. Jede militärische Integ-
ration in der EU sollte daher so eng wie möglich 
mit der Allianz koordiniert und auch für den 
Nato-Einsatz ausgerichtet werden. Denn die EU 
kann einen Beitrag zur Verteidigungsfähigkeit 
leisten, indem sie auf ihre Stärken setzt: Koor-
dinierung beim Aufwuchs von Verteidigungs-

ausgaben der EU- bzw. Nato-Staaten, Stärkung 
der europäischen Rüstungsindustrie und der 
Aufbau eigener integrierter Fähigkeiten, die 
dann auch der Bündnisverteidigung zur Verfü-
gung stehen.

Europäische Verteidigungsfähigkeit in der 
Nato bedeutet, dass das Bündnis in fünf oder 
zehn Jahren auch dann noch glaubhaft seine 
Mitglieder schützen können muss, falls die USA 
ihr politisches Engagement und ihre militäri-
schen Beiträge in Europa wieder reduzieren.

© doi:10.18449/2022A29 (25.03.2023)

© Gerhard Mester
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ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

DIE ROLLE CHINAS IN DER  
„NEUEN WELTORDNUNG“
GUNTER SCHUBERT

China kommt in der gegenwärtigen internationalen Debatte über eine „Neue Weltordnung“ eine zentrale Bedeutung zu. 
Es ist der sich seit den 1980er Jahren vollziehende wirtschaftliche und politische Aufstieg dieses Landes von kontinen-
talen Ausmaßen, der Ängste vor einer autoritär verfassten, unkalkulierbaren und unkontrollierbaren „Supermacht“ be-
feuert. Diese stehe dem „Westen“ feindlich gegenüber, weil sie dessen Werte – vor allem die Universalität der Menschen-
rechte und die Präferenz für eine demokratische System- und Gesellschaftsordnung – nicht teile. China strebe nach 
Weltherrschaft, zunächst durch die Kontrolle über seine unmittelbare Staatenperipherie in Asien, dann aber sukzessi-
ve auch über den Rest der Welt. Weiterhin wird das Ordnungsdenken im „Westen“ in weiten Teilen von der teleologi-
schen Vorstellung eines „Ausscheidungskampfes“ zwischen den USA, der „einzig verbliebenen Supermacht“ nach dem 
Ende des Ost-West-Konflikts Anfang der 1990er Jahre, und ihres immer mächtigeren Herausforderers, des nominell 
kommunistischen Chinas, bestimmt. Vor allem kleinere Staaten seien in dieser Auseinandersetzung zunehmend ge-
zwungen, sich auf eine Seite zu schlagen und entweder dem von den USA geführten „westlichen“ Lager oder aber China 
zu folgen. Die Welt teile sich auf diese Weise allmählich in zwei unterschiedliche Einflusssphären auf. Deren Grenzen 
seien derzeit zwar noch unklar; die entstehende „neue Weltordnung“ werde aber zweifellos durch die Konfrontation zwi-
schen dem „Westen“ und China geprägt und hochgradig konfliktträchtig sein. 

Abb. 1: Der chinesische Präsident Xi Jinping und der russische Präsident Vladimir Putin auf dem Gipfeltreffen der „Shanghai Cooperation Organisa-
tion“ (SCO) in Samarkand, Usbekistan (15.09.2022) © picture alliance / ASSOCIATED PRESS | Alexandr Demyanchuk 

DIE CHINESISCHE  
PERSPEKTIVE
Diese Sicht lässt sich nicht nur im „Wes-
ten“, sondern auch in China antreffen. 
Während man jedoch im „Westen“ China 
für die neue Polarisierung in der interna-

tionalen Politik verantwortlich macht, ist 
es in der chinesischen Wahrnehmung 
gerade umgekehrt: Dort ist es der „Wes-
ten“, der Chinas „eigenen Weg“ zu einem 
entwickelten und „starken“ Land unter-
binden und dem Land die „westliche“ 
Lesart von Demokratie und Menschen-

rechten aufzwingen wolle. Er wolle sogar, 
durch die politische Unterstützung Tai-
wans, Chinas territoriale Integrität zer-
stören. Dies erinnere an die kolonialisti-
schen Zumutungen des „Westens“ (und 
Japans) im China des 19. und frühen 20. 
Jahrhunderts. Insbesondere die USA ak-
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zeptierten ihren globalen Bedeutungsver-
lust durch den Aufstieg Chinas nicht und 
täten alles, um die chinesische Einfluss-
zunahme etwa in den Ländern des globa-
len Südens und in internationalen Orga-
nisationen zurückzudrängen, aber auch 
Chinas Anstrengungen etwa zur Ent-

wicklung von Zukunftstechnologien und 
Setzung globaler technologischer Stan-
dards zu unterbinden. Europa, so ist es in 
China oft zu hören, solle sich in dieser Si-
tuation von den USA emanzipieren und 
zur Herausbildung einer „multipolaren“ 
Weltordnung beitragen, in der sich die In-
teressen aller „großen Mächte“ gegenein-
ander ausbalancieren. Als „große Mäch-
te“ gelten in China neben dem eigenen 
Land die USA, Europa, Japan, Russland 
und Indien; tendenziell aber auch Brasili-
en und Südafrika – also jene Staaten, die 
zusammen mit Russland, Indien und Chi-
na den 2009 ins Leben gerufenen BRICS-
Verbund bilden. China stellt sich somit 
offensichtlich ein „Konzert der Mächte“ 
nach dem Muster des vorherrschenden 
Ordnungsparadigmas des 19. Jahrhun-
derts vor, demzufolge einflussreiche 
Staaten ihre jeweiligen politischen Ord-
nungen und nationalen Interessen wech-
selseitig respektieren und auf diese Wei-
se ein stabiles Kräftegleichgewicht 
erwirken – aus Chinas Perspektive die 
Voraussetzung für Frieden und Prosperi-
tät in der Welt.

„Multipolarität“ kann als das ordnungspo-
litische Metakonzept in der innerchine-
sischen Debatte über eine „neue Weltord-
nung“ bezeichnet werden. Es geht einher 
mit Forderungen nach Nichteinmi-
schung in die inneren Angelegenheiten 
eines Staates und der uneingeschränk-
ten Anerkennung der einzelstaatlichen 
Souveränität, bietet aber keine unmittel-
bare Handhabe für die Lösung von zwi-
schenstaatlichen Konflikten. Auch stellt 
sich die Frage, ob „Multipolarität“ aus chi-
nesischer Perspektive eine noch zu rea-
lisierende Zielvorstellung ist oder aber 

lediglich den Zustand der gegenwärtigen 
internationalen Beziehungen bezeichnet, 
den die Staatenwelt akzeptieren und 
nach besten Kräften zementieren sollte 
– anstatt ihn durch (vor allem „westli-
che“) Versuche der Allianzbildung und 

der Etablierung komplexer multilateraler 
Regime aufweichen zu wollen. Für China 
entsteht Ordnung einerseits durch Mul-
tipolarität und andererseits durch die bi-
laterale Bearbeitung von Konflikten, in 
der entweder die „großen Mächte“ unter 
sich bleiben und nach Lösungen suchen 
oder aber mit kleineren Staaten über ei-
nen modus vivendi verhandeln.

Hier spiegelt sich ein Ordnungsverständ-
nis wider, das zu einem guten Teil auf der 
imperialen Vergangenheit Chinas beruht, 
aber auch der modernen („westlichen“) 
Idee eines „gutmütigen Hegemons“ ent-
spricht – der Vorstellung also, dass Chi-
na durch seine Macht, aber auch durch 

„vorbildliches Verhalten“, eine internatio
nale Führungsrolle beanspruchen darf, 
die letztlich zum Nutzen aller ist, die die-
se Rolle anerkennen. Dieses Grundmotiv 
in den chinesischen Vorstellungen von 
einer gut geordneten Welt, deren Wurzeln 
in den kosmologischen und philosophi-
schen Denktraditionen des „Reiches der 
Mitte“ liegen, und seine Übersetzung in 
das heutige außenpolitische Denken und 
Handeln Chinas sollen im Folgenden ge-
nauer erläutert werden. Dazu wird zwi-
schen Chinas Peripherie, der darüber hi-
nausreichenden Staatenwelt und einem 
globalen Ordnungsrahmen, Tianxia, un-
terschieden. 

PERIPHERIEPOLITIK
Die für das Ordnungsdenken in China jen-
seits der eigenen Grenzen zunächst rele-
vante Region ist die chinesische Periphe-
rie, also die unmittelbaren Anrainerstaaten 
und „nahen Nachbarn“, auch wenn diese 
keine direkte Grenze mit China teilen. In 
der imperialen Zeit waren dies die Gebiete 

der sich über das Tributsystem symbo-
lisch zu einer chinesischen Suzeränität 
(Oberhoheit) bekennenden Nomaden-
stämme der zentralasiatischen Steppen 
und der Königreiche Südostasiens. Heute 
sind es im Wesentlichen die Staaten, die 
Adressaten der 2013 auf den Weg gebrach-
ten Seidenstraßeninitiative (Belt and 
Road-Initiative/BRI, vgl. Abbildung 2) – ei-

 INFORMATION 

Man spricht von Multilateralismus, 
wenn mehrere Staaten ihre Politik 
miteinander absprechen und gleich-
berechtigt gemeinsam handeln. Man 
geht davon aus, dass alle beteiligten 
Staaten von einer Zusammenarbeit 
profitieren. Beispiele für multilatera-
le Zusammenarbeit von Staaten sind 
die Vereinten Nationen und die Euro-
päische Union, aber auch das Pariser 
Abkommen zum Klimaschutz. Letz-
teres stellt ein internationales Re-
gime dar, das ein bestimmtes Prob-
lemfeld durch akzeptierte Regeln 
dauerhaft steuert. 
Quelle: Bundeszentrale für politische 
Bildung (bearbeitet)
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Suzeränität meint die Oberhoheit ei-
nes Staates über einen anderen, wo-
bei letzterem eine Teilsouveränität 
bleibt, er also nicht vollkommen sei-
ne Souveränität verliert.
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ABB. 2: DIE NEUE CHINESISCHE SEIDENSTRASSE

© picture-alliance/ dpa-infografik | dpa-infografik

Aus Sicht Chinas „ist es der 
„Westen“, der Chinas „eige-
nen Weg“ zu einem entwi-
ckelten und „starken“ Land 
unterbinden und dem Land 
die „westliche“ Lesart von 

Demokratie und Menschen-
rechten aufzwingen wolle.”

„Multipolarität kann als das 
ordnungspolitische Meta-
konzept in der innerchine-
sischen Debatte über eine 
„neue Weltordnung“ be-

zeichnet werden.”
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nes umfassenden Infrastruktur- und Kon-
nektivitätsprojekts, mit dem die VR China 
die Länder in Zentral-, Südost- und Süd-
asien mit der eigenen Volkswirtschaft eng 
vernetzen und darüber hinaus Wirt-
schaftskorridore nach Afrika und Europa 
errichten will. Die Bezeichnung BRI soll an 
die alten Karawanen- bzw. Handelsrouten 
erinnern, über die in der imperialen Zeit 
der Handelsverkehr zwischen China, dem 

Orient und Europa abgewickelt wurde.
So will China, als wichtigster Investor der 
Seidenstraßeninitiative, die Vorausset-
zungen für einen integrierten Wirt-
schaftsraum in seiner Peripherie schaffen 
und sich gleichzeitig als regionale Füh-
rungsmacht profilieren. Wirtschaftliche 
Entwicklung und der damit verbundene 
Zugang zu Krediten sind die wichtigsten 
Anreize für die chinesischen Nachbarlän-
der, sich an der Seidenstraßeninitiative zu 
beteiligen und entsprechende Abkommen 
mit China zu unterzeichnen. Der Zugang 
zu diesen „Clubgütern“ (s. Abbildung 2, S. 8) 
und den damit verbundenen langfristigen 
Profitperspektiven steht aber prinzipiell 
allen Staaten offen – also auch dem „Wes-
ten“. Sie können auch Mitglieder der 2015 
auf chinesische Initiative gegründeten 
multilateralen Asiatischen Infrastruktur-
investmentbank (AIIB) werden, die die im 
Rahmen der BRI aufgelegten Projekte fi-
nanziert. Ende 2022 gehörten bereits mehr 

als 90 Länder der AIIB als ordentliche Mit-
glieder an, darunter Australien, Neusee-
land, Großbritannien und zahlreiche EU-
Staaten inklusive Deutschland – nicht 
aber die USA und Japan. Dies zeigt, dass 
die BRI-Initiative international viel Inter-

esse auf sich zieht. Allerdings wird China 
in diesem Kontext häufig vorgeworfen, 
mit seinen enormen Direktinvestitionen 
Schuldenfallen zu legen und wirtschaftli-
che Abhängigkeiten zu schaffen, die poli-
tisch ausgenutzt werden – etwa um sich 
besser gegen internationale Kritik wegen 
der zahlreichen Menschenrechtsverlet-
zungen im Land oder völkerrechtlich 
höchst umstrittener territorialer Ansprü-
che im Südchinesischen Meer zu wapp-
nen, aber auch um mehr direkten Einfluss 
auf die Staaten in der eigenen Peripherie 
zu bekommen. China hat aus dieser Kritik 
gelernt und etwa seine Kreditpolitik in 
den letzten Jahren partiell angepasst, 
etwa durch die Stundung oder den Erlass 
von Schulden der BRI-Empfängerländer. 
Zudem sind dem Investitionsengagement 
Beijings durch eine schwierigere wirt-
schaftliche Lage in China selbst inzwi-
schen Grenzen gesetzt, sodass der relati-
ve Anteil chinesischen Kapitals an 
BRI-Projekten in der Zukunft sinken dürf-
te. Denn China befindet sich in einem 
strukturellen wirtschaftlichen Wandel mit 
sinkenden Wachstumsraten und einem 
steigenden inländischen Investitionsbe-
darf, um den Entwicklungssprung zu ei-
ner Innovationsökonomie zu schaffen. Al-
lerdings wird die BRI auch zukünftig mit 
dem regionalen Führungsanspruch Chi-
nas und einer daraus resultierenden akti-
ven Peripheriepolitik, mit dem Ziel der 
Schaffung eines von China dominierten 
Wirtschaftsraums und einer politischen 
Einflusssphäre in Gesamtasien, verbun-
den bleiben.

Als Antwort darauf versuchen der „Wes-
ten“ und Japan seit einigen Jahren, mit 
einer eigenen „indo-pazifischen“ Ent-
wicklungsstrategie der Anziehungskraft 
der BRI-Initiative eine wirksame Alterna-
tive entgegenzusetzen. Damit soll der 
Einfluss Chinas auf die Nachbarregionen 

reduziert und gleichzeitig ein alternatives 
Konnektivitätsprojekt verwirklicht wer-
den, das „globale Güter“ bereitstellen soll 
und also nicht von China dominiert wird. 
Ein „offener Indo-Pazifik“ (s. Abbildung 3) 
soll auch die chinesischen Gebietsan-
sprüche im Südchinesischen Meer kon-
terkarieren, da die angestrebte wirt-
schaftliche Entwicklung der Region des 
„Indo-Pazifik“ die Sicherung der Freiheit 
der Schifffahrt auf der Grundlage völker-
rechtlicher Normen miteinschließt.

Aus chinesischer Perspektive werden da-
mit jedoch legitime chinesische Interes-
sen und Rechte verletzt und der Versuch 
unternommen, die eigene Peripherie ge-
gen China in Stellung zu bringen – vor al-
lem im Südchinesischen Meer, wo China 
zahlreiche territoriale Ansprüche auf Ge-
biete geltend macht, die ihm nach Maß-
gabe eines Urteils des Internationalen 
Schiedsgerichtshofes aus dem Jahr 2016 
nicht zustehen. In seiner unmittelbaren 
Peripherie beansprucht China ungeach-
tet dessen aber auch heute eine implizi-
te Suzeränität: Sie ist de facto chinesi-
sches Hoheitsgebiet. Dort kann niemals 
gegen, sondern nur in Kooperation mit 
China, bei grundsätzlicher Anerkennung 
des chinesischen Hoheitsanspruchs, 
agiert werden. Das gilt auch für die ver-
schiedenen multilateralen Regime und 
Regionalorganisationen in Asien, in de-

„China [wird im Kontext der 
Seidenstraßeninitiaitve] 
häufig vorgeworfen, mit  

seinen enormen Direktin-
vestitionen Schuldenfallen 
zu legen und wirtschaftli-

che Abhängigkeiten zu 
schaffen.”

„Wirtschaftliche Entwick-
lung und der damit verbun-

dene Zugang zu Krediten 
sind die wichtigsten Anrei-

ze für die chinesischen 
Nachbarländer, sich an der 

Seidenstraßeninitiative  
zu beteiligen.”

 INFORMATION 

Ziel der Asiatischen Infrastrukturin-
vestmentbank (AIIB) ist es u.a., nach-
haltige wirtschaftliche Entwicklung 
in Asien zu fördern. Der Schwerpunkt 
liegt dabei in der Förderung öffentli-
cher und privater Investitionen in die 
Infrastruktur, wie z.B. Energie, Ver-
kehr, Telekommunikation, v.a. auch 
weniger entwickelter Staaten.
Anlass zur Gründung war die Unzu-
friedenheit Chinas über die aus sei-
ner Sicht ungerechten Machtverhält-
nisse in IWF und Weltbank.
Quelle: Bundesfinanzministerium, 
bearbeitet

ABB. 3: DIE INDO-PAZIFISCHE REGION

Quelle: OpenStreetMap, CC BY-SA 2.0

INDO-PACIFIC REGION

file:///Volumes/PMGi/Projekte_PMGi/L/LZBW/Heft_085/001_angeliefert/Schubert/openstreetmap.org/copyright
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/de/
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nen China mitwirkt und die Tagesord-
nung bestimmt – etwa das ASEAN-Regi-
onalforum oder die, von China selbst 
initiierte und 2001 gegründete Shanghai-
er Organisation für Zusammenarbeit. Eine 
besondere Bedeutung hat in diesem Zu-
sammenhang Chinas enge wirtschaftli-
che Kooperation mit den ASEAN-Mit-
gliedsstaaten im Rahmen des ASEAN+1 
(+ China)-Prozesses, die bereits 2010 zu 
einer gemeinsamen Freihandelszone 
und 2020 zur Unterzeichnung eines Ab-
kommens über eine regionale umfassen-
de Partnerschaft (Regional Comprehensi-
ve Economic Partnership/RCEP) führte, 
an der auch Japan und Südkorea beteiligt 
sind. Diese Regime sind wichtige Ele-
mente der chinesischen Peripheriepoli-
tik, durch die die Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen China und seinen 
Anrainerstaaten stark verdichtet und 
tendenziell auch die politische Mitspra-
che Beijings in den politischen Angele-
genheiten der Region verstärkt werden.

GLOBALPOLITIK
Von der chinesischen Peripheriepolitik 
zu unterscheiden ist die chinesische Glo-
balpolitik, die sich – wiederum in gewis-
ser Anlehnung an die imperiale Vergan-
genheit – auf alle Länder der „erweiterten 
Peripherie“ erstreckt. Dies soll wiederum 
zu wechselseitigem Vorteil sein. China 
kultiviert hier das Image eines großen 
Landes, das seinen Partnern und Freun-
den viel zu bieten hat und bereit ist, für 
internationale Stabilität und Wohlstand 
zu arbeiten. Ähnlich der Seidenstraßen-
initiative profiliert sich China in Afrika 

schon seit rund zwei Jahrzehnten als In-
vestor großer Infrastrukturprojekte, wäh-
rend China in Lateinamerika eher als 
Kreditgeber auftritt und in die Ausbeu-
tung von Rohstoffen oder die Produktion 
von Nahrungsmitteln für den eigenen 
Konsum investiert; in Ozeanien tritt Chi-
na wiederum als Wirtschaftspartner auf, 
dem es vor allem um militärstrategische 
Positionsgewinne gegenüber den USA im 
Pazifik geht. Afrika, Lateinamerika und 
Ozeanien gehören somit zur erweiterten 
Peripherie, in der China nach Anerken-
nung als legitime „große Macht“, viel-
leicht gar Führungsmacht strebt und da-
für vor allem sein wirtschaftliches 
Gewicht in die Waagschale wirft. Auch 
hier ist die Kritik nicht ausgeblieben – 

vor allem, aber nicht nur, aus dem „Wes-
ten“, der China eine neokolonialistische 
Politik der Ausbeutung und finanziellen 
Knebelung des globalen Südens vorwirft 
– und dabei von der Tatsache ablenkt, 
dass der gewaltige Investitionsrückstand 
in diesen Ländern diese – mangels vom 
„Westen“ bereitgestellter Alternativoptio-
nen – in Chinas Arme treibt. Ungeachtet 
aller Probleme findet die chinesische Be-
reitschaft zum investiven Engagement 
im globalen Süden selbst deshalb viel An-
erkennung. Gleichzeitig lernt China auch 
dort aus seinen Fehlern und passt seine 
globalpolitischen Strategien an. Solange 
es keine entschiedene Hinwendung Eu-
ropas und der USA zum globalen Süden 
gibt, wird China ein wichtiger Partner für 
diese Staaten bleiben und damit seinen 
politischen Einfluss in diesen Weltregio-
nen konsolidieren können.

Aber auch im „Westen“ selbst verfolgt Chi-
na globalpolitische Ziele. So werden die 
Versuche chinesischer Staatsunterneh-
men bzw. mit dem Staat eng kooperieren-
der Privatunternehmen, europäische und 
US-amerikanische Unternehmen aufzu-
kaufen oder sich substantielle Beteiligun-
gen zu verschaffen, in jüngerer Zeit zuneh-
mend kontrovers diskutiert, immer 
schärfer reguliert und teilweise durch Ver-
bote unterbunden. Der chinesische Tech-
nologiekonzern Huawei steht als promi-
nentes Beispiel für die vermutete Strategie 
Chinas, sich durch seine „Einkaufspolitik“ 

„Solange es keine entschie-
dene Hinwendung Europas 
und der USA zum globalen 
Süden gibt, wird China ein 
wichtiger Partner für diese 
Staaten bleiben und damit 
seinen politischen Einfluss 

in diesen Weltregionen kon-
solidieren können.”

ABB. 4: DIE ASEAN-MITGLIEDSSTAATEN

Quelle: Freepik.com., https://de.freepik.com/vektoren-kostenlos/asean-kartenillustration_10781593.htm 
(30.04.2023)

ABB. 5: �EISENBAHNVERBINDUNG ZWISCHEN NAIROBI UND NAIVASHA (KENIA)

Die Eisenbahnlinie wurde von chinesischen Ingenieuren geplant und vom chinesischen Staat fi-
nanziert. © picture alliance/EPA-EFE | DANIEL IRUNGU

https://de.freepik.com/vektoren-kostenlos/asean-kartenillustration_10781593.htm


38 Heft 85 | 2023

in Europa und den USA systematisch Zu-
griff auf die kritischen Infrastrukturen des 
„Westens“ zu verschaffen und diesen poli-
tisch erpressbar zu machen. China verfol-
ge damit nicht nur das Ziel, Einfluss im 
„Westen“ selbst zu gewinnen, sondern die 
„liberale Welt(handels)ordnung“ nach chi-
nesischen Wünschen umzugestalten, was 
verhindert werden müsse – eine Haltung, 
die in China wiederum mit dem Vorwurf 
der Wettbewerbsverzerrung, Diskriminie-
rung und des Versuchs, China „klein zu 
halten“, gekontert wird. 

Wenn es auf chinesischer Seite tatsäch-
lich eine gegenüber dem „Westen“ ziel-
strebig verfolgte globalpolitische Strategie 
der Einflussnahme durch wirtschaft- 
liche Unterwanderung gegeben haben 
sollte, so ist diese nicht nur wegen der 
vielen neu aufgebauten Regulierungssys-
teme in den USA und Europa fehlgeschla-
gen. Auch ist die Kritik an Chinas Wirt-
schaftsprotektionismus und „Staats- 
kapitalismus“ im „Westen“ lauter als je 
zuvor. Zusammen mit der Anprangerung 
schlimmer Menschenrechtsverletzun-
gen, vor allem im Umgang mit nationa-
len und religiösen Minderheiten wie den 
Uiguren, und der neuen „westlichen“ De-
batte über eine gefährliche wirtschaftli-
che Abhängigkeit von China hat diese 
Kritik u. a. zur Forderung nach einer Zu-
rückverlagerung kritischer Lieferketten 
aus China geführt. China wiederum hat 
seinen globalpolitischen Ansatz modifi-
ziert. Zukünftig steht die Erreichung 
technologischer Autarkie im Mittelpunkt 
der chinesischen Industrie- und Innova-
tionspolitik, von der wiederum die un-
mittelbare Peripherie profitieren soll. Da-
mit bereitet sich China auf eine neue 
Phase im Prozess der Entstehung einer 
„Neuen Weltordnung“ vor, in der die Mög-
lichkeit einer geopolitischen und -ökono-
mischen Blockbildung – hier eine westli-
che, dort eine chinesische Einflusssphäre 
– sowie einer partiellen De-Globalisie-
rung, u.a. durch die „Domestifizierung“ 
von Lieferketten, ernstgenommen wird. 

Gleichzeitig arbeitet China durch aktive 
Beteiligung in internationalen Organisa-
tionen (IOs) – z.B. in den Friedensmissio-
nen der Vereinten Nationen und den in-
ternationalen Klimakonferenzen – für 
den Erhalt der bestehenden globalen Ord-
nungsstruktur und fordert, dass diese 
stärker auf chinesische Interessen ausge-
richtet und insofern transformiert wer-
den muss. So hat China in den vergange-
nen Jahren z.B. durchgesetzt, dass die 
Spitzen zahlreicher IOs, etwa in der Welt-
bank, im Internationalen Währungsfonds, 
bei Interpol und in wichtigen internatio-
nalen Organisationen, die Technologie-
standards setzen, mit chinesischem Füh-
rungspersonal besetzt werden und mehr 
chinesische Technologiestandards Ein-
gang in die entsprechenden internationa-
len Regime finden. Während China also 

im globalen Süden Einfluss gegen „Club-
güter“ (vgl. Abbildung 2, S. 8) tauscht, geht 
es ihm im „Westen“ um eine stärkere Be-

rücksichtigung nationaler Interessen in 
den institutionellen Strukturen der beste-
henden „liberalen“ Weltordnung. Insge-
samt geriert sich China insofern nicht als 
„revisionistische Macht“, sondern als 
transformative Macht mit dem Ziel, das 
internationale System an die sich verän-
dernde Machtverteilung zwischen dem 
„Westen“ und China anzupassen. 

TIANXIA … ALS LEITBILD 
EINER NEUEN  
WELTORDNUNG?

In der innerchinesischen Debatte wird 
seit einigen Jahren auch über die mögli-
che Relevanz des Tianxia-Konzepts für 
eine von traditionellen chinesischen Ord-
nungsvorstellungen inspirierte Gestal-
tung einer „neuen Weltordnung“ disku-
tiert. Tianxia – „alle(s) unter dem 
Himmel“ – als Leitidee für ein sowohl 
wohlgeordnetes Reich als auch für eine 
wohlgeordnete Welt außerhalb Chinas 
geht ideenhistorisch auf die Zeit unmit-
telbar vor der ersten Reichseinigung 
durch die Qin (221-207 BCE) zurück, als 
sich in China verschiedene Fürstentümer 
bekämpften und um die Vorherrschaft 
rangen. Im Kern ging es den politischen 
Denkern damals darum, eine stabile poli-
tische Ordnung mit moralischen Voraus-
setzungen für eine legitime Herrschaft zu 
verbinden, um damit dauerhaft aus dem 
Chaos konkurrierender Machtansprüche 
herauszufinden. Daraus entwickelte sich 
im Laufe der Jahrhunderte die Vorstel-
lung eines wohl geordneten staatlichen 
Gemeinwesens, das über seine Grenzen 
hinaus ordnungsstiftend wirken würde. 
Tianxia wurde zur philosophischen und 
ideologischen Ordnungsleitvorstellung 
des chinesischen Reiches, die einerseits 
eine politische Gemeinschaft – durchaus 
dem modernen Nationalstaat ähnlich – 
bezeichnete, andererseits aber einen zi-
vilisatorischen (bzw. zivilisierenden) An-
spruch in sich trug: Zhongguo war das 
„Reich der Mitte“, das sich durch eine vor-
bildliche Herrschaft des Kaisers und eine 
daraus resultierende Harmonie zwischen 

Himmel und Erde – konkret: durch das 
friedliche Zusammenleben der vielen in-
nerhalb von Chinas Grenzen lebenden 
Völker – auszeichnete und deshalb einen 
positiven Einfluss auf die Ordnung in der 
chinesische Peripherie und sogar in wei-
ter entfernten Regionen ausstrahlte.

Chinesische, aber auch „westliche“ Intel-
lektuelle debattieren heute darüber, in-
wiefern Tianxia für die globale Debatte 
über eine „neue Weltordnung“ nutzbar ge-
macht werden könnte. Besonders oft wird 
dabei das Werk des chinesischen Gegen-
wartsphilosophen Zhao Tingyang zitiert, 
der die Idee einer Welt jenseits des Zeit-
alters der Nationalstaaten entworfen hat, 
in der China mit seiner Tianxia-Tradition 
eine wesentliche Aufgabe als ordnungs-
stiftende Kraft zufallen könnte. Nach 
Zhao hat Tianxia drei Bedeutungsebenen: 
eine geografische, auf die gesamte Welt 
bezogene Bedeutung; eine psychologi-
sche, auf das normative Bekenntnis aller 
Völker zur Existenz einer „globalen Fami-
lie“ bezogene Bedeutung; und eine politi-
sche, auf die Herstellung einer dauerhaf-
ten Ordnung garantierende Weltregierung 
bezogene Bedeutung. Zhao macht keine 
konkreten Vorschläge zur institutionel-
len Umsetzung seiner Vorschläge, betont 
aber, dass Chinas konfuzianische Geis-
testradition und das damit verbundene 
politische Denken die gesamte Welt in 
den Blick nimmt und deren Wohl(geord-
netheit) in einem wechselseitigen Ab-
hängigkeitsverhältnis zu Stabilität und 
Prosperität in China steht. 

Die Idee einer normativen Verpflichtung 
Chinas gegenüber der Welt bzw. der Her-
stellung einer „neuen Weltordnung“ findet 
sich auch in den Schriften und Reden des 
derzeitigen KP-Generalsekretärs und 
Staatspräsidenten Xi Jinping. Dieser 
spricht von einer „Weltschicksalsgemein-
schaft“, die sich drängenden globalen 
Problemen gegenübersieht und diese nur 
gemeinsam lösen kann. Der Aufstieg Chi-
nas wird aus dieser Perspektive zu einer 
Chance für die ganze Welt, denn China sei 
bereit, seine Fähigkeiten und Erfahrun-
gen in den Dienst der Staatengemein-
schaft zu stellen und an einer neuen glo-
balen Ordnungsstruktur mitzuarbeiten. 
Man kann dies als ideologische Worthül-
sen abtun, mit denen der chinesische 
Staats- und Parteichef lediglich knallhar-
te nationale Interessen verschleiern will, 
die China verfolgt – genauso wie Zhao 
Tingyang von seinen Kritikern im „Wes-
ten“ vorgeworfen wird, im besten Fall 
naiv zu sein, aber eher wohl die neo-im-
perialen Ansprüche einer aufsteigenden 
Supermacht ideologisch legitimieren, der 
bestehenden „liberalen Weltordnung“ ein 
Ende setzen und eine globale „Pax Sinica“, 
eine neue, von China dominierte Weltord-
nung, etablieren zu wollen. Dem ist aller-
dings entgegenzuhalten, dass sich der 
Aufstieg Chinas zu einer „Supermacht“ 

„Insgesamt geriert sich  
China insofern nicht als  
„revisionistische Macht“, 

sondern als transformative 
Macht mit dem Ziel, das in-
ternationale System an die 
sich verändernde Macht- 
verteilung zwischen dem 

„Westen“ und China  
anzupassen.“
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kaum verhindern lassen wird – weder 
durch US-amerikanische Sanktionen und 
„Entkoppelungsnarrative“ noch durch 
Menschenrechtskritik und politische 
Ausgrenzungsversuche. China ist und 
bleibt ein großes, kreatives, lebendiges 
und widerstandfähiges Land – ungeach-
tet seines autoritären politischen Systems 
und seiner zunehmenden Repressionen 
im Innern. Es wird die globale Politik in 
Zukunft noch entscheidender prägen als 
dies heute schon der Fall ist. Die „neue 
Weltordnung“ wird deshalb entscheidend 
von China abhängen und die Bezugnahme 
auf das Tianxia-Konzept in der innerchi-
nesischen Diskussion über Chinas zu-
künftige Rolle in der Welt könnte eine dis-
kursive Brücke bauen zu internationalen 

Überlegungen hinsichtlich der Ausgestal-
tung von solidarisch geteilter globaler 
Verantwortung, einer Reform des Systems 
der Vereinten Nationen und der Verpflich-
tung der „Großen Mächte“ zur Sicherung 
globaler öffentlicher Güter wie Klimaneu-
tralität, Frieden, Zugang zu Bildung und 
einer fairen Aufteilung unserer knappen 
natürlichen Ressourcen.

FAZIT
Auch wenn sich die innerchinesische 
Diskussion über Chinas Rolle in der „neu-
en Weltordnung“ stark an westlichen 
Ordnungsvorstellungen und Theoriede-
batten orientiert, lassen sich einige Spe-
zifika erkennen, die einen eigenen chine-
sischen Ordnungsdiskurs markieren. Im 
Hinblick auf das Multipolaritätskonzept 
steht dieser Diskurs in der westlichen 
Tradition des „Konzerts der großen Mäch-
te“ oder in der chinesischen Tradition des 
Gleichgewichtsdenkens von „Maß und 
Mitte“. Allerdings begreift sich China 
gleichzeitig als regionale Führungs-

macht, die seiner unmittelbaren Periphe-
rie in Zentral-, Südost- und Südasien 
zwar „Clubgüter“ anbietet und dieser da-
mit Anreize zur Gefolgschaft gibt, aber 
auch einen klaren Suprematieanspruch 
gegenüber den Staaten in seiner unmit-
telbaren Nachbarschaft formuliert. Global 
begreift sich China zunehmend als 
Normgeberin und Stakeholder, die in den 
bestehenden internationalen Organisa
tionen und Regimen mehr Einfluss ent-
falten und die dort institutionalisierte 
Macht des „Westens“ (unter Führung der 
USA) zurückdrängen will. Auch die Grün-
dung eigener regionaler und internatio-
naler Organisationen verweist auf das 
chinesische Bestreben, die nunmehr ent-
stehende „neue Weltordnung“ stärker ge-
gen chinesische Interessen auszubalan-
cieren bzw. diese dort einzuflechten. Das 
Tianxia-Konzept schließlich reflektiert 
die chinesische Vorstellung, dass eine 
„wohlgeordnete Welt“ unter dem Himmel 
möglich ist und China eine besondere 
Verantwortung dafür wahrzunehmen be-
reit ist – aber auch die Feststellung, dass 
diese Welt nicht ohne eine Wahrung chi-
nesischer Interessen wohlgeordnet sein 
kann und die Welt deshalb China auch 
entgegenkommen muss.

Insgesamt zeigt sich hier ein modernes 
imperiales – nicht imperialistisches – 
Denken, in dem China wieder den Platz 
einnehmen will, den es entsprechend 

seiner Größe – in territorialer, histori-
scher, wirtschaftlicher und militärischer 
Hinsicht – zu verdienen meint. Es geht 
China nicht um die Untergrabung der be-
stehenden, von den USA nach dem 
Zweiten Weltkrieg maßgeblich aufge-
bauten und geprägten („liberalen“) Welt-
ordnung, sondern um deren Transfor-
mation in eine stärker an chinesischen 
Interessen und Bedürfnissen ausgerich-
tete Struktur. Dass dieses Bestreben 
nicht allenthalben, vor allem nicht im 
„Westen“, auf Sympathie stößt, ist aus 
chinesischer Perspektive zwar nachvoll-
ziehbar, aber nicht akzeptabel. Letztlich 
gibt es zu einer solchen Transformation 
nur die Alternative einer Abwendung 
Chinas von den bestehenden Institutio-
nen der derzeit bestehenden Weltord-
nung und damit die Gefahr einer Zerstö-
rung dieser Ordnungsstruktur. Das sollte 
keiner wollen – weder im „Westen“ noch 
in China. 

“Der Aufstieg Chinas zu ei-
ner „Supermacht“ [wird 

sich] kaum verhindern las-
sen […] – weder durch US-

amerikanische Sanktionen 
[…] noch durch Menschen-
rechtskritik und politische 

Ausgrenzungsversuche.”

ABB. 6: �IDEALTYPISCHE DARSTELLUNG DES ZEITGENÖSSISCHEN ORDNUNGS-
DENKENS IN CHINA

Quelle: Eigene Darstellung
Hinweis: Tian: der Himmel, Xia: unter dem Himmel

“Es geht China nicht um die 
Untergrabung der bestehen-
den […] („liberalen“) Weltord-

nung, sondern um deren 
Transformation in eine stär-
ker an chinesischen Inter-

essen und Bedürfnissen 
ausgerichtete Struktur.”
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Zusatzmaterialien fin-
den Sie auf Moodle  
(Info siehe Umschlag)

IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Jana Deiß, Andrea Rall)

AUFGABEN ZUM BASISTEXT
1.	� Vergleichen Sie die Außenwirkung 

Chinas mit der im Basistext darge-
stellten Wahrnehmung der internati-
onalen Politik innerhalb Chinas.  
Gehen Sie dabei auch auf die darge-
stellte Sicht Chinas auf Europa ein. 

2.	� Erörtern Sie, inwieweit man den Sta-
tus der internationalen Beziehungen 
als „multipolar“ bezeichnen kann. 

3.	� Beurteilen Sie die „Seidenstraßeniniti-
ative“ als Maßnahme Chinas, sich als 
regionale Führungsmacht zu profilie-
ren.

4.	� Überprüfen Sie die These, der „Westen“ 
versuche China „klein zu halten“. 

5.	� Erörtern Sie die These, der Aufstieg Chi-
nas werde „zu einer Chance für die gan-
ze Welt.“

6.	� Vergleichen Sie die These „[…] die neue 
Weltordnung wird deshalb entschei-
dend von China abhängen“ mit den 
Ausführungen Stephan Bierlings  
(S. 26 ff.). Einen Lösungshinweis finden 
Sie auf Moodle Mo1.

7.	� „Insgesamt zeigt sich hier ein modernes 
imperiales – nicht imperialistisches – 

Denken, in dem China wieder den Platz 
einnehmen will, den es entsprechend 
seiner Größe zu verdienen scheint. […] 
Letztlich gibt es zu einer solchen Trans-
formation nur die Alternative einer Ab-
wendung Chinas von den bestehenden 
Institutionen der derzeit bestehenden 
Weltordnung und damit die Gefahr ei-
ner Zerstörung dieser Ordnungsstruk-
tur. Das sollte keiner wollen. Weder im 
„Westen“ noch in China.“ Erläutern Sie, 
welche Handlungsoptionen sich daraus 
für die USA und Europa ergeben. 

Hinweis: �Obiger Beitrag ist Teil eines größeren Projektes, in dem die Schülerinnen und Schüler Leitlinien 
für eine Nationale Sicherheitsstrategie entwickeln sollen. Dieses wird auf Seite 22 f. genauer 
beschrieben und didaktisch aufbereitet. 

MATERIALIEN

 M1 	�JANA PUGLIERIN: WOHIN FÜHRT DER EPOCHENBRUCH? KONTUREN EINER NEUEN  
ORDNUNG FÜR EUROPAS SICHERHEIT, IN: INTERNATIONALE SICHERHEIT, AUS:  
AUS POLITIK UND ZEITGESCHICHTE 40-41/2022

Die „Zeitenwende“ ist mehr als nur der 
Bruch zwischen Russland und dem Westen. 
Sie besteht in einem grundsätzlichen Wan-
del des internationalen Systems, weg von 
der regelbasierten internationalen Ordnung 
und hin zu einem Wettbewerb der Systeme. 
Dabei geht es, wie der China-Experte Mikko 
Huotari 2021 schrieb, nicht in erster Linie 
„um einfache Dichotomien wie Kapitalis-
mus/Demokratie oder Kommunismus/Dik-
tatur (…), sondern um den Umgang mit ei-
nem Einparteienstaat, der sich erfolgreich 
in den globalen Kapitalismus integriert und 
ihn umstrukturiert, internationale Regeln 
gestaltet und die Diktatur unter digitalen Be-
dingungen neu erfindet“.   China versteht 
sich selbst und sein System als kulturelle 
und ideologische Alternative zu den Verei-
nigten Staaten beziehungsweise zur Idee der 
Demokratie. Es kann dabei auf die Unter-

stützung Russlands setzen, das sich im Zuge 
der wachsenden Entfremdung von Europa 
in den vergangenen Jahren immer mehr an 
Beijing angenähert hat. Als Konsequenz des 
Krieges in der Ukraine ist Russland noch 
mehr zum Juniorpartner Chinas geworden. 
Die Rivalität zwischen den Großmächten 
bringt auch die völlige Dysfunktionalität des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen als 
oberster Instanz zur Wahrung des Friedens 
mit sich. Eine zentrale Frage für die zukünf-
tige europäische Sicherheitsordnung ist da-
her die nach der Legitimationsquelle militä-
rischer Gewalt.

Sowohl China als auch Russland haben 
sich in den vergangenen Jahren vermehrt 
nicht-militärischer Mittel der Einflussnah-
me bedient, um den Westen zu spalten und 
das europäische Projekt zu torpedieren. In 
beiden Fällen hat sich die Idee, dass eine 

enge wirtschaftliche Verflechtung zu einer 
Annäherung und einer demokratischen Öff-
nung gen Westen führen würde, als Trug-
schluss entpuppt. Stattdessen nutzen so-
wohl Russland als auch China diese gezielt 
als Waffe aus. Wie gefährlich es ist, sich in 
einem strategisch wichtigen Bereich von ei-
nem Akteur abhängig zu machen, der die 
Ausnutzung dieser Abhängigkeit als Mittel 
für hybride Kriegsführung instrumentali-
siert, bekommt Deutschland gerade in Form 
einer massiven Energiekrise zu spüren. Die 
Schlachtfelder des 21. Jahrhunderts sind 
auch die Infrastruktur und die Institutionen 
der Globalisierung.

Quelle: https://www.bpb.de/shop/zeitschrif-
ten/apuz/internationale-sicher-
heit-2022/513508/wohin-fuehrt-der-epochen-
bruch/ (21.02.2023), CC BY-NC-ND 3.0 DE 

 M2 	�ANDREAS ERNST: EUROPA SUCHT SEINE CHINA-POLITIK. SIE KÖNNTE EIN SCHRITT HIN 
ZUR «STRATEGISCHEN AUTONOMIE» WERDEN, IN: NEUE ZÜRCHER ZEITUNG, 16.03.2023

Durch die Welt fährt ein Hauch von Kal-
tem Krieg. China und die USA bauen an ih-
ren Machtblöcken. Wo soll sich Europa ver-
orten?

Wenn der im amerikanischen Luftraum 
abgeschossene chinesische Luftballon (eine 
Wetterstation? Ein Spionagegerät?) eine Eis-
zeit zwischen den Großmächten auslöst, 
kann man dann sagen: Es herrscht wieder 
Kalter Krieg? Jedenfalls sagte der amerika-
nische Außenminister Antony Blinken nach 

dem seltsamen Zwischenfall die Reise nach 
Peking ab. Und seither dreht die Abwärtsspi-
rale in den Beziehungen zwischen China und 
den USA. 

Diese Rivalität ist unvermeidlich. China ist 
eine aufsteigende Macht, die den Plan ver-
folgt, die Welt neu zu ordnen. Die USA taten 
dies während 30 Jahren fast unangefochten, 
nachdem sie 1989 den ersten Kalten Krieg 
gewonnen hatten. Den Platz als Primus wer-
den sie nicht kampflos aufgeben. Doch die 

Polemik zwischen den Mächten hat eine be-
unruhigende Schärfe erreicht. Für Xi Jinping, 
den chinesischen Alleinherrscher, ist Ame-
rika eine Macht, die sein Land „eindämmen, 
einkreisen und niederhalten“ will. Das will er 
sich nicht bieten lassen. Jenseits des Pazi-
fiks bezeichnet der Vorsitzende des China-
Komitees im amerikanischen Repräsentan-
tenhaus China als einen „techno-totalitären 
Parteienstaat“ und den kommunistischen 
Gegner der „freien Welt“.

http://www.elearning-
politik.net/moodle39
http://www.elearning-
politik.net/moodle39
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/internationale-sicherheit-2022/513508/wohin-fuehrt-der-epochenbruch/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/internationale-sicherheit-2022/513508/wohin-fuehrt-der-epochenbruch/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/internationale-sicherheit-2022/513508/wohin-fuehrt-der-epochenbruch/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/internationale-sicherheit-2022/513508/wohin-fuehrt-der-epochenbruch/
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de/
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Was den zweiten Kalten Krieg vom ersten 
unterscheidet, ist aber nicht die Schärfe der 
Rhetorik, sondern die wechselseitige wirt-
schaftliche Abhängigkeit zwischen den USA, 
China und Europa. Wie soll sich Europa (die 
EU) in dieser Dreiecksbeziehung positionie-
ren? Als Juniorpartner der USA oder als ein 
eigenständiger Akteur? Die vorsichtige Ant-
wort lautet: am besten beides. Wenn wir ein-
mal von der Annahme ausgehen, dass die 
Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen die Außenpolitik der EU repräsentiert, 
dann gelingt die Gratwanderung zwischen 
Selbständigkeit und Anlehnung gar nicht so 
schlecht. Von der Leyen und Präsi-
dent Biden einigten sich letzte Wo-
che auf eine gemeinsame Risiko-
einschätzung: Die EU und die USA 
müssten verhindern, dass das Wis-
sen und das Kapital ihrer Firmen 
„den technologischen Fortschritt 
des Rivalen in militärischer und 
geheimdienstlicher Hinsicht“ be-
förderten.

Doch was heißt das? In den USA 
ist die China-Politik eines der letz-
ten Felder, in denen es einen über-
parteilichen Konsens gibt zwischen 
Demokraten und Republikanern. 
Die Konkurrenz der Parteien führt 
deshalb zu einem Überbietungs-
wettbewerb unter „Falken“. Eine 
Folge davon ist die Maximalforde-
rung, China technologisch zu isolieren bzw. 
die Ökonomien zu entkoppeln („de-coupling“). 
Von der Leyen zieht einen andern Begriff vor: 
„de-risking“, statt wirtschaftliches Abkoppeln 
das Minimieren der Risiken. Die Unterschei-
dung könnte auf einen eigenständigen euro-
päischen Weg verweisen.

Bis vor kurzem wurden europäische Inte-
ressen fast ausschließlich als wirtschaftli-
che Interessen definiert. Vor allem Deutsch-
lands China-Politik war merkantilistisch 

ausgerichtet. Das geht jetzt nicht mehr. Wie 
schnell aus wirtschaftlicher Abhängigkeit 
eine Waffe werden kann, zeigt der Konflikt 
mit Russland. 

In der neuen Welt, in der wir leben, sind 
Unabhängigkeit und Nicht-Erpressbarkeit 
hohe Werte, für die bezahlt werden muss. 
Konkret könnte das bedeuten, dass Deutsch-
land beim Ausbau der 5G-Infrastruktur jetzt 
definitiv auf die Verwendung der riskanten 
Huawei-Technologie verzichtet. Die Nieder-
lande zahlen schon jetzt einen Preis, indem 
sie modernste Chip-Printer nicht nach Chi-
na exportieren. Das Land gab zu Recht dem 

Druck der Amerikaner nach, weil diese Tech-
nologie auch militärisch sehr begehrt ist. Aber 
auch bei der Produktion von Batterien, den 
Technologien für erneuerbare Energie oder 
bei der Herstellung von Medikamenten muss 
die Abhängigkeit von China abgebaut oder 
vermieden werden.

Allerdings sollte sich Europa in der Tai-
wan-Politik nicht ins Schlepptau Washing-
tons nehmen lassen. Provokationen durch 
hochrangige Besuche in Taipeh und die Eröff-

nung quasidiplomatischer Vertretungen Tai-
wans in europäischen Hauptstädten sind un-
nötig und schädlich. Es widerspricht 
europäischen Interessen, wenn ein Land wie 
Litauen aus innenpolitischen Gründen Tai-
wan wie einen unabhängigen Staat behan-
delt. Und – wenn dann China mit Sanktionen 
reagiert – von der EU erwartet, dass sie die 
Kastanien aus dem Feuer holt. Die Ein-China-
Politik zusammen mit der Forderung nach ei-
nem absoluten Gewaltverzicht Pekings ge-
genüber Taiwan sollte die Leitlinie bleiben.

Europa hat ein großes Interesse daran, die 
Beziehungen zu China nicht unter den Ge-

frierpunkt fallen zu lassen. Das hat 
offensichtlich mit der überragenden 
Bedeutung der wirtschaftlichen Be-
ziehungen zu tun. Aber auch mit 
dem Krieg in der Ukraine. Sein Aus-
gang ist für Europa (anders als für 
die USA) von höchster geopolitischer 
Bedeutung. Deshalb muss alles getan 
werden, damit Peking dem Kreml 
keine Waffen liefert. Sonst droht die-
ser Krieg tatsächlich zu einem Stell-
vertreterkonflikt zu werden, in dem 
die Ukraine zerstört und die Ostflan-
ke von EU und Nato bedroht wird. Die 
Einmischung Pekings wird am ehes-
ten verhindert, wenn Europa den 
Chinesen zeigt, dass es zwar in ei-
nem klar definierten Rahmen zu-
sammenarbeiten möchte. Chinesi-

sche Waffenlieferungen an Russland würden 
aber sofort zu Sanktionen führen. Eine sol-
che China-Politik – in Abstimmung, aber 
nicht in Abhängigkeit von Washington – 
würde einer europäischen Leerformel Leben 
einhauchen: der Rede von der strategischen 
Autonomie.

© https://www.nzz.ch/meinung/europas-
chinapolitik-ist-ein-schritt-zur-strategi-
schen-autonomie-ld.1730559 (23.03.2023). 

© Gerhard Mester 2022

https://www.nzz.ch/meinung/europas-chinapolitik-ist-ein-schritt-zur-strategischen-autonomie-ld.1730559
https://www.nzz.ch/meinung/europas-chinapolitik-ist-ein-schritt-zur-strategischen-autonomie-ld.1730559
https://www.nzz.ch/meinung/europas-chinapolitik-ist-ein-schritt-zur-strategischen-autonomie-ld.1730559
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ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

FRIEDEN SCHAFFEN MIT MEHR WAFFEN? 
STRATEGISCHES DENKEN STATT  
MILITARISIERUNG
JOHANNES VARWICK

Für die Lieferung von schweren Waffen an die Ukraine zur Wahrnehmung ihres legitimen Rechts auf Selbstverteidi-
gung gibt es nachvollziehbare Gründe. Allerdings gibt es ebenso gewichtige Gegenargumente. So verständlich die Un-
terstützung der Ukraine mit Waffenlieferungen ist, so unverantwortlich wäre es, der Ukraine bedingungslos in ihrer 
„Sieges-Rhetorik“ zu folgen und das mit zunehmenden Waffenlieferungen zu befeuern. Denn natürlich kann es auch 
sein, dass mit Waffenlieferungen ein womöglich aussichtsloser Kampf der Ukraine nur verlängert oder blutiger wird 
bzw. der Konflikt zu einem Krieg zwischen Russland und der Nato eskaliert. Mehr Energie in diplomatische Verhand-
lungen und Interessenausgleich zu investieren, wäre dann die bessere Strategie. Die Debatte sollte unter strategi-
schen Gesichtspunkten geführt und nüchtern Chancen und Risiken abgewogen werden.

Abb. 1: Zeitenwende © picture alliance / Bildagentur-online/Ohde 

Russlands Krieg gegen die Ukraine ist in 
Zielen und Mitteln unstrittig ein Zivilisa-
tionsbruch, der die internationale Politik 
auf vielen Ebenen verändert hat und wei-
ter verändern wird. Er ist nicht nur eines 
der strukturprägendsten Ereignisse der 
internationalen Sicherheitspolitik der 
vergangenen 30 Jahre, er ist auch eine Be-
währungsprobe für alle, die im Feld der Si-
cherheitspolitik arbeiten – sei es in der 
Politik, der Administration, den Streitkräf-

ten oder der Wissenschaft. Wer diese Be-
währungsprobe bestanden hat, scheint im 
öffentlichen Diskurs einstweilen ent-
schieden: Das Maß an Solidarität mit der 
Ukraine wird vornehmlich an Umfang 
und Qualität von Waffenlieferungen ge-
messen, politische Lösungen oder War-
nungen vor unkalkulierbarer Eskalation 
stehen in der medialen Berichterstattung 
nicht hoch im Kurs (Maurer/Haßler/Jost 
2022), werden gar als wahlweise naiv oder 

russlandfreundlich diffamiert. Zugleich 
werden Waffenlieferungen an die Ukraine 
kontrovers diskutiert, und Umfragen zei-
gen, dass die Bevölkerung in zwei etwa 
gleich große Gruppen von Befürwortern 
und Gegnern gespalten ist (vgl. Abbildung 
2). Einerseits soll mit der Lieferung von 
Waffen die Chance der Ukraine zur Selbst-
verteidigung erhalten werden, anderer-
seits gilt es, die Gefahr einer unkontrol-
lierbaren Eskalation zu begrenzen.
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ZEITENWENDE UND DAS 
FALLEN VON TABUS 

Kern einer Zeitenwende ist, dass es ein 
Davor und ein Danach gibt – und das Da-
nach anders aussieht. Es ist jedoch frag-
lich, ob dabei alle Tabus fallen sollten. Das 
gilt auch für die Frage von Waffenliefe-
rungen in Konfliktgebiete. War Zurück-
haltung – in der Erkenntnis, dass mehr 
Waffen einen Konflikt nicht lösen, son-
dern verlängern – jahrzehntelange Praxis 
in Deutschland, gilt dies heute nicht 
mehr. Der aus dem Jahr 1971 stammende 
Grundsatz, Waffen grundsätzlich nur an 
Bündnispartner im Rahmen der NATO 
und EU zu liefern und eine Genehmigung 

der Ausfuhr in Länder zu untersagen, die 
in bewaffnete Auseinandersetzungen 
verwickelt sind oder in denen solche dro-
hen, ist damit hinfällig. Deutschland lie-
fert nach anfänglicher Zögerlichkeit in-
zwischen ein breites Spektrum an Waffen 
in die Ukraine, von Aufklärungsdrohnen, 
Panzerabwehrraketen, Luftverteidigungs-
systemen, Munition für Mehrfachrake-
tenwerfer über Flugabwehrkanonenpan-
zer bis hin zu Kampfpanzern. Der Wert 
der im Zeitraum von Januar 2022 bis Ja-
nuar 2023 von der Bundesregierung er-
teilten Einzelgenehmigungen für die Aus-
fuhr von Rüstungsgütern in die Ukraine 
beträgt 2,3 Mrd. Euro, und Deutschland 
gehört damit zu den größten Lieferlän-
dern (zum Vergleich: Die USA haben im 
selben Zeitraum Rüstungsgüter im Wert 
von rd. 26 Mrd. USD, Großbritannien von 
rd. 4 Mrd. USD geliefert). 

VÖLKERRECHTLICHE  
ASPEKTE UND POLITISCHE 
GRAUZONEN
Mit der Lieferung von Waffen ist es aber 
nicht getan. Eine Ausbildung ukraini-
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Quelle: infratest dimap, eigene Darstellung

Deutschland sollte keine Kampfpanzer liefern:
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© Umfragen & Analysen I infratest-dimap.de

ABB. 2B: �LIEFERUNG VON „LEOPARD"-KAMPFPANZERN AN DIE UKRAINE

Quelle: infratest dimap, eigene Darstellung

ABB. 3A: �STAATLICHE HILFE FÜR DIE UKRAINE – IN PROZENT DES BIP  
DES GEBERLANDES (AUSGEWÄHLTE LÄNDER)

„So verständlich die  
Unterstützung der  

Ukraine mit Waffen- 
lieferungen ist, so  

unverantwortlich wäre 
es, der Ukraine  

bedingungslos in ihrer 
„Sieges-Rhetorik“ 

zu folgen.“

„War Zurückhaltung  
– in der Erkenntnis, dass 

mehr Waffen einen  
Konflikt nicht lösen,  

sondern verlängern – 
jahrzehntelange Praxis in 

Deutschland, gilt dies 
heute nicht mehr.“
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scher Soldaten in Deutschland ist dabei 
ebenso eingepreist wie die nachhaltige 
Lieferung von Munition, der Aufbau ei-
ner belastbaren Logistikkette und War-
tungen des Geräts auch in Deutschland. 
Und wenn man schon auf diesem Weg 
ist, dann dürften auch Kampfflugzeuge, 
Kampfdrohnen oder Kriegsschiffe – so 
jedenfalls die schon lange geäußerte 
Forderung der Ukraine – nicht mehr ta-
buisiert werden. Der Resonanzboden für 
solche Forderungen in der deutschen 
Debatte nimmt jedenfalls zu. Zwar 
schloss Kanzler Scholz bei der Begrün-
dung für die Lieferung von Leopard-2- 
Panzern in einer aktuellen Stunde des 
Deutschen Bundestags Ende Januar 
2023 die Lieferung von Kampfflugzeu-
gen oder gar die Beteiligung mit Boden-
truppen aus. Für andere gilt das jedoch 
nicht. „Wer von der Sorge fabuliert“, es 
werde mit bestimmten Waffenlieferun-
gen „eine rote Linie gegenüber Russland 
überschritten“, der erzähle „die Ge-
schichte des Aggressors, nicht die der 
Opfer“, behauptete etwa die Vorsitzende 
des Verteidigungsausschusses im Bun-
destag, Agnes Strack-Zimmermann. 
„Stehen zu bleiben ist falsch“, sekundiert 
die grüne Vizepräsidentin des Bundes-
tages, Katrin Göring-Eckardt, und auch 
der Vorsitzende der Münchner Sicher-
heitskonferenz fordert im Januar 2023 
die Lieferung von Kampfflugzeugen 
(Varwick 2023a). 

In dieser Logik ist es dann wohl nur eine 
Frage der Zeit, bis auch Forderungen 
nach einer Flugverbotszone oder wo-
möglich doch der Einsatz von westli-
chen Bodentruppen ins Spiel gebracht 
werden. Denn genau das wäre die Kon-
sequenz, der Ukraine alles an Unterstüt-
zung zu geben, was möglich ist: Whate-
ver it takes! Die Fokussierung auf das 
Vermeiden eines Dritten Weltkrieges, so 
etwa der Sicherheitsexperte Joachim 
Krause (2022), dürfte die Ukraine bald in 

eine unhaltbare Lage bringen, und des-
halb müssten vermeintliche Tabus fal-
len. Mit dieser Salamitaktik sind mithin 
heute Dinge möglich, die zu Beginn des 
Krieges als ausgeschlossen galten – als 
Deutschland noch über die Lieferung 
von Helmen stritt. 

Völkerrechtlich ist das nicht zu bean-
standen, denn ohne Zweifel ist das All-
gemeine Gewaltverbot durch Russland 
in eklatanter Weise verletzt worden, und 
es handelt sich bei der Ukraine ebenso 
unzweifelhaft um einen angegriffenen 
Staat, der nach Artikel 51 der UN-Charta 
das Recht auf Selbstverteidigung hat. 
Unstrittig ist auch, dass andere Staaten 
der Ukraine helfen dürfen, dieses Recht 
auch wahrzunehmen. Die weit überwie-
gende Zahl der Völkerrechtler hält also 

im Fall der Ukraine Waffenlieferungen 
in jeder Form für zulässig. Gleichwohl ist 
die intensiv diskutierte Frage, wann ein 
unterstützender Staat selbst zur Kon-
fliktpartei wird, völkerrechtlich und erst 
recht politisch nicht einfach zu beant-
worten. „Vielfach existieren Grauzonen, 
die rechtlich auszuleuchten sind und 
eine Antwort auf die gestellte Frage nur 
im konkreten Einzelfall erlauben“ (Wis-
senschaftliche Dienste des Deutschen 
Bundestages 2022: 4).

Auch wenn es in der Sicherheitspolitik 
selten Entscheidungen gibt, die zu hun-

dert Prozent falsch oder richtig sind, gilt 
es doch, Eskalationsszenarien nüchtern 
abzuwägen und die Dinge vom Ende her 
zu denken. Dabei ist zunächst darauf 
hinzuweisen, dass Waffenlieferungen 
den Konflikt nicht lösen, sondern allen-
falls die Bedingungen für eine Verhand-
lungslösung verändern können. In die-
sem Sinne wäre es zumindest denkbar, 
dass der anhaltende Widerstand der Uk-
raine Russland dazu zwingt, von seinen 
Maximalzielen Abstand zu nehmen und 
sich aus der Ukraine zurückzuziehen. 
Befürworter dieser Waffenlieferungen 
argumentieren also damit, dass die Uk-
raine ertüchtigt werden müsse, um ge-
gen den russischen Angriffskrieg zu be-
stehen. Russland dürfe diesen Krieg 
nicht gewinnen, besser noch: Die Ukrai-
ne solle das Blatt wenden und in die Lage 
versetzt werden, Gebiete zurückzuer-
obern. „Waffenlieferungen an die Ukrai-
ne haben in diesem Krieg bisher ent-
scheidend dazu beigetragen, ein 
gewaltsames Auslöschen der Ukraine zu 
verhindern und sie als Staat zu erhalten“ 
(Lahl 2022: 39). Sie dienen in dieser Sicht 
eher der Deeskalation als der Eskalation, 
und nur damit werde die Chance einer 
Konfliktbeendigung zu für die Ukraine 
akzeptablen Bedingungen eröffnet. Die-
se Sicht ist durchaus nachvollziehbar.

Dann wäre es verantwortbar und sogar 
geboten, diese Ertüchtigung mit westli-
chen Waffenlieferungen zu unterstützen. 
Moderne und komplexe Waffensysteme 
bedürfen jedoch der Ausbildung und lo-
gistischer Unterstützung, d.h. die Vor-
stellung, eine Lieferung zu schicken und 
dann damit nichts mehr zu tun zu haben, 
ist abwegig. Zudem besteht das reale Ri-
siko, dass Waffenlieferungen von Russ-
land angegriffen werden, ggf. sogar jen-

Military bilateral commitments (billion Euros)  

Country Military commitments
United States 43,19
EU Total 19,16
United Kingdom 6,63
Germany 3,57
Poland 2,42
Netherlands 2,36
Canada 1,38
Norway 1,26
Sweden 1,13
Denmark 0,80

 Kiel), Daten des Ukraine Support Trackers, Stand 24.2.2023, eigene Darstellung, https://www.ifw-kiel.de/de/themendossiers/krieg-gegen-die-ukraine/ukraine-support-tracker/
eitraum vom 24.01.2022 bis 24.02.2023.

This figure shows military bilateral aid 
commitments to Ukraine across the top 20 
donors in billion Euros between January 24, 
2022 and February 24, 2023. Military aid 
includes financial assistance tied to military 
purposes.
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Includes bilateral commitments to Ukraine. Does not include private 
donations, support for refugees outside of Ukraine, and aid by international 
organisations. 
For information on data quality and transparency please see our data 
transparency index.

ABB. 3B: �MILITÄRHILFE FÜR DIE UKRAINE (INKLUSIVE FINANZIELLE HILFE) 
IN MILLIARDEN EURO (AUSGEWÄHLTE LÄNDER)

Quelle: Kiel Institut für Weltwirschaft (IfW Kiel), Daten des Ukraine Support Trackers, Stand 
24.2.2023, eigene Darstellung, https://www.ifw-kiel.de/de/themendossiers/krieg-gegen-die-ukrai-
ne/ukraine-support-tracker/  
Hinweis: Die Daten beziehen sich auf den Zeitraum vom 24.01.2022 bis 24.02.2023.

„In dieser Logik ist es dann 
wohl nur eine Frage der 

Zeit, bis auch Forderungen 
nach einer Flugverbotszone 

oder womöglich doch der 
Einsatz von westlichen  
Bodentruppen ins Spiel  

gebracht werden.“

 INFORMATION  

Artikel 51
Diese Charta beeinträchtigt im Falle 
eines bewaffneten Angriffs gegen 
ein Mitglied der Vereinten Nationen 
keineswegs das naturgegebene 
Recht zur individuellen oder kollek-
tiven Selbstverteidigung, bis der Si-
cherheitsrat die zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit erforderlichen Maßnah-
men getroffen hat. Maßnahmen, die 
ein Mitglied in Ausübung dieses 
Selbstverteidigungsrechts trifft, sind 
dem Sicherheitsrat sofort anzuzei-
gen; sie berühren in keiner Weise 
dessen auf dieser Charta beruhende 
Befugnis und Pflicht, jederzeit die 
Maßnahmen zu treffen, die er zur 
Wahrung oder Wiederherstellung des 
Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit für erforderlich hält.

Quelle: Die Charta der Vereinten Na-
tionen

https://www.ifw-kiel.de/de/themendossiers/krieg-gegen-die-ukraine/ukraine-support-tracker/
https://www.ifw-kiel.de/de/themendossiers/krieg-gegen-die-ukraine/ukraine-support-tracker/
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seits des ukrainischen Territoriums. Was 
also, wenn dies nur dazu führt, dass 
Russland seine Ziele mit größerer Ent-
schlossenheit und noch mehr Brutalität 
zu erreichen versucht und womöglich 
weiter eskaliert? 

Wer dann Waffenlieferungen mit dem 
Argument befürwortet, es müsse alles 
getan werden, damit die Ukraine nicht 
verliert, der kann nur schwer begründen, 
warum wir nicht auch selbst für die Uk-
raine in den Krieg ziehen sollten. Mit 
Waffenlieferungen wird mithin die Gren-
ze hin zu einer Kriegsbeteiligung stück-
weise verschoben, und es fällt vermut-
lich eines Tages schwer, einen aktiven 
Kriegseintritt zu vermeiden. Zudem hat 
Russland die Eskalationsdominanz in 
diesem Krieg, die durch Waffenlieferun-
gen nicht grundsätzlich verschoben 
wird. Insofern ist zu erwarten, dass der 
Krieg dadurch entweder nur blutiger und 
länger wird, sich am Ausgang aber 
nichts ändert – oder aber zu einer mili-
tärischen Auseinandersetzung mit Russ-
land eskaliert. 

Fest steht: Die russischen Möglichkeiten 
sind keineswegs am Ende. Russland ist 
vielmehr bereit und in der Lage, seine 
selbst definierten militärischen Ziele in 

der Ukraine mit kaltem und langem Atem 
zu erreichen. Allerdings ist unklar, wie 
diese Ziele aussehen. Denkbar ist, dass 
sich Russland mit der Besetzung des 
Donbas, der Herstellung einer Landbrü-
cke zur Krim und der Kontrolle der 
Schwarzmeerküste begnügt. Ebenso vor-
stellbar ist aber, dass das Ziel nach wie 
vor die Vernichtung der ukrainischen 
Staatlichkeit ist, entweder über den Weg 
der Besetzung Odessas – also des Ab-
schneidens der Ukraine vom Meereszu-
gang – oder doch durch den Sturz der uk-
rainischen und die Installation einer 
russlandfreundlichen Regierung. Unab-
hängig von den genauen politischen Zie-
len hat Russland die breitere logistische 
Basis hinter sich, und auch die Mittel, 
weiter zu eskalieren. Hinzu kommt, dass 
Russland einstweilen auch im politi-
schen und ökonomischen Bereich eine 
erhebliche Durchhaltefähigkeit besitzt. 
Die harten wirtschaftlichen Sanktionen 
des Westens beginnen zwar zu wirken 
und schaden Russland massiv. Gleichzei-
tig  ist Russland aber international nicht 
so isoliert, wie es die westliche Politik 
glauben machen will (vgl. z.B. Abbildung 
4). China, Indien, Südafrika und andere 
wichtige Schlüsselstaaten machen je-
denfalls weder bei den ökonomischen 

Sanktionen mit, noch beteiligen sie sich 
am politischen Druck auf Russland. Auf-
grund der erheblichen Energieabhängig-
keit gerät zudem auch hierzulande die 
ökonomische Basis massiv unter Druck. 
Wahrscheinlich ist mithin in der Ukraine 

ein langer Abnutzungskrieg, bei dem kei-
ne Seite klar gewinnt, bei anhaltend ho-
hen Opferzahlen und massiven Folgekos-
ten für die internationale Stabilität. 

ZIELKONFLIKTE
Es spricht mithin ebenso einiges dafür, 
dass dies der falsche Weg ist. Vielmehr 
sollten wir uns mit Nüchternheit und Re-
alismus vergewissern, was denn unsere 
politischen Ziele sind, und diese bei den 

schwierigen Abwägungsentscheidungen 
berücksichtigen. Erstens gilt es um fast 
jeden Preis, einen offenen Krieg mit 
Russland zu verhindern, der außer Kon
trolle geraten und auch nuklear eskalie-
ren könnte. Zweitens müssen wir der Uk-
raine helfen, sich als Staat und 
Gesellschaft zu behaupten, und drittens 
muss Russland ein Preis für sein Verhal-
ten vor Augen geführt werden, damit sein 

skrupelloses Verhalten nicht stillschwei-
gend toleriert wird. Das Problem ist nur, 
dass sich diese drei berechtigten Ziele 
derzeit nicht alle gleichermaßen errei-
chen lassen – und deshalb ist es notwen-
dig, zu priorisieren. Einen Krieg mit 
Russland zu vermeiden, sollte dabei die 
oberste Priorität haben. Immer mehr 
Waffenlieferungen wären aber ein Schritt 
in diese Richtung, und deshalb sollten 
wir damit zurückhaltend sein und nicht 
alleine die (nachvollziehbaren) ukraini-
schen Wünsche als Entscheidungsmaß-
stab nehmen, sondern unsere Interessen 
im Blick halten.

Dieser Krieg wird zudem nur durch eine 
diplomatische Lösung beendet werden. 
Dabei wird keine Seite Maximalforderun-
gen durchsetzen können. Es wird aller 
Voraussicht nach vielmehr am Ende eine 

neutrale und demilitarisierte Ukraine ge-
ben, die nicht eindeutig dem westlichen 
oder russischen Einflussgebiet zufällt. 
Wenn mithin am Ende eines langen oder 
weiter eskalierten Krieges das gleiche Er-
gebnis herauskommt, das auch heute be-
reits möglich wäre, dann ergibt es keinen 
Sinn, immer weiterzukämpfen, mit zehn-
tausenden Toten und traumatisierten 
Menschen. Die Waffenlieferungen tragen 
in dieser Lesart nur zu einer Verlänge-
rung des Krieges bei und sind eine fal-
sche Entscheidung. 

Ganz gewiss gibt es im Diskurs zu diesem 
Krieg bei professionellen Beobachtern 
und hinter den Kulissen auch in der Poli-
tik eine ganze Reihe an sehr kontrover-

„Wer dann Waffenlieferungen mit dem Argument befürwor-
tet, es müsse alles getan werden, damit die Ukraine nicht 

verliert, der kann nur schwer begründen, warum wir nicht 
auch selbst für die Ukraine in den Krieg ziehen sollten.“

„Gleichzeitig ist Russland 
aber international nicht  

so isoliert, wie es die  
westliche Politik  

glauben machen will.“

Die Größe des Quadrats
entspricht der Bevölkerung
des Landes.

S �Quelle: Uno

RUSSLAND
145 Mio.

Einwohner

CHINA
1,4 Mrd. Einwohner

INDIEN
1,4 Mrd. Einwohner

PAKISTAN

USA
337 Mio.

Einwohner

BRASILIEN

MEXIKO

DEUTSCH-
LAND

NIGERIA

GR0SS-
BRITAN-

NIEN

ÄGYPTEN

TÜRKEI

FRANK-
REICH

NORDKOREA

SYRIEN

ERITREA

MALI

NICA-
RAGUA

BELARUS

IRAN

ÄTHIO-
PIEN

INDONESIEN

BANGLA-
DESCH

VIET-
NAM

PHILIP-
PINEN

JAPAN

ITALIEN

SÜD-
AFRIKA

THAI-
LAND

UKRAINE

Uno-Resolution vom 23. Februar 2023, die Russland zum Abzug seiner Truppen aus der Ukraine auffordert.

Zustimmung
Gegenstimme
Enthaltung
Nichtabstimmung
(z.B. abwesend)

141
7

32
13

ABB. 4: �ABSTIMMUNGSVERHALTEN UNO-RESOLUTION  
VOM 23. FEBRUAR 2023

© Spiegel-Grafik vom 04.03.2023

„Einen Krieg mit Russland 
zu vermeiden, sollte dabei 

die oberste Priorität haben.“
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sen Einschätzungen, und niemand hat 
den Stein der Weisen gefunden oder ein 
Erklärungsmonopol. Es gibt irrige Argu-
mente und auch Propaganda, natürlich – 
und die gilt es zu entlarven. Aber in ei-
nem demokratischen Diskursraum 
lassen sich richtige Lösungen eben sel-
ten im einförmigen politischen Reagenz-
glas destillieren. Demokratie braucht 
Konflikt, Demokratie braucht aber auch 
eine gemeinsame Basis und ein Mindest-
maß an Ausgewogenheit und Respekt. 
Wenn etwa jenen, die sich erlauben zu 
fragen, ob Waffenlieferungen an die Uk-
raine nicht eher Konfliktbeschleuniger 
sind, reflexhaft unterstellt wird, damit 
werde dem russischen Narrativ gefolgt, 
oder diese gar als „Putinfreunde“ diffa-
miert werden, dann wird eine rationale 
strategische Diskussion verunmöglicht. 
Denn natürlich kann es auch sein, dass 
mit Waffenlieferungen ein womöglich 
aussichtsloser Kampf der Ukraine nur 
verlängert oder blutiger wird. Und es ist 
ebenso denkbar, dass Russland aufgrund 
immer mehr westlicher Waffenlieferun-
gen die Staaten, die dies tun, politisch als 
Kriegspartei betrachtet und wir, ob ge-
wollt oder nicht, am Ende doch in einem 
Krieg mit Russland landen. Dass dieser 
am Ende auch nuklear eskalieren könn-
te, ist zumindest eine ernstzunehmende 
Annahme, die nicht einfach damit vom 
Tisch gewischt werden kann, dass man 
sich aus Sorge oder gar Angst davor nicht 
wie das Kaninchen vor der Schlange ver-
halten dürfe und ansonsten vollkommen 
erpressbar sei.

KRIEGSZIELE UND  
WAFFENLIEFERUNGEN 
Angesichts des beeindruckenden Stand-
haltens der Ukraine gegen einen über-
mächtigen Gegner nehmen im Westen 
die Stimmen zu, die eine Niederlage 
Russlands zur Voraussetzung machen 
und als Ziel einer Verhandlungslösung 

propagieren. Manche sagen sogar, dass 
der Westen aufhören müsse, berechen-
bar zu sein – er dürfe eine direkte 
Kriegsbeteiligung nicht länger aus-
schließen. Aber ist es vorstellbar, dass 
eine Nuklearmacht einen Krieg, den sie 
aus ihrer (irrigen) Sicht für ihre vitalen 

Interessen führt und dafür einen hohen 
Preis zahlt, am Ende verliert? Von der 
Antwort auf diese Frage hängt die wei-
tere Strategie maßgeblich ab. Mit einem 
gesinnungsethischen Kompass ist eine 
vorbehaltlose Unterstützung der Ukrai-
ne mehr als berechtigt. Ob dies aller-
dings einer Verhandlungslösung dient, 
ist fraglich. Was wir vielmehr brauchen, 
ist ein verantwortungsethischer Ansatz, 
der weiter den Versuch eines Interes-
senausgleichs mit Russland wagt und 
nicht auf einen Sieg gegen Russland 
setzt. Wer zudem eine komplette Nieder-

lage Russlands zum Ziel bzw. zur Vor-
aussetzung für eine Friedenslösung er-
klärt, der landet letztlich doch im Krieg 
mit Russland. So verständlich die Unter-
stützung der Ukraine ist, so unverant-
wortlich ist es, der Ukraine bedingungs-
los in ihrer „Sieges-Rhetorik“ zu folgen 
und das mit zunehmenden Waffenliefe-
rungen zu befeuern. Wie etwa jüngst Ivo 
Daalder und James Golgeier in Foreign 
Affairs schrieben, wird der Abzug russi-
scher Truppen aus dem gesamten Terri-
torium der Ukraine selbst mit größerer 
westlicher Militärhilfe äußerst schwie-
rig sein. Ein solches Ergebnis anzustre-
ben, berge zudem das Risiko, einen di-
rekten Krieg zwischen der Nato und 
Russland zu beginnen, ein „Weltunter-
gangsszenario“.

Die kluge Analogie des ehemaligen US-
Außenministers Henry Kissinger (2022) 
zum Ersten Weltkrieg formulierte den 
Gedanken, dass kein denkbarer Kompro-
miss die bereits erbrachten Opfer recht-
fertigen konnte und daher die Führer zö-
gerten, einen formellen Friedensprozess 
einzuleiten. Genau darum geht es: nüch-
tern zu überlegen, wie eine Verhand-
lungslösung aussehen könnte und nicht 
ein „Kämpfen bis zum letzten Ukrainer“ 
mit Waffenlieferungen zu befeuern. Als 
Element einer Verhandlungslösung wird 
es vermutlich am Ende eine neutrale so-
wie territorial veränderte Ukraine geben. 
Das ist gewiss keine Ideallösung, setzt 
natürlich international ein schlechtes 
Beispiel und verlangt insbesondere der 
Ukraine schmerzliche Zugeständnisse 
ab. Allein: Jede andere durchsetzbare Op-
tion ist schlechter, weil sie entweder ei-
nen jahrelangen und verlustreichen Ab-
nutzungskrieg oder aber eine 
militärische Eskalation mit Russland zur 
Folge hätte. „Es gibt keine realistische 
End-State-Definition. Und ohne ein poli-
tisch-strategisches Gesamtkonzept sind 
Waffenlieferungen Militarismus pur“ 
(Vad 2023).

Bedarf es für Verhandlungen also erst 
einer militärischen Erschöpfung beider 
Seiten, also dessen, was Clausewitz  den 
„Kulminationspunkt des Angreifers“ 
nennt? Nach Clausewitz, der Pflichtlek-
türe in der russischen Generalstabsaus-
bildung ist, wird dieser dann erreicht, 
wenn die Kraft des Angriffes so weit ab-
nimmt, dass er nicht weiter erfolgreich 
fortgesetzt werden kann und die militä-
rische Stärke gerade noch für eine Ver-
teidigung des Gewonnenen ausreicht. 
Von diesem Punkt sind wir aber weiter 
entfernt, als es die öffentliche Diskussi-
on derzeit vermittelt. Die Erfolgsmel-
dungen bezüglich der ukrainischen mi-
litärischen Erfolge ändern nichts am 
Gesamtbild: Russland hat (leider) die Es-
kalationsdominanz und mittelfristig die 
höhere Durchhaltefähigkeit. In den stra-
tegischen Studien meint dieser Begriff 

 INFORMATION 

Der Soziologe Max Weber unterschied 
idealtypisch zwischen Gesinnungs- 
und Verantwortungsethik:
Ein Gesinnungsethiker orientiert sich 
an seinen als richtig erkannten Wer-
ten, die Folgen seines Tuns rücken 
aus dem Blick. Ein Verantwortungs-
ethiker bewertet sein Handeln nach 
dessen Folgen, da er um die Wider-
sprüchlichkeit der Welt weiß.
Text der Redaktion

ABB. 5: PAZIFISMUS

© Gerhard Mester 2022

„Aber ist es vorstellbar, dass 
eine Nuklearmacht

einen Krieg, den sie aus ih-
rer (irrigen) Sicht für ihre 

vitalen Interessen führt und 
dafür einen hohen Preis 
zahlt, am Ende verliert?“
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die Fähigkeit, auf jeden Schritt eines 
Gegners mit einer Eskalation auf einer 
höheren Stufenleiter antworten zu kön-
nen. Dies setzt voraus, die Ressourcen, 
Fähigkeiten und Intentionen dazu zu 
haben. Russland kann den Krieg in der 
Ukraine eskalieren und wird wohl bei 
Bedarf eskalieren – hybrid, konventio-
nell und auch (wenngleich unwahr-
scheinlich) nuklear.

BILANZ
Man mag mit jeweils guten Argumen-
ten zu dem einen oder dem anderen Er-
gebnis kommen. Es gibt aber nicht nur 
ein Richtig oder ein Falsch. Und vor al-

lem betreibt man nicht zwingend das 
Geschäft Russlands oder verrät die Uk-
raine, wenn man hier eine Minderhei-
tenposition vertritt. Im Rückblick hat 
sich die Erwartung bestätigt, dass die 
russische Regierung am längeren Hebel 
sitzt, d.h. über die Eskalationsdominanz 
verfügt und auch die politische Ent-
schlossenheit (und Ruchlosigkeit) auf-

bringt, diese auszureizen. Zudem ist die 
Durchhaltefähigkeit Russlands hoch, 
vermutlich höher als die der Ukraine. 
Politischer Interessenausgleich ist mit-
hin alternativlos. Die Zeit für Verhand-
lungen wird also eines Tages ohnehin 
kommen, und die Frage lautet: Wie stel-
len wir uns das Ende des Krieges vor 
und wann beginnen wir diplomatische 
Initiativen, um das definierte Ziel zu er-
reichen? Die derzeitige westliche Stra-

tegie und die Fokussierung auf militäri-
sche Unterstützung der Ukraine gleicht 
einem Ritt auf der Rasierklinge – und 
sie zerstört (auch wenn permanent an-
deres behauptet wird) die Ukraine. Es 
gilt vielmehr, diesen Krieg zu Ende zu 
denken, um nicht in eine unkalkulier-
bare Dauereskalation mit Russland zu 
kommen. 

Solidarität mit der Ukraine ist in diesem 
Sinne keine Frage von möglichst vielen 
und schweren Waffenlieferungen, son-
dern eine Frage des Grades der diploma-
tischen Initiativen, mit unpopulären, 
aber realistischen Gedanken diesen 
Krieg zu beenden. Ein solch nüchterner 
Blick ist keine Empathielosigkeit gegen-
über dem Opfer einer Aggression. Sie ist 
vielmehr notwendiges Element strategi-
schen Denkens.

 INFORMATION 

Carl von Clauswitz (1780–1831) war 
ein preußischer Generalmajor, Hee-
resreformer, Militärwissenschaftler 
und -ethiker. Seine Theorien über 
Strategie, Taktik und Philosophie hat-
ten großen Einfluss auf die Entwick-
lung des Kriegswesens in allen west-
lichen Ländern und werden bis heute 
an Militärakademien gelehrt.
Quelle: Wikipedia, bearbeitet

„Es gilt vielmehr, diesen Krieg zu Ende zu denken,  
um nicht in eine unkalkulierbare Dauereskalation  
mit Russland zu kommen. […] Ein solch nüchterner  

Blick ist keine Empathielosigkeit gegenüber dem Opfer  
einer Aggression. Sie ist vielmehr notwendiges  

Element strategischen Denkens.“
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https://www.emma.de/artikel/erich-vad-was-sind-die-kriegsziele-340045
https://www.emma.de/artikel/erich-vad-was-sind-die-kriegsziele-340045
https://www.emma.de/artikel/erich-vad-was-sind-die-kriegsziele-340045
https://www.freitag.de/autoren/johannes-varwick/panzerlieferungen-in-die-ukraine-salamitaktik-von-olaf-scholz
https://www.freitag.de/autoren/johannes-varwick/panzerlieferungen-in-die-ukraine-salamitaktik-von-olaf-scholz
https://www.freitag.de/autoren/johannes-varwick/panzerlieferungen-in-die-ukraine-salamitaktik-von-olaf-scholz
https://www.freitag.de/autoren/johannes-varwick/panzerlieferungen-in-die-ukraine-salamitaktik-von-olaf-scholz
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Zusatzmaterialien fin-
den Sie auf Moodle  
(Info siehe Umschlag)

IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Florian Benz)

AUFGABEN ZUM BASISTEXT
1.	� Johannes Varwick fordert in seinem 

Text eine „nüchterne Abwägung“ der 
Chancen und Risiken der Waffenliefe-
rungen. Arbeiten Sie die jeweils drei 
wichtigsten Chancen und Risiken aus 
dem Text heraus. Einen Vorschlag für 
ein Tafelbild finden Sie auf Moodle 
Mo1.

2.	� Erläutern Sie seine Forderung nach ei-
ner Debatte „unter strategischen Ge-
sichtspunkten“.

3.	� Analysieren Sie die völkerrechtliche 
Lage bzgl. des Selbstverteidigungs-
rechts der Ukraine sowie möglicher 
Unterstützung mithilfe von Waffen 
ausgehend von den Darstellungen Var-
wicks sowie der UN-Charta (Artikel 51).

4.	� „Gleichzeitig ist Russland aber inter-
national nicht so isoliert, wie es die 
westliche Politik glauben machen 

will.“ Überprüfen Sie diese Aussage 
anhand von Abb. 4.

5.	� Varwick zitiert Henry Kissinger, der 
als ein Anhänger der „realistischen“ 
Denkschule der Internationalen Bezie-
hungen gilt. Charakterisieren Sie, in-
wiefern Varwicks Argumentation zur 
realistischen Denkschule passt (vgl.  
M 5 und M 6). Einen Vorschlag für ein 
Tafelbild sowie Zusatzmaterial finden 
Sie auf Moodle Mo2.

6.	� Varwick schreibt: „Wenn mithin am 
Ende eines langen oder weiter eskalier-
ten Krieges das gleiche Ergebnis her-
auskommt, das auch heute bereits 
möglich wäre, dann ergibt es keinen 
Sinn, immer weiterzukämpfen, mit 
zehntausenden Toten und traumati-
sierten Menschen. Die Waffenlieferun-
gen tragen in dieser Lesart nur zu einer 
Verlängerung des Krieges bei und sind 

eine falsche Entscheidung.“ Nehmen 
Sie zu dieser Aussage in Form einer 
Positionslinie Stellung. Begründen Sie 
Ihre Position.

7.	� Diskutieren Sie die „Bilanz“ Varwicks 
in Kleingruppen. Erstellen Sie dazu 
ein Ranking, welchen seiner Thesen 
Sie (komplett, eher, weniger, gar nicht) 
zustimmen und präsentieren Sie Ihr 
Gruppen-Ranking. 

8.	� Führen Sie die Methode „Überzeug‘ 
den Kanzler“ durch (vgl. Moodle Mo3). 
Die eine Seite übernimmt die Position 
von Johannes Varwick, die andere 
spricht sich ausgehend von M 3 für 
weitere Waffenlieferungen aus. Einen 
Vorschlag für ein Tafelbild finden Sie 
auf Moodle Mo4.

Verschiedene GFS-Themen finden Sie 
auf Moodle Mo5.

AUFGABEN ZUM MATERIALTEIL
INTERNATIONALE SICHERHEIT: 
(WIE) KANN MAN HEUTZUTAGE 
NOCH PAZIFIST SEIN? 

1.	� Vier-Ecken-Methode: Weisen Sie die 
drei Zitate in M 1 jeweils einer Ecke im 
Klassenzimmer zu und positionieren 
Sie sich bei dem Zitat, dem Sie am 
ehesten zustimmen (4. Ecke = andere 
eigene Position).

2.	� Analysieren Sie M 2 und diskutieren 
Sie mögliche Schlussfolgerungen in 
Kleingruppen.

3.	� Lange ging man davon aus, dass – zu-
mindest in Europa – der „klassische“ 
Krieg durch „Neue Kriege“ abgelöst 
wurde. Charakterisieren Sie den 
Ukraine-Krieg als „klassischen“ und/
oder „Neuen Krieg“ anhand von M 4.  

4.	� Vergleichen Sie die Grundüberzeugun-
gen und Schlussfolgerungen des Pazi-
fismus und des Realismus bzgl. des 
Ukraine-Kriegs anhand der Materiali-
en M 5 – M 8 . 

Einen Vorschlag für ein Tafelbild finden 
Sie auf Moodle Mo6.

5.	� Bewerten Sie das Konzept der „Sozia-
len Verteidigung“ nach Erica Cheno-
weth (vgl. M 9 – M 10) bezogen auf die 
Situation in der Ukraine. Ein Tafelbild 
finden Sie auf Moodle Mo7.

6.	� Führen Sie eine Podiumsdiskussion 
durch: „Der verantwortungsethische 
Pazifismus – ein zielführendes außen-
politisches Leitbild für das 21. Jahr-
hundert?“. Rollenkarten finden Sie auf 
Moodle Mo8.

BILDUNGSPLANBEZUG  
GEMEINSCHAFTSKUNDE  
(BASIS-/LEISTUNGSFACH):
 
Grundlagen des internationalen Systems
(2/4) �Akteure der internationalen Bezie-

hungen beschreiben (Staaten, inter-
nationale Organisationen, trans
nationale Akteure) und ihre 
Handlungsmotive charakterisieren 

(Durchsetzung von Eigeninteressen, 
Einhaltung von Normen)

Frieden und Sicherheit
(1/1) �Bedrohungen für die internationale 

Sicherheit erläutern (zum Beispiel […] 
Territorialkonflikte […])

(3/3) �den Wandel von klassischen Krie-
gen zu „Neuen Kriegen“ charakteri-
sieren (Akteure, Ziele, Mittel)

(-/5) �Möglichkeiten erörtern, Staaten 
beim Aufbau zivilgesellschaftlicher 
Strukturen (zivilisatorisches Hexa-
gon) zu unterstützen

(5/6) �die NATO als System der kollektiven 
Verteidigung (Art. 5 NATO-Vertrag) 
beschreiben und die NATO-Strategie 
vor dem Hintergrund der aktuellen 
Sicherheitslage erörtern

http://www.elearning-
politik.net/moodle39
http://www.elearning-
politik.net/moodle39
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MATERIALIEN

 M1 	� DREI POSITIONEN ZUM THEMA WAFFENLIEFERUNGEN AN DIE UKRAINE

 M2 	� STERN-UMFRAGE VOM FEBRUAR 2023: UNTER WELCHEN BEDINGUNGEN SOLLTE DIE  
UKRAINE EINEN FRIEDEN AKZEPTIEREN?

 M3 	� KAI KÜSTNER: HILFE FÜR UKRAINE - WER FRIEDEN WILL, MUSS WAFFEN LIEFERN,  
ARD-HAUPTSTADTSTUDIO, TAGESSCHAU.DE VOM 12.09.2022

Die Ukraine verteidigt in ihrem Ab-
wehrkampf gegen Putins Angriff gerade 
den freiheitlichen Lebensstil und europäi-
sche Werte. Wenn dieses von Bundes-
kanzler Olaf Scholz oft genannte Argu-
ment stimmt, dann hat die Demokratie in 
den vergangenen Tagen wichtige Gelän-
degewinne erzielt. Indem nämlich die Uk-
raine ihr entrissene Regionen von Russ-
land zurückeroberte. Wenn Deutschland 
will, dass dieser Freiheitskampf erfolg-
reich bleibt, dann muss es jetzt – abge-
stimmt mit den Bündnispartnern – 
schneller schweres Gerät liefern. Und 
eben auch: Kampfpanzer. [Anm. der Re-

daktion: Dieser Lieferung stimmte die 
Bundesregierung am 25.01.2023 zu].

Es war die ukrainische Armee, die in den 
vergangenen Monaten und Tagen all jene 
Lügen strafte, die beständig vor westlichen 
Waffenlieferungen warnten. Es war näm-
lich genau diese Unterstützung mit militä-
rischem Gerät – mit Flugabwehrraketen 
zum Beispiel – die den Vormarsch Russ-
lands auf die Hauptstadt Kiew stoppte. Das 
war Phase 1 des Krieges. In Phase 2 war es 
westliche Artillerie – auch die deutsche 
Panzerhaubitze etwa – die es der Ukraine 
ermöglichte, dem brutalen und auf zivile 
Opfer keine Rücksicht nehmenden Dauer-

Raketenbeschuss durch Russland etwas 
entgegenzusetzen und standzuhalten. 

Ein „entscheidender Moment“ des Krieges
Nun hat Phase 3 begonnen. In der die 

Ukraine, wie sämtliche Militärexperten 
bestätigen, genau das braucht, was ihr 
Deutschland und seine Bündnispartner 
bislang vorenthalten: Kampf- und 
Schützenpanzer westlicher Bauart. Dass 
dies ein „entscheidender Moment“ des 
Krieges ist, wie die deutsche Außenmi-
nisterin in Kiew bestätigte, scheinen 
alle erkannt zu haben – diesen „ent-
scheidenden Moment“ mit unentschie-

„Wirkliche Friedensverhandlungen 
kann es nur geben, wenn die Ukraine 
den Krieg nicht verliert. Dafür braucht 

sie – leider! – Waffenlieferungen  
ihrer Partner.“ 

„Wir müssen nun andere Alternativen 
als immer nur Waffenlieferungen  

in den Fokus rücken!  
Diplomatische Friedensinitiativen,  

ziviler Protest etc.!“

„Die Waffenlieferungen müssen  
aufhören, denn sie ziehen den Krieg  

in die Länge und riskieren eine direkte 
Konfrontation zwischen Nato  

und Russland.“

43%
41%

9%7%

UNTER WELCHEN BEDINGUNGEN SOLLTE DIE
UKRAINE EINEN FRIEDEN AKZEPTIEREN?

nur wenn sie ihr gesamtes Territorium 
zurückbekommt

auch wenn Teile der jetzt von Russland besetzten 
Gebiete unter russischer Kontrolle bleiben

auch wenn sämtliche jetzt von Russland besetzten 
Gebiete unter russischer Kontrolle bleiben

ich weiß nicht

Quelle: stern-Umfrage 07.02.2023 (Forsa), eigene Darstellung

Quelle: stern-Umfrage 07.02.2023 (Forsa). Die Daten wurden vom Markt- und Meinungsforschungsinstitut forsa für die RTL-Gruppe Deutschland am  
2. und 3. Februar 2023 erhoben, eigene Darstellung. 
Hinweis zu den 43%: Anhänger der Grünen und der FDP stimmen mit jeweils 51% zu, von CDU/CSU mit 44 %, SPD 43 %, AfD 17%.

© Autorentext
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 M4 	� „KLASSISCHE“ UND „NEUE“ KRIEGE

„Klassische Kriege“ „Neue Kriege“

Akteure Staaten Staaten sowie substaatliche (private) Akteure (z.B. 
Milizen, Terrorgruppen, organisierte Verbrecherban-
den, Warlords, …)

Mittel Geheimdienste, Militär Gewalt, Terror, Drogen-, Waffen-, Menschenhandel, 
Korruption 

Ziele Macht, Einfluss, Sicherheit, Frieden (z.B. Gebiet(e) er-
obern, Einflussgebiete sichern, räumlich-existenti-
elle Bedrohungen minimieren…)

Diffuse Mischung aus Macht, Einfluss, Sicherheit, 
Mitbestimmung, Unabhängigkeit, Homogenität 
(bzgl. Ethnien, Religionen, …), Geld, Reichtum, … 

Beispiele Kriege zwischen Staaten (v.a in der Zeit zwischen 
dem Westfälischen Frieden und dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion, 2022 wieder in der Ukraine)

„Krieg der Kartelle“ in Mexiko, Al-Kaida u.a. im Na-
hen Osten, islamistische Milizen in Afrika, Fake-
News-Trollfabriken, … 

nach: Herfried Münkler

 M5 	� GERT KRELL: WELTBILDER UND WELTORDNUNG, IN: FRANKFURTER RUNDSCHAU VOM 07.06.2022

Wie in anderen Wissenschaften gibt es 
auch im Fachgebiet Internationale Be-
ziehungen verschiedene Theorietraditi-
onen, die man auch als Denkweisen oder 
Weltbilder bezeichnen kann. Diese Welt-
bilder setzen unterschiedliche Schwer-
punkte und entwickeln ihre eigenen 
Deutungen der Wirklichkeit; sie stehen 
untereinander im Wettbewerb und er-
gänzen sich zugleich. Das wohl bekann-
teste dieser Weltbilder ist der „Realis-
mus“, für den Machtpolitik im Zentrum 
der internationalen Beziehungen steht; 
allerdings auch Sicherheit. Abstrakte 
Rechte wie Selbstbestimmung seien 
weitgehend ohne Bedeutung, wenn 
mächtige Staaten mit schwächeren in 
Konflikt gerieten. […] Offensiver Macht 
begegnet man dem realistischen Welt-
bild zufolge mit Abschreckung und 

Gleichgewichtspolitik, zur Not und wenn 
man stark genug ist auch mit Gegenge-
walt. Eine Komplikation in dieser Pro-
grammatik ist dabei freilich das Sicher-
heitsdilemma: Selbst zwei defensiv 
orientierte Mächte, die militärische Vor-
sorge für ihre Sicherheit treffen, können 
in eine am Ende nicht mehr kontrollier-
bare Eskalationsspirale geraten. […] So 
stehen sich schon im Realismus selbst 
zwei Argumentationslinien zu Russ-
lands Krieg gegenüber. Die eine betont, 
der Westen hätte gewarnt sein können, 
habe sich aber leichtfertig in seiner Frie-
densdividende und in seinem mit russi-
schen fossilen Brennstoffen abgesicher-
ten Wohlstand eingerichtet. Die andere 
Position hält dagegen, die Nato habe seit 
der deutschen Wiedervereinigung ihre 
Macht immer weiter nach Osten ver-

schoben und sich dabei fahrlässig über 
russische Sicherheitsbedenken hinweg-
gesetzt. Sorgen um die eigene Sicherheit 
gab es freilich auf beiden Seiten; vor al-
lem bei den Völkern in Osteuropa, die auf-
grund ihrer historischen Erfahrungen 
und wegen der russischen Probleme im 
Demokratisierungsprozess und der ge-
waltsamen Nationalitätenkonflikte Si-
cherheit eher vor als mit Russland such-
ten. […]

© https://www.fr.de/kultur/gesellschaft/
weltbilder-und-weltordnung-91596643.
html

Hinweis: In diesem frei zugänglichen 
Beitrag analysiert Krell den Ukraine-Krieg 
auch aus Perspektive der anderen Theo-
rien der internationalen Beziehungen.

denem Nicht-Handeln verstreichen zu 
lassen, wäre fatal.

Dass der Druck auf Deutschland nun 
ins Unermessliche wächst, das hat Au-
ßenministerin Annalena Baerbock in ih-
rem Gespräch mit ihrem ukrainischen 
Amtskollegen Dmytro Kuleba in Kiew am 
eigenen Leib erfahren: Der wollte über so 
gut wie nichts anderes als über die drin-
gend benötigten Waffen reden und schil-
derte in drastischen Worten, wie in sei-
nem Land jeden Tag Menschen sterben, 
während in Berlin hin und her überlegt 
wird. Die deutsche Chefdiplomatin 
machte eine etwas hilflose Figur, weil sie 
in dem Moment nichts Konkretes anzu-
bieten hatte. Was bekanntermaßen we-
niger an ihr liegt als am Bundeskanzler.

Deutschland als Kriegspartei?
Olaf Scholz‘ Politik des behutsamen Vor-

tastens ist unter anderem der Furcht ge-
schuldet, Deutschland könne Kriegspartei 

werden und insofern auch nicht achtlos 
vom Tisch zu wischen. Doch die Frage, wa-
rum die Bundesrepublik die Ukraine mit 
dem schwersten ausstattet, was sie an Ar-
tilleriegeschütz zu bieten hat – mit der Pan-
zerhaubitze – aber mit Panzerlieferungen 
eine rote Linie überschreiten würde, hat 
bislang niemand schlüssig beantwortet.

Und nun hat auch noch der NATO-Gene-
ralsekretär höchstpersönlich das deutsche 
und von [der ehemaligen, Anm. der Redak-
tion] Verteidigungsministerin Christine 
Lambrecht gern vorgebrachte Argument 
widerlegt, die Bundeswehr stoße materiell 
an ihre Grenzen und könne nichts mehr ab-
geben. NATO-Generalsekretär Jens Stolten-
berg hingegen sagt: Wichtiger sei, dass die 
Ukraine jetzt mit Waffen versorgt werde.

Keine „Kriegstreiberei“
Mit „Kriegstreiberei“ übrigens haben die 

nun auch aus der Ampelkoalition selbst 
wieder unüberhörbar laut werdenden Waf-

fenforderungen nichts zu tun: Verhandeln 
wird Russlands Präsident Putin erst dann 
und nur dann, wenn er militärisch keine 
Erfolgsaussichten mehr sieht. So absurd 
das für manche Ohren klingen mag: Wer 
Frieden will, muss jetzt Waffen liefern.

Es scheint, weil Putin es so will, kein an-
derer Weg an den Verhandlungstisch zu 
führen. Genau deshalb sollten Deutschland 
und insbesondere der Bundeskanzler nun 
handeln und sich zügig mit den Bündnis-
partnern abstimmen. Im Interesse der um 
ihre Existenz kämpfenden Ukraine – und 
im Interesse unserer demokratischen Le-
bensweise in Europa.

Redaktioneller Hinweis: Kommentare 
geben grundsätzlich die Meinung des je-
weiligen Autors oder der jeweiligen Auto-
rin wieder und nicht die der Redaktion.

Quelle: https://www.tagesschau.de/kom-
mentar/waffenlieferungen-ukraine-115.
html, (09.03.2023)

https://www.fr.de/kultur/gesellschaft/weltbilder-und-weltordnung-91596643.html
https://www.fr.de/kultur/gesellschaft/weltbilder-und-weltordnung-91596643.html
https://www.fr.de/kultur/gesellschaft/weltbilder-und-weltordnung-91596643.html
https://www.tagesschau.de/kommentar/waffenlieferungen-ukraine-115.html
https://www.tagesschau.de/kommentar/waffenlieferungen-ukraine-115.html
https://www.tagesschau.de/kommentar/waffenlieferungen-ukraine-115.html
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 M6  �BASTIAN VAJEN: GEGENIMPULS – EINE ANTWORT AUF DEN BEITRAG VON JOHANNES 
VARWICK, POLIS 4/2022, S.25–26. 

[…] John Mearsheimer gilt als einer 
„der Großen“ der realistischen Schule der 
internationalen Beziehungen. Seine 
Sicht auf die Welt der internationalen 
Beziehungen und in diesem Zuge auch 
auf den Krieg in der Ukraine, ist zu-
nächst denkbar einfach. Die Welt der in-
ternationalen Beziehung ist ein anarchi-
scher Raum, in dem keine übergeordnete 
Macht die Handlungsoptionen der Staa-
ten einschränken kann. In diesem Raum 
haben große Mächte entsprechend grö-
ßeren Einfluss und verfügen über offen-
sive militärische Ressourcen, die sie ge-
gen andere Staaten verwenden können. 
Kein Staat kann sich wirklich sicher 
sein, es besteht also ein konstantes Be-
drohungspotential. Dies bedeutet, dass 
das Überleben (das Wahren der territori-
alen Integrität und inneren Autonomie) 
allen anderen Zielen übergeordnet ist. 
Weiterhin sind Staaten grundsätzlich ra-
tionale Akteure, die die unmittelbaren 

und langfristigen Folgen ihres Handelns 
bedenken und strategisch über die Mög-
lichkeiten des Überlebens urteilen kön-
nen. […] 

Als große Macht/Großmacht schützt 
Russland seine Sicherheitsinteressen 
(Überleben) über die Kontrolle von histo-
risch gewachsenen Einflussbereichen. 
Dies ist kein speziell russisches, sondern 
ein Großmachtphänomen (vgl. USA und 
die Monroe-Doktrin). Diese Grundlogik 
der internationalen Beziehungen zu 
missachten, führt laut Mearsheimer zu 
gewaltsamen Konflikten. Die hieraus ab-
zuleitende Schlussfolgerung für den 
Krieg in der Ukraine ist ebenso denkbar 
einfach: Der „Westen“ hat Russlands 
Sphäre des Einflusses zu respektieren, je-
der Eingriff (beispielweise durch Eröff-
nung einer EU-NATO-Option oder konti-
nuierlicher Waffenlieferungen) ist 
abzulehnen, da es zwangsläufig zu einer 
weiteren Eskalation des Konflikts führt. 

Was die Bestrebungen der Ukraine nach 
territorialer Integrität und Selbstbestim-
mung angeht, könnte man etwas flapsig 
sagen: Pech gehabt. Seine Nachbarn kann 
man sich nicht aussuchen. Für Deutsch-
land gilt aus dieser Perspektive ebenfalls: 
sich entweder der Einflusssphäre eines 
Hegemons, Mearsheimer zufolge den 
USA, unterzuordnen oder selbst als Groß-
macht eigene Einflussbereiche geltend 
machen. […] 

Die mit diesem Ansatz verbundene feh-
lende Anerkennung der Autonomie sou-
veräner Staaten sowie der Selbstbestim-
mungsrechte der dort lebenden 
Bevölkerungen verstößt gegen die in wei-
ten gesellschaftlichen Teilen als Konsens 
geachteten außenpolitischen Maßstäbe. 
Eine auf diesen Maßstäben beruhende 
Verhandlungslösung des Kriegs unter-
gräbt nachhaltig die staatliche Souverä-
nität und kollektive Selbstbestimmung 
nicht nur der Ukraine. […] 

 M7  �„PAZIFISMUS IST KEINE SCHÖNWETTERVERANSTALTUNG“,  
INTERVIEW VON FABIAN SCHÄFER MIT OLAF MÜLLER

fluter.de: Sie arbeiten seit knapp 30 
Jahren aus philosophischer Perspek-
tive zum Thema Krieg und Frieden. 
Hat es Sie überrascht, wie schnell Tei-
le der deutschen Gesellschaft ihren 
Pazifismus nach dem russischen An-
griff auf die Ukraine über Bord gewor-
fen haben?
Olaf Müller: Ich glaube nicht, dass unsere 
Gesellschaft zuvor pazifistisch gewesen 
ist. Es herrschte lediglich ein weitgehen-
der Konsens darüber, dass wir uns keine 
großen Sorgen um Krieg und Frieden in 
Europa zu machen brauchten. Aber das 
ist noch kein Pazifismus: Pazifismus ist 
keine Schönwetterveranstaltung, son-
dern eine Haltung, die wichtig wird, wenn 
es hart auf hart kommt.

In Ihrem Buch fordern Sie einen „prag-
matischen Pazifismus“. Was meinen 
Sie damit?
Wer pragmatisch und nicht starr mit Re-
geln umgeht, ist im Fall der Fälle bereit, 
die Regeln an eine bestimmte Situation 
anzupassen. Beim Blick auf Krieg und 
Frieden heißt das zum Beispiel, keine 
scharfe Grenze zwischen Richtig und 
Falsch, Gut und Böse, Fakten und Wer-
tungen, Krieg und Nichtkrieg zu ziehen. 
Es läuft darauf hinaus, stattdessen jedes 
Mal Grautöne zuzulassen. Ein pragmati-
scher Pazifist ist sich darüber im Klaren, 
dass bereits in die Konfliktbeschreibun-
gen Wertungen einfließen – er beschreibt 
Konflikte mit besonderem Augenmerk 
für friedliche Auswege und ohne Dämo-
nisierung der Gegenseite. Er sagt vor-
sichtigerweise nur: Je kriegerischer eine 

Handlung ist, desto schlimmer ist sie al-
ler Voraussicht nach.

Welche anderen Pazifismuskonzepte 
gibt es?
Es gibt den gesinnungsethischen Pazifis-
mus, der sagt: Komme, was wolle, gegen 
kriegerische Handlungen müssen wir 
immer moralischen Einspruch erheben. 
Also: nein zu Krieg, nein zu Waffenliefe-
rungen, zur Waffenproduktion und zur 
Forschung im militärischen Bereich. Das 
ist die Form von Pazifismus, die in der 
Öffentlichkeit am stärksten wahrgenom-
men wird. Dann gibt es noch den verant-
wortungsethischen Pazifismus. Der be-
ruht darauf, dass man die Folgen der 
Entscheidung über Krieg und Frieden 
einbezieht: So gut wie jeder Krieg ist 
demzufolge nicht etwa bloß deshalb 
falsch, weil er ein Krieg ist, sondern weil 
die Folgen des fraglichen Kriegs viel 
schlimmer sind als die Folgen des Ver-
zichts auf Krieg. Diese Haltung setzt eine 
unerhörte Faktenkenntnis voraus, über 
die wir normalerweise nicht verfügen. 
Zwischen diesen beiden Positionen sucht 
der pragmatische Pazifist einen Mittel-
weg.

Können Sie konkrete Beispiele geben, 
wo diese Pazifismusformen eine Rol-
le gespielt haben?
Gesinnungsethische Pazifisten lehnten 
etwa den Krieg der Alliierten gegen Na-
zideutschland ab, obwohl damit das Un-
recht der Nazibarbarei beendet werden 
konnte. Diese Position vertrat in den 
1930er-Jahren zum Beispiel der britische 

Autor Aldous Huxley. Der Philosoph Bert-
rand Russell dagegen fand, dass man die 
Folgen von Kriegen im Blick haben muss. 
Mit Blick auf die Nazibarbarei kam Rus-
sell letztlich zu dem Ergebnis, dass der 
Krieg gegen Nazideutschland richtig war, 
auch wenn ihm diese Entscheidung 
nicht leichtgefallen ist.

[…] Sie sprechen sich in Ihrem Buch 
dafür aus, die Ukraine „militärisch im 
Stich zu lassen“. Wäre die Politik die-
ser Forderung nachgekommen, gäbe 
es heute wahrscheinlich keine Ukrai-
ne mehr. Wie angemessen ist diese Po-
sition in einer Situation, in der Men-
schen um ihr Überleben kämpfen?

Ich schreibe ganz ausdrücklich, dass 
mir diese Aussagen nicht leichtfallen. 
Zum Glück haben wir alle zunächst den 
völlig richtigen Impuls, denen zu Hilfe zu 
eilen, die den abartigen Angriffen aggres-
siver Soldaten ausgesetzt sind. Diesen 
Impuls habe ich auch, und der macht es 
mir nicht leicht, trotzdem gegen Waffen-
lieferungen zu plädieren. Es gibt in Ihrer 
Frage aber eine gewisse Unschärfe: Eine 
Sache ist, zu behaupten, dass es die 
Ukraine als Staat ohne unsere Waffenlie-
ferungen nicht mehr gäbe, eine andere 
Sache, dass es die Ukrainer als Menschen 
nicht mehr gäbe. Wenn wir die Ukraine 
in diesem Krieg im Stich gelassen hätten, 
dann wären mit einiger Sicherheit die 
staatlichen Institutionen der Ukraine un-
tergegangen, und das Land wäre unter 
russisches Diktat gekommen. Ein Terri-
torium zu verlieren ist nicht unbedingt 
dasselbe, wie Menschen zu verlieren.

https://www.fluter.de/suche?author=Interview%3A%20Fabian%20Sch%C3%A4fer
https://www.fluter.de/wohin-liefert-deutschland-waffen
https://www.fluter.de/wohin-liefert-deutschland-waffen


M
AT

ER
IA

LI
EN

52 Heft 85 | 2023

Das hieße aber, das ganze Leid, das 
mit einer Fremdherrschaft einherge-
gangen wäre, in Kauf zu nehmen.

Ich will das nicht verharmlosen. Unter 
Fremdherrschaft und Diktatur zu leben 
ist schlimm. Bei einem verantwortungs-
ethischen Blickwinkel wäre dieses Übel 
abzuwiegen gegen das Leid, das der Krieg 
insgesamt mit sich bringt. Die Opferzah-
len sind nicht gut dokumentiert, aber es 
gibt Schätzungen, denen zufolge auf rus-
sischer Seite ungefähr 100.000 Soldaten 
gestorben oder kampfunfähig verletzt 
sind. Und dieselbe Zahl wird für die uk-
rainische Armee angesetzt, plus 40.000 
getötete Zivilisten. Das Leid, das sich hin-
ter diesen Zahlen verbirgt, ist kaum vor-
stellbar. Wer die Unverletzlichkeit der 
menschlichen Person als höchsten Wert 
ansieht, wird sich gegen einen Verteidi-
gungskrieg mit dermaßen hohem Blutzoll 
aussprechen. Wir können einigermaßen 
sicher davon ausgehen, dass die Russen 
beim ukrainischen Verzicht auf militäri-
sche Gegenwehr keine 40.000 Zivilisten 
getötet hätten. Natürlich kann man mei-
nen, die Eigenstaatlichkeit der Ukraine 
habe einen so hohen Wert, dass ihre Er-
haltung eine große Anzahl von Men-
schenopfern rechtfertigt. Das respektie-

re ich, auch wenn ich den Wert von 
Menschenleben höher einschätze.

Ihrer Meinung nach rechtfertigt die 
ukrainische Eigenstaatlichkeit den 
Verteidigungskrieg nicht?

Jede verlorene Eigenstaatlichkeit kann 
im Lauf der Geschichte auch wieder zu-
rückgewonnen werden; die Toten sind 
dagegen für immer tot. Zugegeben: Wann 
eine Fremdherrschaft endet, ist kaum 
vorherzusehen. Aber es kommt immer 
wieder vor. Nach einigen Jahrzehnten 
übler Fremdherrschaft konnten sich die 
unterdrückten Länder des Ostblocks 
friedlich aus dem Würgegriff der Sowjet-
union befreien.

Sie schreiben, dass Sie sich mit Ihrer 
Forderung schuldig machen. Schuldig 
woran?

Schuldig gegenüber Menschen. Ich habe 
vor längerer Zeit in Krakau gelebt und dort 
eine Reihe von Ukrainern kennengelernt, 
von denen ich sehr beeindruckt war. Wir 
haben uns gut verstanden. Wenn ich mir 
auch nur vorstelle, ihnen mein Plädoyer 
gegen militärischen Widerstand ins Ge-
sicht zu sagen, dann fühle ich mich schul-
dig, und das ist bitter. Ich sehe aber keinen 

anderen, besseren Weg. Der Weg, den ich 
vorschlage, ist schlecht. Und der Weg, den 
die Gegenseite geht, ist meiner Meinung 
nach noch schlechter. Wir kommen nicht 
schuldlos aus dieser Sache heraus. Hier 
haben Sie eine Besonderheit des Pazifis-
mus, für den ich stehe: Er bietet keine Hal-
tung, mit deren Hilfe man garantiert auf 
der sauberen, sicheren Seite steht.

Wie gehen Sie mit dieser Schuld um?
Ich versuche, meine Position nicht mit 

derselben Selbstgewissheit zu vertreten, 
wie man es sonst von Pazifisten gewohnt 
ist. Ich artikuliere den Zweifel und zeige 
in aller Ehrlichkeit, dass ich mit meinem 
Ergebnis hadere. Mehr als das ehrliche 
Eingeständnis einer Schuld bleibt mir 
nicht. Und ich versuche, wach dafür zu 
bleiben, ob die von mir vertretene Positi-
on nicht doch in die Verrücktheit umkip-
pen könnte, wie ich sie den Pazifisten der 
1930er-Jahre in Großbritannien attestie-
ren würde. Ich bleibe darauf vorbereitet, 
dass ich falschliegen könnte.

Quelle: https://www.fluter.de/pazifismus-
ukraine-philosophie-mueller (10.03.2023). 
Dieser Text wurde veröffentlicht unter 
der Lizenz CC-BY-NC-ND-4.0-DE. 
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 M9  �TWEET VOM FEBRUAR 2022

 M10  �UWE BUSE: EIN BISSCHEN FRIEDEN, DER SPIEGEL 29.12.2022 

Am 275. Tag des Krieges in der Ukraine 
steht Jürgen Grässlin mit seinem dunk-
len Rollkoffer in der Altstadt von Reutlin-
gen vor dem Haus der Jugend und rech-
net damit, im Laufe des Abends wieder 
angeschrien zu werden. Grässlin ist hier 
für einen Vortrag, mit anschließender 
Diskussion. Es ist Ende November, ein 
Aushang an der Tür wirbt für die Veran-
staltung, mit vier kurzen, aber großen 
Fragen: „Friedenspolitik oder Waffenpoli-
tik? Schaffen schwere Waffen Frieden? 
Oder leichte? Oder keine?“ Darunter ist ein 
Foto von Grässlin zu sehen, einem rund-
lichen Mann mit Bart und Brille, der Leh-
rer sein könnte. Was Grässlin bis vor Kur-
zem auch war, Realschullehrer, in 
Freiburg, nun in Pension.

Eingeladen wurde Grässlin allerdings 
nicht, weil er Lehrer war, sondern weil er 
Pazifist ist, ein überzeugter, manche sa-
gen auch militanter Pazifist. Was bedeu-
tet, dass Grässlin gegen den Krieg ist, ge-
gen jeden Krieg. Er ist gegen Kriege, die 
den Segen der Vereinten Nationen haben, 
und solche, die das Völkerrecht brechen, 
gegen Bürgerkriege, gegen erklärte und 
nicht erklärte Kriege, gegen symmetri-
sche und asymmetrische Kriege, gegen 
Angriffskriege und auch gegen Verteidi-
gungskriege wie den in der Ukraine.

Diskutiert man mit ihm über seinen Pa-
zifismus und den russischen Angriff, be-
tont Grässlin, dass die Ukrainer natürlich 
das Recht haben, sich zu verteidigen. 
Aber er hält das für einen Fehler, weil es 
seiner Meinung nach Alternativen zum 
Krieg gibt, sie sind nicht unbedingt einfa-
cher, aber sinnvoller, aus Grässlins Sicht. 
[…]

Für Grässlin lautet die erste mögliche 
Alternative zum militärischen Kampf ge-
gen die russische Armee: Die Ukrainer 
hätten fliehen können, als die russische 

Armee in ihr Land einmarschierte. 44 
Millionen Menschen zu empfehlen, ihr 
Land zu verlassen, ist natürlich Unsinn, 
und auch Grässlin räumt ein, dass dies 
nicht einfach gewesen wäre.

Zweite Alternative: Die Ukrainer sollten 
in ihrem Land bleiben und sich nicht ver-
teidigen, jedenfalls nicht militärisch. Son-
dern anders. […]

Seine Gegner sagen, Grässlin fordere 
schlicht die Kapitulation, aber Grässlin 
wehrt sich jedes Mal gegen diese Aussa-
ge: „Das ist völlig falsch, ich plädiere in 
keiner Weise für die Kapitulation, ich plä-
diere für etwas grundsätzlich anderes, für 
die soziale Verteidigung.“

Hinter diesem seltsamen Begriff steckt 
die Überzeugung, dass man einen Dikta-
tor oder eine Besatzungsmacht besser 
durch klugen und gut organisierten zivi-
len Widerstand besiegen könne statt 
durch Waffengewalt. Es gebe weniger 
Tote, weniger Zerstörung, weniger Trau-
ma und Hass, mehr Aussicht auf einen 
stabilen Frieden. […] Grässlin sagt, er stüt-
ze sich bei seinen Vorschlägen so gut es 
geht auf wissenschaftliche Erkenntnisse.

Es sind im Wesentlichen die For-
schungsergebnisse von Erica Chenoweth, 
einer Politologin, Professorin in Harvard, 
die seit mehr als zehn Jahren die Ur-
sprünge, Erfolge, Misserfolge und Konse-
quenzen von gewaltfreiem und gewalttä-
tigem Widerstand erforscht. […]

Chenoweth analysierte 323 Konflikte 
[…]. Das Ergebnis überraschte sie. Ihre 
Analyse ergab, dass gewaltfreier Wider-
stand doppelt so häufig zum Erfolg führ-
te wie gewalttätiger Widerstand. Über 50 
Prozent der gewaltfreien Aufstände wa-
ren erfolgreich, aber nur 23 Prozent der 
gewalttätigen. […]

„Die Größe des Aufstands ist ein wich-
tiger Faktor“, sagt Chenoweth am Telefon. 

„Je mehr Menschen auf friedliche Weise 
Widerstand leisten, desto wahrscheinli-
cher wird der Erfolg“. Eine breite Protest-
bewegung findet Unterstützer nicht nur 
im Volk, sondern auch im Staatsapparat, 
im Militär. Friedlicher Protest macht es 
den Machthabern schwerer, ihre Gegner 
zu verteufeln, er kann für Unterstützung 
aus dem Ausland sorgen, ideell, materiell 
und diplomatisch, und er beschränkt die 
politischen Optionen der Herrschenden. 
Sicher ist der Sieg über die Machthaber 
aber nicht. Garantiert ist in vielen Fällen 
nur das Leid der Opfer, wie die Demonst-
rierenden in Iran gerade erfahren müs-
sen.

Massenproteste, Arbeitsverweigerung, 
Generalstreiks, das zum Beispiel wären 
Methoden des zivilen Widerstands. Aber 
dafür müssten sich, um überhaupt Wider-
stand leisten zu können, Ukrainerinnen 
und Ukrainer den Russen kampflos erge-
ben und dabei zuschauen, wie ihr Land 
besetzt wird. Sind das vorstellbare Metho-
den angesichts von Gräueltaten wie in 
Butscha?  […]

Grässlin hält trotzdem an seinem Nein 
für Waffenlieferungen an die Ukraine 
fest, auch nach den Berichten über Folter, 
Mord, Massaker in Butscha und anders-
wo. Wenn man will, repräsentiert dieses 
Nein die unmenschliche Seite des Pazi-
fismus.

Quelle: https://www.spiegel.de/panorama/
ein-bisschen-frieden-a-82d52463-d999-408e-
a07a-df2e5ab4b8b0 (01.04.2023).

Vgl. auch den Podcast „Social Science Bi-
tes“ mit Erica Chenoweth (02.04.2019): 
https://socialsciencebites.lib-
syn.com/erica-chenoweth-on-
nonviolent-resistance 
(01.04.2023).

Quelle: https://twitter.com/YourAnon-
News/status/1498337491056836610 
(02.03.2023)

https://socialsciencebites.libsyn.com/erica-chenoweth-on-nonviolent-resistance
https://socialsciencebites.libsyn.com/erica-chenoweth-on-nonviolent-resistance
https://socialsciencebites.libsyn.com/erica-chenoweth-on-nonviolent-resistance
https://twitter.com/YourAnonNews/status/1498337491056836610
https://twitter.com/YourAnonNews/status/1498337491056836610


54 Heft 85 | 2023

ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

PUTINS KRIEG –  
AUSWIRKUNGEN AUF DIE WELTWEITE 
NAHRUNGSMITTELVERSORGUNG
SEBASTIAN HESS

Der Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine hatte die Exporte wichtiger Agrarprodukte aus der 
Schwarzmeerregion vorübergehend zum Erliegen gebracht und in den ersten Monaten des Jahres 2022 zu einem 
drastischen Anstieg der weltweiten Nahrungsmittelpreise geführt. Insbesondere für Haushalte mit geringer Kauf-
kraft und Länder, die einen erheblichen Teil ihrer Nahrungsmittel importieren, hat dies zu einer krisenhaften Markt-
situation geführt. Zudem wurde die globale Verflechtung der Nahrungsmittelversorgung mit den Märkten für Dünge-
mittel und Energie deutlich. Eine ökologisch nachhaltige und zugleich krisenfeste Nahrungsmittelversorgung wird 
auch zukünftig von internationaler Arbeitsteilung durch Handel profitieren, aber der relative Vorteil nahräumlicher 
Wertschöpfungsketten nimmt vor dem Hintergrund steigender geopolitischer Spannungen zu.

Abb. 1: Nahrungsmittelkrise durch den Angriffskrieg von Russland auf die Ukraine © picture alliance / Countrypixel | FRP

EINLEITUNG

Die russische Invasion in die Ukraine be-
gann am 24. Februar 2022 und hatte un-
mittelbare Auswirkungen auf die welt-
weite Nahrungsmittelversorgung. Die 
Gründe hierfür können wie folgt zusam-
mengefasst werden:

Die Ukraine und Russland haben sich in 
den vergangenen Jahren zu global bedeu-
tenden Exporteuren bestimmter Agrarpro-
dukte entwickelt, und diese Produkte fin-
den weltweit Verwendung als Rohstoffe 

für Nahrungsmittelproduktion, Futter oder 
Bioenergieerzeugung. Vor Beginn der Inva-
sion betrugen beispielsweise die gemein-
samen Anteile der Ukraine und von Russ-
land am globalen Export zwischen 25  % 
und 30 % bei Weizen, knapp 25 % bei Gers-
te, bei Mais 15 % und bei Ölsaaten bzw. 
Pflanzenölen gut 10 %. Insbesondere Mais 
und Gerste werden von vielen Ländern da-
bei nicht in erster Linie für die menschli-
che Ernährung, sondern als Futtermittel 
importiert, wodurch sich in den jeweiligen 
Ländern Auswirkungen auf die Produkti-
on von Fleisch, Milch und Eiern ergeben 

können. Neben den direkten Effekten 
durch ausbleibende Lieferungen für Nah-
rungsmittel wurden somit auch weitere 
Agrarmärkte indirekt betroffen, was zu ei-
ner weltweiten Kaskade von Kostensteige-
rungen und Lieferengpässen führte (vgl. 
World Bank 2022).

Im internationalen Handel werden Agrar-
güter wie Weizen, Mais und Ölsaaten 
meist als Schüttgüter in Frachtschiffen 
transportiert, da der Transport auf dem 
Landweg in Güterzügen oder LKW zu ge-
ringe Volumenkapazitäten aufweist und 
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im Vergleich zur Seefracht zu teuer wäre. 
Bei dem Transport mit Güterzügen 
kommt erschwerend hinzu, dass die 
Schienennetze Russlands und der Ukrai-
ne eine andere Spurweite als das europäi-
sche Schienennetz aufweisen. Der bei 
weitem größte Teil der ukrainischen und 
russischen Agrarexporte wurde daher in 
der Vergangenheit über Häfen in der 
Schwarzmeerregion abgewickelt, da die-
se nicht nur für die Ukraine, sondern 
auch für Russland in relativer Nähe zu 
wichtigen Getreideanbaugebieten liegen. 
Diese Häfen haben sich mit Beginn der In-
vasion als logistischer Flaschenhals für 
das Abfließen weiterer Exporte auf den 
Weltmarkt erwiesen: Sowohl die Ukraine 
als auch Russland hatten nach Beginn der 
Invasion zwar grundsätzlich weiterhin 
ein ökonomisches Interesse am Export 
von Agrargütern, aber die Schwarzmeer-
häfen konnten aufgrund der Kampfhand-
lungen zunächst nicht genutzt werden, 
und logistische Alternativen standen 
nicht im nennenswerten Umfang zur 
Verfügung. Mit Beginn der russischen In-
vasion waren die ukrainisch-russischen 
Agrarexporte somit quasi blockiert (vgl. 
von Cramon-Taubadel 2022).

Der Beginn der russischen Invasion in die 
Ukraine hatte jedoch noch aus einem 
weiteren Grund Auswirkungen auf die 
weltweite Nahrungsmittelversorgung: Die 
globale Produktion von Agrargütern kann 
nicht unabhängig von der Versorgung mit 
Energie betrachtet werden. Der Haupt-
grund hierfür liegt nicht in erster Linie in 
der starken Mechanisierung von Erzeu-
gung, Transport und Verarbeitung land-
wirtschaftlicher Produkte, sondern in der 
ausgesprochen energieaufwändigen Her-
stellung stickstoffhaltiger Dünger, wofür 
insbesondere Erdgas eingesetzt wird (Ha-
ber-Bosch-Verfahren). Stickstoffhaltige 
Dünger sind jedoch eine Voraussetzung 
für hohe Erträge im Pflanzenbau und ha-
ben in den vergangenen 100 Jahren maß-
geblich zur Steigerung der Nahrungsmit-
telproduktion in vielen Teilen der Welt 
beigetragen (vgl. Berndt et al. 2022).

Es überrascht daher nicht, dass Russland 
vor Beginn der Invasion nicht nur rund 
25 % der globalen Erdgasexporte, sondern 
auch knapp 15 % der globalen Düngerex-
porte bestritt. Durch den Zusammenhang 
zwischen Düngerproduktion und den 
Preisen für fossile Energieträger kommt 
somit eine wichtige Abhängigkeit der glo-
balen Agrarproduktion von den globalen 
Energiemärkten zustande. 

EREIGNISSE AUF DEN 
WELT-AGRARMÄRKTEN IM 
ZEITRAUM 2021-2022

Insbesondere Ölsaaten, aber auch andere 
agrarische Rohstoffe, für welche die Uk-
raine über relevante Weltmarktanteile im 

Export verfügt, werden nicht nur für die 
Nahrungsmittelproduktion, sondern alter-
nativ auch zur Erzeugung von Bio-Kraft-
stoffen verwendet. Es ergibt sich somit 
eine wechselseitige Abhängigkeit zwi-
schen den Märkten für Nahrungsmittel, 
Bio-Energie und fossilen Energieträgern, 
und zwar direkt über den Treibstoffbedarf 
und indirekt über den Energiebedarf der 
Düngerproduktion.

Durch den Beginn der Kampfhandlungen 
wurde für Landwirte, verarbeitende In-
dustrie und Endverbraucher in vielen Re-
gionen der Welt nicht nur unmittelbare 
Knappheit durch ausbleibende Lieferun-
gen aus der Schwarzmeerregion geschaf-
fen, sondern es entstand auch eine er-
hebliche Verunsicherung hinsichtlich 
zukünftiger Auswirkungen des Krieges 
auf die Verfügbarkeit und die Preise von 
Agrarrohstoffen, Energie und Dünger. Der 
Beginn der Invasion bedeutete daher 
auch den Beginn eine sehr volatile Pha-
se der entsprechenden Marktpreise auf 

den internationalen Rohstoffmärkten, 
was wiederum ein deutlich erhöhtes 
wirtschaftliches Risiko und verringerte 
Planbarkeit für Käufer und Verkäufer 
nach sich zieht (vgl. Glauben et al. 2022).

In der ökonomischen Theorie werden 
Preise dabei als Knappheitssignale inter-
pretiert und spiegeln sowohl die tatsäch-
liche Verfügbarkeit eines Rohstoffs als 
auch die Erwartungen von Käufern und 
Verkäufern im Hinblick auf die zukünfti-
ge Verfügbarkeit wider. Abbildung 3 ord-
net die Ereignisse im Zusammenhang mit 
der russischen Invasion in das langfristi-
ge Geschehen auf den Weltmärkten für 
Agrarprodukte ein: abgebildet sind Preis-
indikatoren der Welternährungsorganisa-
tion (FAO), welche die weltweiten Preise 
dieser Produkte relativ zu den Jahren 
2014-16 angeben. Dies bedeutet, dass das 
mittlere globale Preisniveau der Jahre 
2014-16 dem Indexwert 100 entspricht, 
und die Preisniveaus der übrigen Jahre 
relativ zu diesem Zeitraum ausgedrückt 
werden . 

Aus Abbildung 3 wird somit ersichtlich, 
dass das globale Preisniveau für Getreide 
im ersten Halbjahr 2022 bis zu 50 % über 
dem Mittel der Jahre 2014–16 lag, wäh-
rend das Preisniveau bei Ölsaaten zeit-
weise mehr als doppelt so hoch war. Die 
Grafik zeigt jedoch auch, dass das insge-
samt sehr hohe Preisniveau des Jahres 
2022 nicht ausschließlich auf die russi-

ABB. 2: UKRAINE: DIE KORNKAMMER EUROPAS 

Quellen: Europäische Kommission, FAO (Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen), Internationaler Getreiderat, Ministerium für Landwirtschaft und Ernährung der  
Ukraine © Europäische Kommission

„Es ergibt sich somit  
eine wechselseitige  

Abhängigkeit zwischen 
den Märkten für  

Nahrungsmittel, Bio-  
Energie und fossilen  

Energieträgern.“

„In der ökonomischen Theorie werden Preise dabei als 
Knappheitssignale interpretiert und spiegeln sowohl die 
tatsächliche Verfügbarkeit eines Rohstoffs als auch die  

Erwartungen von Käufern und Verkäufern im Hinblick auf 
die zukünftige Verfügbarkeit wider.“
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sche Invasion in der Ukraine zurückzu-
führen ist: Der Angriff Russlands fällt in 
eine Phase, in der die globalen Agrar-
märkte bereits spätestens im zweiten 
Halbjahr 2021 ein deutlich steigendes 
Preisniveau aufwiesen, was wiederum 
durch Auswirkungen der globalen  
COVID-19-Pandemie erklärt werden kann.

Der Beginn der russischen Invasion hat 
somit die weltweite Nahrungsmittelver-
sorgung sowohl in räumlicher als auch in 
zeitlicher Hinsicht an einem besonders 
verwundbaren Punkt getroffen (vgl. von 
Cramon-Taubadel 2022). 

Es muss betont werden, dass die Auswir-
kungen auf die globalen Märkte für Nah-
rungsmittel dabei vor allem durch Prei-
se bzw. durch die Preisniveaus relativ 
zum verfügbaren Einkommen der Men-
schen in einer Region bestimmt werden, 
während es von untergeordneter Bedeu-
tung ist, welche Schiffsladung in wel-
chen Hafen steuert: Der Welthandel mit 
Agrarrohstoffen wie Weizen, Mais oder 
Pflanzenöl funktioniert ähnlich einem 
System aus korrespondierenden Röhren, 
in denen sich ein bestimmter Füllstand 
mit Flüssigkeit immer gleichmäßig ver-
teilt. Fehlen relevante Exportmengen im 
Welthandel, sinkt der „Füllstand“ des glo-
balen Systems und die Weltmarktpreise 
steigen; werden entsprechende Mengen 
wieder verfügbar, reagieren die Markt-
preise mit Entspannung . 

Entscheidend ist daher vor allem, ob ent-
sprechende Exporte insgesamt für den 
globalen Handel mit Agrargütern zur 
Verfügung stehen oder nicht. Anders 
ausgedrückt bedeutet dies, dass stark 
ansteigende Nahrungsmittelpreise welt-
weit auf alle Länder zunächst gleichmä-
ßig wirken und dabei jeweils die Firmen 
und Haushalte besonders negativ beein-
trächtigt werden, die stark auf den Zu-
kauf entsprechender Produkte angewie-
sen sind. In diesem Zusammenhang 
standen Länder mit einem Exportüber-
schuss an Getreide im Verlauf des Jahres 
2022 vor der Frage, ob sie diese Exporte 
vorübergehend durch Exportsteuern oder 
Exportbeschränkungen unterbinden soll-
ten: 

Landwirte und Getreidehändler sind an 
einer Ausfuhr zu lukrativen Weltmarkt-
preisen selbstverständlich interessiert, 
aber hohe Preise schlagen auch auf die 

Lebenshaltungskosten der inländischen 
Bevölkerung durch, unabhängig davon, 
ob ein Land insgesamt Getreide expor-
tiert oder importiert. Eine vorübergehen-
de Beschränkung von Getreideexporten 
scheint aus nationaler Sicht somit eine 
probate Strategie, weltweit knappes Ge-
treide im Land zu halten und die natio-
nalen Verbraucherpreise somit unter das 
Weltmarktpreisniveau zu drücken (vgl. 
Glauben et al. 2022).

Solche politischen Schritte zur Begren-
zung von Exporten in Zeiten steigender 
Welt-Getreidepreise geschehen jedoch 
nicht nur zum Leidwesen exportwilliger 
Landwirte und Händler im jeweiligen 
Land, da diese um einen Teil ihres mög-
lichen Gewinns auf dem Weltmarkt ge-
bracht werden, sondern verschärfen die 

Knappheit auf dem Weltmarkt noch wei-
ter und treiben die Preise für diejenigen 
Länder in die Höhe, die auf Nahrungs-
mittelimporte angewiesen sind.

Dies betrifft u.a. Länder des Mittleren Os-
tens, Nordafrikas sowie viele Haushalte 
in urbanen Ballungszentren der am we-
nigsten entwickelten Länder der Erde. 
Menschen, die einen großen Teil ihres 
verfügbaren Einkommens für Nahrungs-
mittel ausgeben müssen und dabei über-
wiegend Getreide verbrauchen, werden 
durch Hochpreisphasen wie zu Beginn 
des Jahres 2022 meist unmittelbar durch 
Hunger und Mangelernährung bedroht, 
was in der Vergangenheit mitunter auch 
zu politischen Unruhen und Fluchtbewe-
gungen geführt hat (vgl. von Cramon-
Taubadel 2022).

ABB. 4: KORNKAMMER UKRAINE

© Gerhard Mester 2022 

ABB. 3: WELTWEITE PREISINDIZES FÜR AUSGEWÄHLTE AGRARPRODUKTE

Quelle: Eigene Darstellung; Datenquelle FAO (2023)

„Der Welthandel mit  
Agrarrohstoffen wie  
Weizen, Mais oder  

Pflanzenöl funktioniert 
ähnlich einem System aus  

korrespondierenden  
Röhren.“
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Selbstverständlich werden hohe Welt-
marktpreise für Nahrungsmittel auch in 
Regionen mit relativ hohem durch-
schnittlichem Pro-Kopf-Einkommen (wie 
z.B. Baden−Württemberg) weitergegeben 
(vgl. Abbildung 5a), aber in diesen Regio-
nen geben die meisten EndverbraucherIn-
nen nur einen kleinen Teil ihres monatli-
chen Einkommens für Nahrungsmittel 
aus; in Deutschland sind dies beispiels-
weise meist nur ca. 10-20 % des typischen 
Monatseinkommens (vgl. Abbildung 5b). 
Das Angebot an Nahrungsmitteln ist zu-
dem in Märkten mit einkommensstarken 
Endverbrauchern sehr stark differenziert, 
wodurch sich viele Möglichkeiten erge-
ben, von relativ teuren Produkten auf 
preiswertere Alternativen auszuweichen.

Ferner weisen viele Nahrungsmittel in 
einkommensstarken Ländern einen ho-
hen Verarbeitungsgrad auf, weshalb z.B. 
Kosten für Löhne einen höheren Anteil 
an den Herstellungskosten haben kön-
nen als die verwendeten Agrarrohstoffe. 
Aus diesen Gründen können selbst dras-
tisch steigende Preise für Getreide die 
Kaufkraft in relativ wohlhabenden Regi-
onen nur begrenzt beeinträchtigen. Preis-
steigerungen für Energie und Treibstoffe 
sind hingegen z.B. für die meisten Haus-
halte in Baden-Württemberg deutlich re-
levanter. 

Ärmere Haushalte in Ländern mit niedri-
gerem Volkseinkommen decken hinge-
gen häufig den überwiegenden Teil ihres 
Kalorienbedarfs aus Getreide und ande-
ren Rohstoffen, die von den Haushalten 
meist im Zustand eines niedrigen Verar-
beitungsgrades erworben werden. 

POLITISCHE REAKTIONEN 
AUF DIE GLOBALE NAH-
RUNGSMITTELKRISE

Die Modellvorstellung des Welthandels 
mit Agrarprodukten als ein System kor-
respondierender Röhren legt nahe, dass 
die negativen Auswirkungen der russi-
schen Invasion auf die weltweite Versor-
gung mit Nahrungsmitteln abgemildert 
werden könnten, indem man den „Füll-
stand“ des Systems kurzerhand durch 
Getreide, Ölsaaten oder deren Substitute 
aus anderen Regionen erhöht. Hierfür 
kämen zunächst zwei Maßnahmen in 
Betracht: erstens die Freigabe von Reser-
ven aus Lagerbeständen und zweitens 
die Steigerung der Produktion in ande-
ren Teilen der Welt. Beide Maßnahmen 
waren jedoch ungeeignet, um den kurz-
fristigen Preisanstieg in der ersten Jah-
reshälfte 2022 nennenswert zu begren-
zen. Dies hatte folgende Gründe:

Strategische Nahrungsmittelreserven 
werden zwar von vielen Regierungen 
auf der ganzen Welt vorgehalten, aber 
diese Bestände sind meist bekannt und 

werden durch die Marktteilnehmer in 
Krisenzeiten ohnehin schon in ihre Kal-
kulationen miteinbezogen, d.h. bekann-
te Reserven sind in Preisen und Preiser-
wartungen bereits abgebildet. Eine 
wichtige Strategie vieler Regierungen ist 
es daher, nicht die Nahrungsmittelprei-
se zu verändern, sondern insbesondere 
den am meisten betroffenen Haushalten 
durch Transfer von Geld oder Nahrungs-
mitteln bei der Bewältigung der Krise zu 
helfen (vgl. von Cramon-Taubadel 2022).

Die schnell steigenden Weltmarktpreise 
für Agrarprodukte in der ersten Hälfte 
des Jahres 2022 sowie die bald darauf 
einsetzende Inflation der Nahrungsmit-
telpreise in vielen Ländern zeigten je-
doch, dass es kurzfristig schwierig sein 
würde, auf die Exportmengen aus der 
Schwarzmeerregion zu verzichten. Un-
ter hohem internationalen Druck und 
durch Vermittlung der Türkei und der 

Vereinten Nationen kam Ende Juli 2022 
dann die Initiative für den sicheren 
Transport von Getreide und Lebensmit-
teln aus ukrainischen Häfen zustande, 
die mitunter auch kurz als „das Getreide-
abkommen“ bezeichnet wird. Durch die-
ses Abkommen wurde es für die Ukrai-
ne möglich, aus drei ihrer Häfen über 
gesicherte Korridore Getreide zu expor-
tieren, während Russland insbesondere 
Düngemittel exportieren konnte. Das Ab-
kommen hat in der Folge zu einer erheb-
lichen Beruhigung der Weltmärkte für 
Nahrungsmittel beigetragen; bei seiner 
kurzzeitigen Aussetzung durch Russ-
land aufgrund von Kriegshandlungen 
konnten jedoch wieder unmittelbar An-
stiege der internationalen Preisnotie-
rungen beobachtet werden (vgl. United 
Nations 2023).

Solange die ukrainischen Exporte von 
Agrargütern über die Häfen nur zu den 
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Bedingungen dieses Abkommens mög-
lich sind, muss entsprechend mit Unter-
brechungen gerechnet werden. Russland 
hat am Fortbestand des Abkommens al-
ler Voraussicht nach nur solange ein In-
teresse, wie die wirtschaftlichen und mi-
litärischen Vorteile aus russischer Sicht 
überwiegen. Hierbei spielt die Türkei als 
bevölkerungsreiches Land und wichtiger 
Importeur ukrainischer und russischer 
Agrargüter eine Schlüsselrolle: Die Tür-
kei hat nicht nur ein gewisses politi-
sches Eigeninteresse am Bestand des 
Abkommens, sondern verfügt gleichzei-
tig auch in der Schwarzmeerregion und 
dem Nahen Osten über ein erhebliches 
politisches und militärisches Gewicht 
(vgl. Dumoulin und Kelmendi, 2022). 

Die vorübergehende Beruhigung der 
Marktsituation durch das Getreideab-
kommen muss Anfang 2023 daher als 
fragil angesehen werden: Eine Verände-
rung der militärischen und wirtschaftli-
chen Kräfteverhältnisse oder sonstige 
Ereignisse im Zusammenhang mit der 
russischen Invasion in der Ukraine könn-
ten jederzeit wieder dazu führen, dass die 
Nahrungsmittelexporte aus der Schwarz-
meerregion zum Erliegen kommen.

Inwiefern konnte jedoch eine kurzfristige 
Steigerung der weltweiten Nahrungsmit-
telproduktion im Jahr 2022 zu einer Ab-
milderung der Krise beitragen? Bereits in 
den ersten Wochen nach Beginn der Inva-
sion wurde ersichtlich, dass es innerhalb 
des Jahresverlaufs 2022 kaum möglich 
sein würde, die fehlenden Exportmengen 
der Ukraine durch Produktionsauswei-
tungen auszugleichen, da Getreide und 
Ölsaaten in Vegetationszyklen von meh-
reren Monaten angebaut werden. Die 
wichtigsten globalen Getreideanbauge-
biete liegen zudem auf der Nordhalbkugel, 
wo zum Zeitpunkt der Invasion die Aus-
saat für die Ernte 2022 meist längst abge-
schlossen und kurzfristige Flächenaus-
weitungen kaum möglich waren.

In diesem Zusammenhang wurde bei-
spielsweise auch diskutiert, ob bestimm-
te Flächen, die im Rahmen der Gemein-
samen Agrarpolitik der Europäischen 
Union (GAP) zur Verbesserung des Arten-
schutzes und der Biodiversität planmä-
ßig mit verringerter landwirtschaftlicher 
Intensität genutzt werden, vorüberge-
hend zur intensiven Produktion von Ag-
rargütern freigegeben werden sollten. Die 
Debatte traf den agrar- und ernährungs-
politischen Diskurs in der EU zu einem 

Zeitpunkt, als viele staatliche und privat-
wirtschaftliche Initiativen zu einer stär-
keren Ausrichtung der europäischen Ag-
rarproduktion auf Ziele der ökologischen 
Nachhaltigkeit (verbesserte Klimabilanz, 
mehr Artenschutz usw.) bereits auf dem 
Weg waren. Die zur Zielerreichung anvi-
sierten Mittel wie z.B. die Ausweitung des 
ökologischen Landbaus und die Redukti-
on des Pestizideinsatzes hätten aber aller 
Voraussicht nach Produktionsrückgänge 
zur Folge, sodass Zielkonflikte zwischen 
einer nachhaltigeren Ausrichtung der eu-
ropäischen Landwirtschaft und einem 
möglichen Beitrag zur weltweiten Nah-
rungsmittelversorgung wieder in den Fo-
kus des agrarpolitischen Diskurses ge-
rückt sind (vgl. Berndt et al. 2022). 

LANGFRISTIGE 
AUSWIRKUNGEN
Der russische Angriffskrieg gegen die 
Ukraine hat weltweit das Bewusstsein 
dafür gestärkt, dass die Produktion von 
Nahrungsmitteln, Energie und Rohstof-
fen sowohl den Bedarf der Menschheit 
decken als auch die natürlichen Ressour-
cen schonen muss, denn die globalen 
Herausforderungen bei Klimawandel 
und Verlust der Artenvielfalt sind seit 
Beginn der russischen Invasion keines-
wegs weniger drängend geworden.

Die Europäische Union hat sich in die-
sem Zusammenhang das Ziel gesetzt, bis 
zum Jahr 2050 klimaneutral zu sein. Um 
dieses Ziel zu erreichen, sind tiefgreifen-
de Veränderungen in nahezu allen Le-

bens- und Wirtschaftsbereichen erfor-
derlich, welche durch den sog. Green 
Deal als Aktionsplan begleitet werden 
sollen. Die Krise, welche durch den rus-
sischen Angriffskrieg auf den Weltagrar-
märkten ausgelöst wurde, hat deutlich 
gemacht, dass die Herausforderung für 
die Nahrungsmittelproduktion der kom-
menden Jahrzehnte darin bestehen wird, 
eine Verbesserung der ökologischen 
Nachhaltigkeitsbilanz ohne allzu weitge-
hende Ertragseinbußen umzusetzen:

Landwirtschaftliche Wertschöpfungs-
ketten, die zwar in Deutschland oder Eu-
ropa eine idealisiert-nachhaltige Produk-
tion demonstrieren, aber aufgrund allzu 
drastischer Produktionsrückgänge dazu 
führen, dass Versorgungslücken zuneh-
mend durch Importe geschlossen wür-
den, kämen einer geographischen Verla-
gerung des Problems gleich und würden 
zudem die europäische Nahrungsmittel-
versorgung abhängiger von Importen 
machen. Aus „konventionellen“ und „öko-
logischen“ Wirtschaftsweisen muss sich 
daher ein neues Leitbild einer gleicher-
maßen nachhaltigen, ertragreichen und 
wettbewerbsfähigen Landwirtschaft im 
Sinne einer ökologischen Intensivierung 
entwickeln  (vgl. Buckwell et al. 2013).

In diesem Zusammenhang wird seit Be-
ginn der russischen Invasion auch wieder 
vermehrt diskutiert, ob die in Deutschland 
und der EU erzeugten Nahrungsmittel 
ausreichen, um den heimischen Bedarf zu 
decken. Für solche Betrachtungsweisen 
ist der sog. Selbstversorgungsgrad ein 

ABB. 6: �MEHR UND GRÖSSERE SCHIFFE HABEN VON UKRAINISCHEN HÄFEN 
ABGELEGT

Quelle: UNCTAD secretariat, based on data provided by Sea/ (www.sea.live),  
https://unctad.org/a-trade-hope
Hinweis: Die Grafik zeigt die Auswirkungen des sog. Getreideabkommens, das im Juli 2022 (W 29) 
unterzeichnet wurde.

„Die vorübergehende  
Beruhigung der Markt

situation durch das  
Getreideabkommen muss 

Anfang 2023 daher als  
fragil angesehen werden.“

https://unctad.org/a-trade-hope
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häufig verwendeter, aber vor dem Hinter-
grund der russischen Invasion in die Uk-
raine problematischer Indikator: 

Der Selbstversorgungsgrad einer Region 
wird für ein bestimmtes Agrarprodukt 
und einen Bezugszeitraum als Verhältnis 
von nationaler Verbrauchsmenge zu na-
tionaler Produktionsmenge definiert. Die 
folgende Gleichung veranschaulicht dies 
am Beispiel des rechnerischen Selbstver-
sorgungsgrades (SV) von Deutschland 
bei Weichweizen im Jahr 2020/21 (vgl. 
BLE 2023):

Während Weichweizen den überwiegen-
den Anteil des in Deutschland für Back-
waren und Tierfutter verwendeten Wei-
zens bildet, werden insbesondere 
Teigwaren (z.B. italienische Nudeln) aus 
Hartweizen hergestellt. Bei Hartweizen 
lautet das Verhältnis der verwendbaren 
Erzeugung zum Inlandsverbrauch in 
Deutschland (wiederum in 1000t) jedoch 
183/1232 = 15 %. Im Erntejahr 2020/21 
wurden somit nur 15 % des in Deutsch-
land verbrauchten Hartweizens auch in 
Deutschland erzeugt; der Rest musste 
eingeführt werden. Aggregiert man nun 
Weichweizen und Hartweizen zu einer 
übergeordneten Produktkategorie „Wei-
zen“, so ergibt sich ein rechnerischer 
Selbstversorgungsgrad von 117,8 %.

Würde Deutschland auf Basis dieses In-
dikators seine Grenzen unter der An-
nahme schließen, dass es 17,8 % mehr 
Weizen erzeugt als verbraucht, wäre 
nicht berücksichtigt, dass Teigwaren auf 
Hartweizenbasis kaum noch zur Verfü-
gung stünden und sich ihr Preis womög-
lich vervielfachen würde – es sei denn, 
die Verbraucher würden kurzerhand auf 
Nudeln verzichten und stattdessen ver-
mehrt Brot, Kartoffeln und Reis konsu-
mieren

Dieses einfache Beispiel verdeutlicht 
mehrere Aspekte, die für die perspektivi-
sche Beurteilung des europäischen und 

globalen Ernährungssystems wichtig 
sind:
 �Nur durch Handel mit Agrarprodukten 

können differenzierte Qualitäten und 
Quantitäten für die Verarbeitung viel-
fältiger und hochwertiger Nahrungs-
mittel in ausreichendem Maße verfüg-
bar gemacht werden. Je kleinräumiger 
der Bezugsrahmen der Nahrungsmit-
telerzeugung gewählt wird, umso we-
niger Vielfalt steht zur Verfügung und 
umso anfälliger wird die Versorgungs-
bilanz für Missernten und andere Pro-
duktionsausfälle. Da die EU in ihrem 
Binnenmarkt zollfreien Warenverkehr 
und weitgehend einheitliche Regelun-
gen zur Nahrungsmittelsicherheit ge-
schaffen hat und über die GAP eine ge-
meinsame Politik für Landwirtschaft 
und ländliche Räume betreibt, ist es 
nur sinnvoll, den gesamteuropäischen 
Bedarf an Nahrungsmitteln im Ver-
hältnis zur gesamteuropäischen Pro-
duktion zu betrachten.

 �Die Weizenerträge in Deutschland und 
vielen anderen europäischen Ländern 
sind im weltweiten Vergleich sehr 
hoch, was u.a. an günstigen klimati-
schen Bedingungen und einer intensi-
ven Düngung liegt. Sofern Mineraldün-
ger auf Stickstoffbasis oder das zur 
Herstellung notwendige Erdgas impor-
tiert werden müssen, ist auch der ver-
meintlich hohe Selbstversorgungsgrad 
für Weizen letztlich importabhängig.  

 �Sobald sich Preise ändern, passen Ver-
braucher meist auch ihre Verzehrge-
wohnheiten an. Je vielfältiger das Ange-
bot an Nahrungsmitteln, umso leichter 
lassen sich einzelne Produktgruppen 
ohne nennenswerte Einschränkungen 
ersetzen. Sogenannte Selbstversor-

gungsgrade können sich daher auch 
dann erhöhen, wenn der Pro-Kopf-Ver-
brauch eines Produktes abnimmt.

Aus diesen Gründen sind „Selbstversor-
gungsgrade“ als Maßstab für die Versor-
gungssicherheit ungeeignet. Obwohl der 
russische Angriffskrieg zu einer massi-
ven Verunsicherung auf den Weltmärk-
ten für Nahrungsmittel geführt hat, wur-
de im Verlauf des Jahres 2022 vielmehr 
die stabilisierende Rolle eines möglichst 
ungehinderten Welthandels mit Agrar-
produkten deutlich. 

Jedoch müssen Landwirte und nahrungs-
mittelverarbeitende Betriebe zukünftig die 
geopolitischen Spannungen der Gegen-
wart (territoriale Konflikte Russlands, 
Handelsstreit USA und China, Brexit, die 
Konflikte im Nahen Osten usw.) in ihre 
Planungen miteinbeziehen. Eine Rückbe-
sinnung auf „regionale Wertschöpfungs-
ketten“ ist daher nicht nur eine Frage der 
ökologischen Nachhaltigkeit, sondern voll-
zieht sich auch vor dem Hintergrund stei-
gender Unsicherheiten bei der globalen 
Beschaffung und beim Export europäi-
scher Agrarprodukte: Durch die veränder-
ten Marktrisiken werden landwirtschaftli-
che Investitionen mit starker Einbindung 
in globale Lieferketten vergleichsweise 
riskanter, während die relative Vorzüglich-
keit nahräumlicher Strukturen zunimmt.

Auch Veränderungen in den Verbrauchs-
mustern werden erhebliche Auswirkun-
gen auf die Struktur der zukünftigen 
Nahrungsmittelerzeugung haben: Wäh-
rend der Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch 
und Milchprodukten in vielen Schwel-
lenländern weiter ansteigt, ist er bei-
spielsweise in Europa tendenziell rück-
läufig, was aller Voraussicht nach zu 
einer Verlagerung von Produktions-
schwerpunkten und Handelsströmen 
führen wird.

Für Entscheidungsträger*innen in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft sollte die 
Nahrungsmittelkrise des Jahres 2022 ins-
gesamt ein Weckruf sein, vorausschauen-
der und umfangreicher als bisher in eine 
nachhaltige Intensivierung der globalen 
Landwirtschaft und in einen Ausbau der 
Marktinfrastruktur zu investieren. 

„Aus „konventionellen“ und „ökologischen“  
Wirtschaftsweisen muss sich daher ein neues Leitbild  
einer gleichermaßen nachhaltigen, ertragreichen und  
wettbewerbsfähigen Landwirtschaft im Sinne einer  

ökologischen Intensivierung entwickeln.“

𝑆𝑆𝑆𝑆 𝑖𝑖𝑖𝑖 % = 𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝑢𝑢𝑢𝑢𝑢𝑢𝑢𝑢𝑢𝑢 (1000𝑡𝑡)
𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑣𝑣𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑛𝑔𝑔 𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑔𝑡𝑡 (1000𝑡𝑡) =

21.989
17.593 = 125%

LITERATURHINWEISE
Berndt, Marvin/Boysen-Urban, Kirs-
ten/Ehjeij, Simon/Espey, Amelia/Feu-
erbacher, Arndt/Flaig, Dorothe/Hei-
mann, Tobias/Hess, Sebastian/
Kempen, Markus/Schünemann, Fran-
ziska/Wieck, Christine (2022): Impli-
cations of Russia’s War in Ukraine for 
the Global Agri-Food Sector – An Ex-

Ante Assessment using Different Si-
mulation Models. German Journal of 
Agricultural Economics, Volume 71 
(2022), 3, 134–149. DOI:10.30430/
gjae.2022.0310 (13.02.2023).

Buckwell, Allan/Heissenhuber, Alois/
Blum, Winfried (2013): The sustaina-

ble intensification of European agri-
culture. RISE Foundation, https://rise-
foundation.eu/wp-content/
uploads/2020/07/2014_-SI_RISE_
FULL_EN.pdf (13.02.2023).

Die vollständigen Literaturhinweise 
finden Sie auf Moodle.

DOI:10.30430/gjae.2022.0310.
DOI:10.30430/gjae.2022.0310.
https://risefoundation.eu/wp-content/uploads/2020/07/2014_-SI_RISE_FULL_EN.pdf
https://risefoundation.eu/wp-content/uploads/2020/07/2014_-SI_RISE_FULL_EN.pdf
https://risefoundation.eu/wp-content/uploads/2020/07/2014_-SI_RISE_FULL_EN.pdf
https://risefoundation.eu/wp-content/uploads/2020/07/2014_-SI_RISE_FULL_EN.pdf


M
AT

ER
IA

LI
EN

60 Heft 85 | 2023

Zusatzmaterialien fin-
den Sie auf Moodle  
(Info siehe Umschlag)

IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Dr. Gerhard Altmann)

AUFGABEN ZUM BASISTEXT
1.	� Analysieren Sie den Markt für Agrarroh-

stoffe vor dem Angriff Russlands auf die 
Ukraine.

2.	� Der Autor spricht hinsichtlich der Preis-
bildung auf Rohstoffmärkten von einem 
„System aus korrespondierenden Röh-
ren“. Erläutern Sie die Funktionsweise 
dieses Systems.

3.	� Erläutern Sie anhand der Debatten über 
mögliche Exportbeschränkungen bei 
Getreide den Begriff Wohlfahrtsdilem-
ma. Informationen zu diesem Begriff 

finden Sie hier: https://lehrer-
fortbildung-bw.de/u_gewi/gk/
gym/bp2016/fb6/2_grund/2_
beziehungen/2_dilemma/

4.	� Erörtern Sie Chancen und Risiken des 
im Sommer 2022 unter Vermittlung der 
Türkei geschlossenen Getreideabkom-
mens. Einen Lösungshinweis findet 
man auf Moodle Mo1.

5.	� Erläutern Sie Zielkonflikte einer „Ver-
besserung der ökologischen Nachhaltig-
keitsbilanz ohne allzu weitgehende Er-

tragseinbußen“. Einen Lösungshinweis 
findet man auf Moodle Mo2.

6.	� Bewerten Sie die Erzeugung von Bio-
Kraftstoffen als Beitrag zur Energiewen-
de.

7.	� Seit der Corona-Pandemie wird inten-
siv über die Möglichkeit einer Deglo-
balisierung diskutiert. Ordnen Sie die 
Argumentation des Autors in die De-
batten über die internationale Arbeits-
teilung ein.

AUFGABEN ZUM MATERIALTEIL
I. �HUNGER ALS WAFFE –  

INTERNATIONALE POLITIK 
OHNE REGELN?

1.	� Analysieren Sie die Karikatur M 1.

2.	� Erläutern Sie die rechtlichen Vorkeh-
rungen gegen das „Aushungern“ der 
Zivilbevölkerung in Kriegszeiten (M 2).

3.	� Erörtern Sie, ob Nichtregierungsorga-
nisationen (NGOs) wie die Welthun-
gerhilfe (vgl. M 2) internationale Kon-
flikte beeinflussen können.

4.	� Im Zusammenhang mit dem Ukraine-
Krieg wird Russland gegenüber der 
Vorwurf geäußert, es setze Hunger als 
Waffe ein. Arbeiten Sie aus M 3 die 
zentralen Argumente in dieser Diskus-
sion heraus. 

5.	� Ordnen Sie anhand von M 4 die Dis-
kussion über Nahrungsmittelsicher-
heit in das Konzept des erweiterten Si-
cherheitsbegriffs ein. 

Zusatzmaterial: Auch die Agrarpolitik 
der Europäischen Union gerät mit Blick 
auf die internationale Ernährungssicher-
heit immer wieder in die Kritik. Auf 
Moodle Mo 3 findet man dazu ein Ar-
beitsblatt.

II. SPEKULATIONSOBJEKT  
LEBENSMITTEL – PRIVATER 
PROFIT STATT GLOBALER 
WOHLSTAND?
1.	� Arbeiten Sie aus M 5 heraus, wie Se-

bastian Hess den Vorwurf gegenüber 
der Spekulation mit Lebensmitteln 
beurteilt. Einen Lösungshinweis fin-
den Sie auf Moodle Mo4.

2.	� Vergleichen Sie Hess‘ Standpunkt mit 
dem von Maurice Höfgen (M 6).

3.	� „Finanzmärkte sind eben das Gegenteil 
von effizienten Märkten aus Lehrbü-
chern, die vernünftige Preise finden 
sollen“, so Maurice Höfgen. Charakte-
risieren Sie die in M 6 dargelegten Be-

sonderheiten von Finanz- in Abgren-
zung zu Gütermärkten.

4.	� Auch in Deutschland sind die Preise 
für Nahrungsmittel seit 2022 stark ge-
stiegen (Vgl. https://www.destatis.de/
DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Ver-
braucherpreisindex/_inhalt.html).  
Erklären Sie diesen Preisan-
stieg vor dem Hintergrund 
des Basistextes sowie von  
M 1–M 6. 

5.	� Bewerten Sie die Forderung nach ei-
ner sicheren Versorgung mit Nah-
rungsmitteln als Element eines positi-
ven Friedens (vgl. Abbildung 4, S. 14).

Einen Klausurvorschlag zum Thema 
„Hunger als Waffe im Ukraine-Konflikt?“ 
finden Sie auf Moodle Mo5.

BILDUNGSPLANBEZUG  
GEMEINSCHAFTSKUNDE  
(BASIS-/LEISTUNGSFACH) 
 
Grundlagen des internationalen Sys-
tems
(1/1) �die Struktur des internationalen Sys-

tems beschreiben (Anarchie, Sicher-
heitsdilemma, Interdependenzen)

(-/3) �internationale Konfliktkonstellationen 
spieltheoretisch erklären (Sicherheits- 
und Wohlfahrtsdilemma)

(2/4) �Akteure der internationalen Beziehun-
gen beschreiben (Staaten, internatio-

nale Organisationen, transnationale 
Akteure) und ihre Handlungsmotive 
charakterisieren (Durchsetzung von 
Eigeninteressen, Einhaltung von Nor-
men)

Wohlstand und Wohlstandsverteilung
(1) �die Entwicklung des globalen Wohl-

stands und die globale Verteilung des 
Wohlstands mithilfe von Material analy-
sieren [...]

(3) �[D]ie Dimensionen der Globalisierung 
charakterisieren (politische, gesellschaft-
liche, wirtschaftliche, ökologische)

(10) �den Einfluss von NGOs auf die Gestal-
tung des Welthandels bewerten

BILDUNGSPLANBEZUG WIRT-
SCHAFT (LEISTUNGSFACH)
Internationale Finanzmärkte
(1) die Motive von Akteuren (Verhaltensöko-
nomik) auf Finanzmärkten (Geld‑, Kapital- 
und Devisenmärkte) erläutern und verschie-
dene Anlageformen (Anleihen, Devisen, 
Derivate) darstellen
(2) die Funktionen der Finanzmärkte für die 
Volkswirtschaften erklären

http://www.elearning-
politik.net/moodle39
http://www.elearning-
politik.net/moodle39
https://lehrerfortbildung-bw.de/u_gewi/gk/gym/bp2016/fb6/2_grund/2_beziehungen/2_dilemma/
https://lehrerfortbildung-bw.de/u_gewi/gk/gym/bp2016/fb6/2_grund/2_beziehungen/2_dilemma/
https://lehrerfortbildung-bw.de/u_gewi/gk/gym/bp2016/fb6/2_grund/2_beziehungen/2_dilemma/
https://lehrerfortbildung-bw.de/u_gewi/gk/gym/bp2016/fb6/2_grund/2_beziehungen/2_dilemma/
https://lehrerfortbildung-bw.de/u_gewi/gk/gym/bp2016/fb6/2_grund/2_beziehungen/2_dilemma/
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Verbraucherpreisindex/_inhalt.html
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 M1 	� THE HUNGER WEAPON, 12.06.2022

© Patrick Chappatte/Globe Cartoon

 M2 	� WENN HUNGER ZUR KRIEGSWAFFE WIRD, WELTHUNGERHILFE 05/2020

Der Status des Rechts auf Nahrung als 
Menschenrecht gemäß dem Völkerrecht 
ist unbestritten. Sowohl in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte 
(AEMR) als auch im Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturel-
le Rechte (IPWSKR) wird das Recht auf 
Nahrung als Teil des Rechts auf einen an-
gemessenen Lebensstandard anerkannt. 
Im IPWSKR wird bekräftigt, dass „das 
Recht auf Nahrung untrennbar mit dem 
inhärenten Recht auf Menschenwürde 
verbunden und für die Erfüllung der an-
deren in der Internationalen Charta der 
Menschenrechte verankerten Menschen-
rechte unabdingbar ist“. Auch der Aus-
schuss für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte hat gefordert, dass das 
Recht auf Leben mit Maßnahmen gegen 
„extremen Hunger und Mangelernährung“ 
geschützt werden muss. Im Rahmen der 
Menschenrechte ist jeder Staat verpflich-
tet, das Recht auf angemessene Nahrung 
sowie das Recht, frei von Hunger zu sein 
– gemeinsam bilden diese das Recht auf 
Nahrung –, „zu respektieren, zu schützen 
und zu erfüllen.“

Im Gegensatz zu vielen anderen Men-
schenrechtsverträgen enthält der 
IPWSKR keine ausdrücklich abweichen-
den Klauseln. Die Minimalverpflichtung, 
also die Sicherstellung des Rechts, frei 

von Hunger zu sein, ist unumstößlich, 
und ihre Nichteinhaltung kann unter kei-
nen Umständen (auch nicht in Notsitua-
tionen wie bei einem Konflikt) gerecht-
fertigt werden. Folglich kann ein Verstoß 
gegen den IPWSKR vorliegen, wenn ein 
Staat durch sein Handeln oder Unterlas-
sen die Befriedigung des Grundbedürfnis-
ses der Zivilbevölkerung – nämlich das 
Recht, frei von Hunger zu sein, zu respek-
tieren, zu schützen und zu erfüllen – 
nicht gewährleistet.

Humanitäres Völkerrecht  
Das humanitäre Völkerrecht bildet den 

rechtlichen Rahmen, der in Kriegszeiten 
gilt. Laut den Bestimmungen des huma-
nitären Völkerrechts in Bezug auf das 
Recht auf Nahrung in Kriegssituationen 
ist es verboten, humanitäre Hilfe zu be-
hindern, lebensnotwendige Objekte anzu-
greifen und Belagerungen oder Blockaden 
als Kriegstaktiken anzuwenden.

Das Verbot, lebensnotwendige Objekte 
anzugreifen, gilt für Angriffe, die zur Fol-
ge haben, dass der Zivilbevölkerung der 
Zugang zu Nahrungsmitteln, zu für die Er-
zeugung von Nahrungsmitteln genutzten 
landwirtschaftlichen Gebieten, zu Ernte- 
und Viehbeständen, Trinkwasserversor-
gungsanlagen und -vorräten sowie zu Be-
wässerungssystemen entzogen wird und 

dass die Versorgung mit lebensnotwen-
digen Objekten wie Arzneimitteln, Klei-
dung, Bettzeug, Material für die Über-
nachtung, Brennstoff und Elektrizität 
verhindert wird. Solche Taktiken verlet-
zen nicht nur das humanitäre Völker-
recht, sondern stellen auch eine Verlet-
zung des Rechts auf Nahrung dar.

Besonders zu beachten ist ferner, dass 
das humanitäre Völkerrecht zudem damit 
verbundene Handlungsverpflichtungen 
vorschreibt, wonach Kriegsparteien huma-
nitären Organisationen Zugang gewähren 
müssen, damit sie humanitäre Hilfe für die 
Zivilbevölkerung leisten können.

Internationales Strafrecht  
Das Römische Statut des Internationa-

len Strafgerichtshofs (IStGH), in dem vor-
sätzliches Aushungern erstmals auf in-
ternationaler Ebene als Kriegsverbrechen 
aufgeführt ist, trat 2002 in Kraft. Artikel 8 
Abs. 2 Buchstabe b (xxv) des Römischen 
Statuts des Internationalen Strafgerichts-
hofs lautet:

[...] das vorsätzliche Aushungern von 
Zivilpersonen als Methode der Kriegfüh-
rung durch das Vorenthalten der für sie 
lebensnotwendigen Gegenstände, ein-
schließlich der vorsätzlichen Behinde-
rung von Hilfslieferungen, wie sie nach 
den Genfer Abkommen vorgesehen sind.
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Römisches Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs

Bemerkenswert ist: Aushungern als 
Kriegsverbrechen erfordert nicht den Be-
weis, dass Zivilpersonen tatsächlich ver-
hungert sind.

Wie oben dargelegt, ist der IStGH nach 
dem einstimmigen Beschluss vom 6. De-
zember 2019 zur Änderung des Römischen 

Statuts nun in Einklang mit dem Völker-
gewohnheitsrecht und wertet Aushungern 
sowohl in internationalen als auch in 
nicht internationalen bewaffneten Kon-
flikten als Verbrechen. Das Neue ist also, 
dass dieses Recht auch in Bürgerkriegen 
und anderen internen Konflikten Anwen-
dung findet und nicht nur in Kriegen zwi-
schen einzelnen Ländern. Diese bedeutsa-

me Änderung hat den globalen Konsens 
gestärkt, dass Aushungern als Methode 
der Kriegsführung unabhängig von der 
Klassifizierung des Konflikts verboten ist.

© https://www.welthungerhilfe.de/welt-
ernaehrung/rubriken/entwicklungspoli-
tik-agenda-2030/wenn-hunger-zur-
kriegswaffe-wird (06.03.2023).

 M3 	� CHRISTIANE OELRICH, ULF MAUDER, ANDREAS STEIN, ANNE POLLMANN:  
GETREIDEEXPORT-STOPP DROHT: TAUZIEHEN ZWISCHEN MOSKAU UND KIEW, DPA 08.03.2023

In vielen Ländern drohte eine Hungersnot, als Russland nach 
dem Überfall auf die Ukraine im Februar 2022 die Schwarzmeer-
häfen des Nachbarlandes und damit Getreideexporte blockierte. 
Unter Vermittlung der Vereinten Nationen (UN) und der Türkei 
wurde eine Lösung gefunden. Russland droht aber, die Vereinba-
rung Ende kommender Woche auslaufen zu lassen. […]

Was ist die UN- Schwarzmeer-Getreide-Initiative?
Die Blockade der ukrainischen Ausfuhren und Sanktionen ge-

gen Russland haben im vergangenen Jahr zu starken Preisanstie-
gen unter anderem bei Getreide und Dünger geführt. Russland und 
die Ukraine lieferten vor dem Krieg fast ein Viertel der Getreide-
exporte weltweit. Im Juli 2022 kam die Schwarzmeer-Getreide-In-
itiative zwischen den UN, der Türkei, der Ukraine und Russland 
zustande. Sie erlaubt die kontrollierte Getreideausfuhr aus den 
Schwarzmeerhäfen Odessa, Tschornomorsk und Piwdennyj 
(Juschny). Die Schiffe werden inspiziert, bevor sie durch den Bos-
porus ins Marmara- und dann ins Mittelmeer fahren. Russland will 
so unter anderem Waffenlieferungen an die Ukraine ausschließen.

Wie lange ist sie noch gültig?
Die Vereinbarung galt zunächst für 120 Tage bis November, und 

wurde dann nach zähen Verhandlungen um weitere vier Monate 
verlängert. Sie läuft nach UN-Angaben am 19. März aus.

Läuft das reibungslos?
Es läuft, aber nicht reibungslos. Die Absprachen unter den Ins-

pektoren sind mühsam, Russland hat Kräfte abgezogen und die 
Zahl der Inspektorenteams damit reduziert, heißt es aus UN-Krei-
sen. Deshalb stauen sich Schiffe am Bosporus. Anfang März war-
teten laut dem Zentrum 33 Schiffe auf Inspektion.

Welche Teile der Vereinbarung nützen der Ukraine, welche Russland?
Für die Ukraine ist es wichtig, dass durch die Exporte Geld in 

die Kasse kommt. Sie konnte dank des Deals 2022 die Getreide-
speicher leeren und damit eine neue Erntesaison vorbereiten. 
Russland braucht UN-Hilfe, um Getreide und Düngemittel expor-
tieren zu können. Die westlichen Sanktionen schränken viele rus-
sische Geschäfte ein. Zwar sind Getreide und Düngemittel nicht 
direkt betroffen, aber russische Akteure haben es schwer, europäi-
sche Häfen anzulaufen, Zahlungen abzuwickeln und Schiffsver-
sicherungen zu bekommen. Deshalb gehört dazu eine separate 
Vereinbarung zwischen den UN und Russland. Darin versprechen 
die UN, alles für die Aufhebung der Hürden zu tun, die russische 
Getreide- und Düngemittelexporte erschweren.

Wie werden die Exporte kontrolliert?
Die Schiffe warten vor Istanbul in einer Kontrollzone und wer-

den dort auf unautorisierte Ladung überprüft. In der Folge gibt das 
Kontrollteam eine Genehmigung weiter an das Zentrum – oder 
auch nicht. Die Schiffe dürfen nur Getreide, andere vom Zentrum 
genehmigte Lebensmittel oder Düngemittel transportieren.

Wie viele Getreide-Schiffe laufen tatsächlich aus?
Seit Beginn der Initiative haben rund 900 Schiffe Güter aus uk-

rainischen Häfen transportiert. Die tägliche Zahl der Schiffe kann 
mitunter stark variieren. 

Wird die volle Kapazität ausgeschöpft? 
Bis Anfang März wurden auf dieser Route gut 23 Millionen 

Tonnen Getreide exportiert. Zurzeit sind es drei bis vier Millio-
nen Tonnen im Monat, das Potenzial wären aber sieben Millio-
nen.

Was sind die russischen Beschwerden?
Russland beklagt, dass westliche Sanktionen seine Exporte 

weiter behindern. Außenminister Sergej Lawrow sagte seinem 
türkischen Kollegen Mevlüt Çavuşoğlu Anfang März, die Initia-
tive könne nur fortgesetzt werden, wenn die Interessen der rus-
sischen Hersteller von Agrarprodukten und Düngemitteln bes-
ser berücksichtigt werden. Moskau will wieder Ammoniak zur 
Produktion von Düngemitteln auf den Weltmarkt bringen. Das 
ging früher vor allem über eine Pipeline durch die Ukraine, die 
jetzt gesperrt ist. Russland wirft der Ukraine außerdem vor, das 
Getreide gelange kaum an arme Länder, sondern werde als Tier-
futter für viel Geld an westliche Länder verkauft.

Wie steht Kiew dazu?
Eine Öffnung der Ammoniakpipeline vom russischen Toljatti 

an der Wolga in die südukrainische Hafenstadt Odessa ist poli-
tisch brisant. Kiew hat als Gegenleistung die Freilassung ukrai-
nischer Kriegsgefangener ins Spiel gebracht. Gefangenenaustau-
sche finden inzwischen regelmäßig statt, aber über Fortschritte 
bei der Öffnung der Pipeline ist bisher nichts bekannt. Kiew sei-
nerseits will erreichen, dass auch anderen Häfen genutzt werden 
können, insbesondere Mykolajiw. Ziel sei es, bis Juli weitere 25 
Millionen Tonnen Getreide zu exportieren.

Wie beurteilen das die Vereinten Nationen?
UN-Vertreter räumen ein, dass es bei den russischen Exporten 

hakt. "Es ist kein Geheimnis, dass es eine Reihe von Herausfor-
derungen regulatorischer und anderer Natur gibt, die überwun-
den werden müssen", sagte UN-Sprecher Stéphane Dujarric. Mo-
natelang hingen wegen westlicher Sanktionen mehr als 250 000 
Tonnen russischer Düngemittel in Lettland und anderen europäi-
schen Transithäfen fest, die vor dem Überfall Russlands auf die 
Ukraine ausgeführt worden waren. Die UN haben im November 
eine erste Lieferung russischer Düngemittel aus den Niederlan-
den nach Malawi ermöglicht, ähnliche Lieferungen sind in ande-
re afrikanische Länder geplant. In Bezug auf die Ammoniakpipe-
line hoffen UN-Vertreter auf ein Einlenken Kiews.

Erreichen die Exporte tatsächlich vom Hunger bedrohte Länder?
Unter den Empfängerländern listen die UN unter anderem Af-

ghanistan, Äthiopien, den Irak und Jemen. Dahin gehen aber nur 
kleine Mengen von wenigen Zehn- oder Hunderttausend Tonnen. 
Der Großteil wurde bislang nach China geliefert: 4,9 Millionen 
Tonnen, gefolgt von Spanien mit vier Millionen Tonnen und in 
die Türkei mit 2,7 Millionen Tonnen. Das sagt noch nichts über 
die Endziele der Lieferungen aus. In Deutschland kamen bis An-
fang März gut 350 000 Tonnen an.

Hinweis der Redaktion: Am 18.03.2023 wurde das Abkommen 
verlängert. Stand 28.03.2023 gibt es unterschiedliche Angaben, 
ob diese Verlängerung um für 60 oder 120 Tage erfolgte.

https://www.welthungerhilfe.de/welternaehrung/rubriken/entwicklungspolitik-agenda-2030/wenn-hunger-zur-kriegswaffe-wird
https://www.welthungerhilfe.de/welternaehrung/rubriken/entwicklungspolitik-agenda-2030/wenn-hunger-zur-kriegswaffe-wird
https://www.welthungerhilfe.de/welternaehrung/rubriken/entwicklungspolitik-agenda-2030/wenn-hunger-zur-kriegswaffe-wird
https://www.welthungerhilfe.de/welternaehrung/rubriken/entwicklungspolitik-agenda-2030/wenn-hunger-zur-kriegswaffe-wird
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 M5 	� SEBASTIAN HESS: „SPEKULATIONEN“ MIT NAHRUNGSMITTELN 

Steigende Preise für Agrargüter (z.B. Ge-
treide) haben weltweit negative Auswir-
kungen auf die Versorgungslage von Men-
schen mit geringer Kaufkraft. Dabei wird 
der Einfluss von „Spekulationen“ auf den 
internationalen Rohstoffmärkten kontro-
vers diskutiert:

Landwirte, Futterfabriken, Getreidemüh-
len, Brotfabriken usw. handeln Getreide un-
tereinander nicht nur in Form der tatsäch-
lichen physischen Ware, sondern auch in 
Form unterschiedlicher Kontrakte, welche 
zum Teil weit in die Zukunft reichen. Dies 
bedeutet, dass sich die Preis-Notierungen 
für Getreide an Warenterminbörsen zum 
Teil aus dem aktuellen Bedarf und zum Teil 
aus den Erwartungen im Hinblick auf zu-
künftige Bedarfsmengen und zukünftige 
Preisentwicklung bilden. Diese Form des 
Handels hat sich als ausgesprochen stabi-
lisierend und hilfreich für die Koordinie-
rung zwischen Angebot und Nachfrage bei 
vielen Agrargütern erwiesen.

Von „Spekulationen“ spricht man allge-
mein, wenn Marktteilnehmer an den Wa-
renterminbörsen als Käufer oder Verkäu-
fer solcher Kontrakte auftreten, ohne selbst 
ein nennenswertes Interesse am eigentli-
chen Agrarrohstoff zu haben, sondern viel-
mehr Gewinne durch eher kurzfristige 
Käufe und Verkäufe anstreben. Je schnel-
ler sich die Preise in einem beliebigen 
Markt ändern, umso interessanter ist ein 

solcher Markt daher für entsprechende Ak-
tivitäten.

In den vergangenen Jahren wurde in dieser 
Hinsicht besonders die Handelstätigkeit gro-
ßer Kapitalfonds kritisch diskutiert: Sofern 
sich krisenhafte Konstellationen in den Welt-
Agrarmärkten abzeichnen, könnten spekula-
tive Käufe den Preisanstieg noch zusätzlich 
antreiben und dadurch die Krise weiter ver-
schärfen. Entsprechend spekulativ aufgelade-
ne Getreidepreise würden dann über die tat-
sächliche physische Knappheit von Getreide 
weit hinausgehen und die Situation der weni-
ger kaufkräftigen Menschen immer weiter 
verschlimmern.

Es liegt nahe, eine solche Situation als Miss-
stand zu empfinden. Wesentlich schwieriger 
ist die Frage, ob oder wie darauf reagiert wer-
den könnte:

Hinter jeder Transaktion an einer Warenter-
minbörse steht sowohl ein Käufer als auch ein 
Verkäufer, d.h. auch „Spekulanten“ machen 
nicht zwangsläufig Gewinne, sondern gehen 
wie alle Marktteilnehmer Risiken ein. Je mehr 
Marktteilnehmer ein Markt hat, umso mehr In-
formationen und umso mehr Möglichkeiten er-
geben sich meist für alle, sodass dies zunächst 
stabilisierend wirken kann.

Es ist ferner sehr schwierig, Marktteilneh-
mer gemäß ihrer tatsächlichen Motivation zu 
identifizieren und auf dieser Basis womög-
lich aus einem Markt auszugrenzen. Abgese-
hen von grundsätzlichen Fragen der Gleich-

behandlung wären entsprechende Maß- 
nahmen zur Ausgrenzung von Marktteilneh-
mern kaum praktikabel: Wie könnte man bei-
spielsweise zwischen einem Getreidehänd-
ler unterscheiden, der Getreide an der 
Warenterminbörse in Erwartung steigender 
Preise kauft, und einem Kapitalanleger, der 
Getreide an der Warenterminbörse in Erwar-
tung steigender Preise kauft? Wäre der Kapi-
talanleger als Neueinsteiger vom Markt aus-
geschlossen, könnte er kurzerhand eine 
Getreidehandelsfirma beauftragen (oder die-
se Firma kaufen) und hierüber die beabsich-
tigten Geschäfte tätigen. 

Aus wissenschaftlicher Sicht ist zudem 
nach wie vor nicht eindeutig geklärt, wie 
sehr sich spekulative Tätigkeiten in den 
Weltgetreidemärkten tatsächlich als Ursache 
extremer Preisanstiege nachweisen lassen, 
oder ob es sich eher eine Begleiterscheinung 
ohne eindeutig verstärkende Wirkung han-
delt.

Aus agrarökonomischer Sicht stellt sich 
daher die Frage, ob man eher das Marktge-
schehen direkt regulieren sollte, oder den 
am schlimmsten durch Preissteigerungen 
betroffenen Menschen dabei hilft, mit den 
Folgen der Preissteigerungen umzugehen: 
Während eine direkte Selektion der Markt-
teilnehmer (z.B. in Form eines mitunter ge-
forderten Verbots von „Getreidespekulatio-
nen“) wenig realistisch oder sogar 
kontraproduktiv erscheint, ist es jedoch 

 M4 	� DIMENSIONEN DES SICHERHEITSBEGRIFFS NACH CHRISTOPHER DAASE 

Quelle: https://www.bpb.de/medien/756301/bpb_TB_131_Sicherheit_neu_denken_BF.pdf (21.02.2023)
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 M6 	� MAURICE HÖFGEN: WETTEN AUF HUNGER, 05.06.2022

Kriege und Dürren werden von Speku-
lanten für perverse Profite genutzt. Die Po-
litik muss das stoppen!

„Krise kann auch geil sein” – der Spruch 
[des Influencers] Fynn Kliemann gilt auch 
für Mineralölriesen, Rüstungsfirmen und 
Rohstoffspekulanten. Über die ersten bei-
den wird dieser Tage viel gesprochen, 
über die Spekulanten aber zu wenig. In-
vestoren, die mit Kriegsbeginn auf stei-
gende Weizenpreise gewettet haben, ha-
ben fette Gewinne eingefahren. Die 
Rechnung dafür zahlen Menschen in Ent-
wicklungsländern, die nicht mehr satt 
werden. Der Börsenpreis für Weizen ist 
seit Beginn des Krieges durch die Decke 
gegangen und befindet sich bis heute auf 
Rekordniveau.  […]

Ist denn alle Spekulation schlecht?
Termingeschäfte an der Börse sind 

nicht per se schlecht – und sogar mehr als 
100 Jahre alt. Wenn Bauer und Abnehmer 
sich schon weit vor der Ernte auf Preis 
und Menge einigen, haben beide Pla-
nungssicherheit und sind geschützt vor 
Preisschwankungen. Bauern können etwa 
ihre Ausgaben wie Saatgut, Dünger und 
Co. über den vorgezogenen Verkauf ihrer 
Ernte finanzieren. So das klassische Lehr-
buchbeispiel. Seit der Deregulierung der 
Finanzmärkte ist das traditionelle Absi-
chern aber zur Nebensache geworden, 
zwischen 50 und 80 Prozent aller Börsen-
positionen gehen auf das Konto von Spe-
kulanten, etwa durch Fonds oder Invest-
mentbanken.

Wie weit sich die Börse von der realen 
Landwirtschaft entfernt hat, zeigt auch 
diese Statistik: 2019 wurden in den USA 
und Europa Termingeschäfte über fünf 
Milliarden Tonnen Weizen abgeschlossen, 
obwohl die weltweite Jahresernte nur 731 
Millionen Tonnen betrug. Spekuliert wur-
de also mit dem 7-Fachen der Ernte, wie 
die Bürgerbewegung Finanzwende in ei-
ner Petition gegen Weizenspekulation 
schreibt. Die Börsengeschäfte sind von der 
Wirklichkeit der Bauern entkoppelt. 

Mit echten Knappheiten und Verände-
rungen in der Produktionsmenge haben 
die Börsenpreise daher häufig nicht mehr 
viel zu tun [...]. Die Preise fahren Achter-
bahn, wenn die Finanzmarktjongleure los-
legen. Das war 2007 der Fall, das war 2012 
der Fall und jetzt wieder. Der dritte Preis-
schock in 15 Jahren.

Das Problem ist aber grundsätzlicher. Fi-
nanzmärkte sind eben das Gegenteil von 
effizienten Märkten aus Lehrbüchern, die 
vernünftige Preise finden sollen. Der Grund 
ist das Herdenverhalten, das typisch für Fi-
nanzmärkte ist. Finanzmärkte funktionie-
ren deshalb auch ganz anders als Güter-
märkte. Einer von vielen blinden Flecken 
im VWL-Mainstream.

Ein Beispiel: Wenn der Preis für Kartof-
feln steigt, sinkt üblicherweise die Nach-
frage. Konsumenten weichen dann auf 
Reis und Nudeln aus. So weit, so trivial. Ge-
nau das gilt an der Börse aber nicht. Wenn 
der Börsenpreis für Weizen steigt, wird das 
von Investoren als Einstiegschance in eine 
Preisrallye verstanden. Steigenden Bör-
senpreise ziehen andere Investoren an, 
alle wittern die Chance auf Kursgewinne. 
Das begünstigt das Herdenverhalten an Fi-
nanzmärkten. Alle Anleger interpretieren 
Preisinformationen danach, wie wohl wie-
derum andere Anleger die Informationen 
interpretieren. Stark steigende Preise deu-
ten auf eine Anlegerparty hin, bei der jeder 
mittanzen will. Der Preisanstieg an der 
Börse schürt also neue Nachfrage und 
lässt die Preise weiter steigen – so lange, 
bis die Spitze der Herde anfängt, die Party 
mit Gewinnen zu verlassen. Diese Logik ist 
das komplette Gegenteil zu [sic!] Logik auf 
dem Kartoffelmarkt. Man muss es so klar 
sagen: Der Finanzmarkt ist kein effizien-
ter Markt. Und je mehr Spekulanten mit-
machen, desto ineffizienter wird er. Die 
Spekulanten tragen ja keine neuen, unab-
hängigen Informationen an den Markt, die 
helfen, einen vernünftigen Preis zu finden. 
Im Gegenteil: Spekulanten nutzen alle die-
selben zentralisierten Informationen und 
interpretieren sie nach identischen Mus-

tern. Herdenverhalten führt zu falschen 
Preisen, jeden Marktwirtschaftler sollte 
das stören.

Die extremen Preisschwankungen helfen 
auch den Bauern nicht. Wie sollen sie ihre 
Produktion daran anpassen, wenn hohe 
Preise spekulativ sind und gar keine Knapp-
heiten anzeigen? Sie können sich dann nur 
falsch entscheiden. Die Signalfunktion von 
Preisen ist völlig außer Kraft. […]

Was tun gegen die Krise?
Dringend muss gehandelt werden, auch 

Deutschland ist in der Pflicht. Dabei gibt es 
ganz verschiedene Hebel. Zum einen muss 
dafür gesorgt werden, dass das Weizen aus 
der Ukraine aus dem Hafen laufen kann 
und auch Putin seinen Ausfuhrstopp für 
Weizen und Dünger aufgibt. Diplomatie 
und Verhandlungsgeschick sind gefragt. 
Gewiss keine einfache Aufgabe, aber eben 
eine notwendige. Gleiches gilt natürlich für 
den abscheulichen Angriffskrieg an sich. 

Ebenso muss den Ländern, die beson-
ders von Knappheiten und Preissteigerun-
gen [sic!] sind, pragmatisch geholfen wer-
den. Schuldenerlasse, günstige Kredite, 
Weizenkontingente – alle Optionen gehö-
ren auf den Tisch.

Dazu muss die Spekulation unterbun-
den werden, indem physische Händler 
von Spekulanten getrennt und die Höhe 
der Positionen noch stärker begrenzt wer-
den. Die einfache Daumenregel muss 
sein: Wer nicht nachweisen kann, dass er 
Weizen anbauen, ernten, lagern oder 
transportieren kann, der ist ein Spekulant 
und hat am Markt nichts verloren. Es 
braucht hier harte Regeln. Das Problem 
löst man außerdem auch nicht mit einer 
Steuer auf Börsenumsätze – der soge-
nannten Finanztransaktionsteuer. Speku-
lation mit Nahrungsmitteln und Rohstof-
fen gehört schlicht verboten, nicht 
besteuert.

© https://mauricehoefgen.substack.
com/p/weizen-hunger-ukraine-putin-
krise (06.03.2023).

sinnvoll, das globale Informationssystem 
über Ernteschätzungen und tatsächlich vor-
handene Getreidevorräte auszubauen. Ver-
lässliche und allgemein verfügbare Infor-
mationen können spekulativen Preis- 
entwicklungen teilweise die Grundlage ent-
ziehen. Ferner erscheint es wichtig, dass 

sinkende Preise auch möglichst schnell an 
die Endverbraucher weitergegeben werden, 
und auch hierzu können allgemein verfüg-
bare, verlässliche Preisinformationen einen 
erheblichen Beitrag leisten. Zudem kämen 
aus ökonomischer Sicht grundsätzlich auch 
unterschiedliche Formen der Besteuerung 

von Finanztransaktionen oder Kapitalerträ-
gen in Betracht, um finanzielle Mittel für 
die Ausgabe von Bargeld oder Nahrungsmit-
teln an Bedürftige bereitzustellen. 

© Sebastian Hess (Den vollständigen Text 
finden Sie auf Moodle Mo7).

https://mauricehoefgen.substack.com/p/weizen-hunger-ukraine-putin-krise
https://mauricehoefgen.substack.com/p/weizen-hunger-ukraine-putin-krise
https://mauricehoefgen.substack.com/p/weizen-hunger-ukraine-putin-krise
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 M7 	� WIE FUNKTIONIEREN TERMINGESCHÄFTE (FUTURES)?, IN: FOODWATCH REPORT 2011,  
DIE HUNGERMACHER, S. 19.

© https://www.foodwatch.org/fileadmin/_migrated/content_uploads/foodwatch-Report_Die_Hungermacher_Okt-2011_ger_02.pdf (07.03.2023). 
Hinweis: Hier findet man auch eine genaue Beschreibung des Beispiels.

https://www.foodwatch.org/fileadmin/_migrated/content_uploads/foodwatch-Report_Die_Hungermacher_Okt-2011_ger_02.pdf
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ZEITENWENDE IN DER FRIEDENS- UND SICHERHEITSPOLITIK?

EINE ZEITENWENDE AUCH FÜR AFRIKA? 
DER UKRAINEKRIEG AUS DER  
PERSPEKTIVE DES GLOBALEN SÜDENS
CHRISTOF HARTMANN

Für Deutschland stellte der Krieg in der Ukraine eine „Zeitenwende“ dar. Der Krieg hat die deutsche Gesellschaft und 
Politik auf vielfältige Art und Weise berührt und betroffen. In ihm werden nicht nur die territoriale Unversehrtheit und 
das Recht der osteuropäischen Staaten auf demokratische Selbstbestimmung verteidigt. Angesichts der Angst vor ei-
ner unkontrollierten Eskalation des Gewaltkonflikts bis nach Westeuropa bedroht die Invasion die Grundfesten der eu-
ropäischen Friedensordnung insgesamt. In der medialen Wahrnehmung des Krieges war es dann nur ein kurzer Weg 
zur Behauptung, die russische Invasion gefährde nicht nur die europäische, sondern auch die globale Ordnung. 

Abb. 1: Am 30. September 2022 wurde die Militärregierung in Burkina Faso, die sich erst kurz zuvor an die Macht geputscht hatte, gestürzt. Die Unter-
stützer, die mit Russland sympathisieren, protestieren hier am 02.10.2022 gegen Frankreich. © picture alliance / EPA | ASSANE OUEDRAOGO 

Dass der Ukraine-Krieg eine Zeitenwende 
auch für die außereuropäische Welt dar-
stellt, lässt sich mit Blick auf die öffentli-
chen Debatten und politischen Reaktio-
nen seit Februar 2022 jedoch nicht 
wirklich bejahen (so z.B. auch Plagemann 
2022). Für nicht wenige Menschen im glo-
balen Süden ist die Brutalität eines kon-
ventionellen Kriegs mit seinen Opfern, 
Menschenrechtsverletzungen und huma-
nitären Krisen tatsächlich keine neue Er-
fahrung. Viele Gesellschaften im globalen 
Süden haben auf bewundernswerte Wei-
se stabile Infrastrukturen für einen fried-

lichen Umgang miteinander geschaffen. 
Zugleich hat es gerade in Subsahara-Afri-
ka, im Nahen und Mittleren Osten und in 
Asien in den letzten Jahrzehnten zahlrei-
che Gewaltkonflikte mit tausenden Op-

fern gegeben. In vielen dieser Konflikte 
wurden auch völkerrechtliche und huma-
nitäre Normen grundsätzlich missachtet. 
Die ganz weitgehende Einhegung von Ge-
walt in Europa durch eine supranationale 
Rechtsordnung stellt daher eine Besonder-
heit des europäischen Einigungsprojekts  
dar. 

Welche Bedeutung die russische Invasion 
für den globalen Süden hat, muss unter 
Berücksichtigung dieser unterschiedli-
chen Erfahrungshorizonte erörtert wer-
den. Unter dem „globalen Süden“ werden 

„Dass der Ukraine-Krieg 
eine Zeitenwende auch für 

die außereuropäische 
Welt darstellt, lässt sich 

[…] nicht wirklich  
bejahen.“
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die ehemals kolonialisierten Länder La-
teinamerikas, Asiens und Afrikas zusam-
mengefasst, der Beitrag konzentriert sich 
dabei auf Afrika.

1 �DIE  SÜDDIMENSION DES 
UKRAINE-KRIEGS

Zunächst lässt sich feststellen, dass der 
militärische Konflikt selbst auf das Terri-
torium der Ukraine beschränkt blieb, d.h., 
von wenigen Ausnahmen abgesehen, bis-
her nur dort Kampfhandlungen stattfan-
den. Während die Ukraine seit Beginn der 
Invasion durch Waffenlieferungen aus 
dem westlichen Ausland unterstützt wird, 
konnte sich Russland auf die einhei
mische Waffenindustrie stützen. Im wei-
teren Kriegsverlauf importierte Russland 
aber auch Waffensysteme aus Ländern 
des globalen Südens (etwa iranische 
Drohnen). Ob sich Länder des globalen 
Südens auch an der Lieferung von Rüs-
tungsgütern wie z.B. Munition an die Uk-
raine beteiligt haben, ist unklar. Auf Sei-
ten beider Kriegsparteien scheinen 
ausländische Freiwillige bzw. Söldner ge-
kämpft zu haben. Es gibt allerdings wenig 
Evidenz dafür, dass Russland oder die Uk-
raine hierfür im globalen Süden rekrutiert 
haben. Aus Sicht des globalen Südens 
handelte es sich folglich um einen „Krieg 
Europas“ (Ndlovu-Gatsheni 2022).

Das diplomatische Ringen um eine Verur-
teilung des Kriegs als völkerrechtswidri-
ge Invasion erfolgte hingegen auf globaler 
Ebene. Während sich die Reihen in Euro-
pa rasch geschlossen hatten (trotz der 
Russland-Sympathien in einzelnen Staa-
ten Mittel- und Osteuropas), war von An-
fang an unklarer, wie sich die Länder des 
globalen Südens positionieren würden. 

Einerseits bestand wenig Zweifel, dass 
die Invasion eines souveränen Landes 
durch einen militärisch übermächtigen 
Nachbarstaat, die Ermunterung von Sepa-
ratisten und die territoriale Aneignung 
fremden Staatsgebiets auf wenig Zustim-
mung in den Ländern des globalen Sü-
dens treffen würde, jenem Teil der Welt, 
in dem viele Staaten nach langer koloni-
aler Unterdrückung ihre Unabhängigkeit 
mühsam erkämpfen mussten und sich 
daher oft strikt gegen jede Einschränkung 
dieser Souveränität wehren. Die Durch-
führung von internationalen humani
tären Militärinterventionen seit den 
1990er-Jahren auch ohne Zustimmung 
des jeweiligen Staates war von vielen Re-
gierungen im globalen Süden daher von 
Anfang an abgelehnt worden. Ebenso 
wurde die Durchsetzung von außen- oder 

entwicklungspolitischen Zielen mit expli-
ziten Sanktionsdrohungen von vielen Re-
gierungen prinzipiell abgelehnt. 

Dass sich viele Staaten des globalen Sü-
dens schwertaten, UN-Resolutionen zur 
Verurteilung des russischen Angriffs-
kriegs mitzutragen, sollte nicht mit einer 
Billigung des russischen Vorgehens 
gleichgesetzt werden. Drei Aspekte spiel-
ten vielmehr eine Rolle: Zwar war Russ-
lands Wirtschaft in den letzten Jahren 
geschrumpft, aber eine Reihe von Staaten 
war ökonomisch und strategisch abhän-
gig von bestimmten russischen Exporten: 
Getreide und Dünger sowie Rüstungsgü-
ter. 2021 kamen 49 % aller afrikanischen 
Waffenimporte aus Russland und eine öf-
fentliche Verurteilung Russlands hätte 
Wartung, militärische Ausbildung und 
Nachschub gefährdet. Im Vorfeld einer 
UN-Abstimmung im April drohte der rus-
sische Außenminister Lawrow denn auch 
öffentlich mit Strafaktionen gegen Län-
der, die sich der „westlichen“ Resolution 
anschließen würden .

Zweitens befürchteten auch Staaten, die 
von Russland nicht direkt abhängig wa-
ren, die Kosten einer verschärften globa-
len Konfrontation zwischen den westli-
chen Staaten und Russland bzw. China. In 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
hatte der Ost-West-Konflikt zu zahlrei-
chen Stellvertreterkriegen im globalen 

Süden geführt, selbst wenn er es ausge-
wählten Regierungen auch ermöglicht 
hatte, Osten und Westen gegeneinander 
auszuspielen. Auch jetzt befürchteten Re-
gierungen eine russische Unterstützung 
für einheimische lokale Rebellenbewe-
gungen, sollten sie sich der öffentlichen 
Verurteilung des russischen Vorgehens 
anschließen. Nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts hatte die Globalisierung 
zum Entstehen einer multipolaren Welt
ordnung beigetragen, in der neue Akteu-
re wie China, Indien oder Brasilien nicht 
nur politisch, ökonomisch und militä-
risch aufstiegen, sondern auch globales 
Regieren veränderten. China, arabische 
Länder oder die Türkei engagierten sich 
massiv mit Direktinvestitionen und Ent-
wicklungskrediten im globalen Süden 
und reduzierten die Abhängigkeit vieler 

Länder von Weltbank und IWF.  Ein neuer 
globaler Machtkampf drohte nicht nur 
diese gewachsenen Handlungsspielräume 
wieder zu reduzieren, sondern auch die 
notwendige globale Kooperation bei der 

Bekämpfung der Klimakrise oder Pande-
mien unmöglich zu machen. Die Formie-
rung einer wirklich globalen Koalition, die 
Russland völlig in die Enge treiben würde, 
war in ihren sicherheitspolitischen und 
wirtschaftlichen Implikationen für viele 
Staaten zu wenig abzusehen. Staaten wie 
Indien sehen sich z.B. seit vielen Jahren 
durch Chinas Außenpolitik und territoria-
le Ansprüche am Himalaya bedroht und 
haben Russland traditionell als Gegenge-
wicht gebraucht. 

Drittens fiel es vielen Staaten schwer, 
eine entschiedene Sanktionierung Russ-
lands durch globale Organisationen wie 
die UN mitzutragen, insofern sie befürch-
teten, hierdurch Präzedenzfälle für mög-
liche internationale Interventionen gegen 
ihre eigenen Regierungen zu schaffen. 
Eine genauere Analyse der unterschiedli-
chen Resolutionen in den Vereinten Nati-
onen ergibt vor diesem Hintergrund inte-
ressante Unterschiede zwischen den 
unterschiedlichen Abstimmungen (vgl. 
Abbildung 3). Der ersten UN-Resolution 
am 2.3.2022 (A/RES/ES-11/1), mit der die 
russische Invasion verurteilt wurde, 
stimmten 141 der 193 Mitgliedsstaaten zu 
(bei nur 5 Gegenstimmen), der Resolution 
vom 12.10.2022 (A/RES/ES-11/4), mit der 
die völkerrechtliche Annexion der zusätz-
lichen Donbass-Provinzen verurteilt wur-
de, 143 der 193 Mitgliedsländer (bei erneut 
5 Gegenstimmen). Die Unterstützung für 
Sanktionen gegenüber Russland war 

„Für nicht wenige Menschen im globalen Süden [ist]  
die Brutalität eines konventionellen Kriegs mit seinen 

Opfern, Menschenrechtsverletzungen und humanitären 
Krisen tatsächlich keine neue Erfahrung.“

„Dass sich viele Staaten des globalen  
Südens schwertaten, UN Resolutionen zur  

Verurteilung des russischen Angriffskriegs  
mitzutragen, sollte nicht mit einer Billigung des  

russischen Vorgehens gleichgesetzt werden.“

 INFORMATION 

Der Internationale Währungsfonds 
(abgekürzt IWF) sowie die Weltbank 
sind Sonderorganisationen der Ver-
einten Nationen (UNO) und wurden 
1944 gegründet. Vereinfacht gespro-
chen vergeben beide Organisationen 
Kredite an Mitgliedsstaaten, seit den 
1980er Jahren vor allem aus dem  
globalen Süden, die an bestimmte 
Auflagen gebunden sind. Da diese 
Kernbereiche staatlicher Wirt-
schaftspolitik betreffen, wie z.B. die 
Kürzung der Staatsausgaben oder 
Privatisierung, kam und kommt es 
immer wieder zu Kritik aus den be-
troffenen Ländern.
Autorentext (Redaktion)
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demgegenüber deutlich schwächer. Nur 
93 Staaten unterstützten eine Resolution 
(A/RES/ES-11/3), mit der Russland im Ap-
ril 2022 aus dem UN-Menschenrechtsrat 
ausgeschlossen wurde (bei 24 Gegen-
stimmen, darunter allein 9 aus Afrika), 
und nur 94 Staaten eine Resolution vom 
14. November 2022 (A/RES/ES-11/5), mit 
der die von Russland in der Ukraine ver-
ursachten Schäden als Grundlage für zu-
künftige Reparationsforderungen erfasst 
werden sollten (11 Gegenstimmen). UN-
Resolutionen, die mit konkreten Sanktio-
nen verbunden waren oder diese vorweg-
nehmen, fanden daher signifikant 
weniger Unterstützung im globalen Sü-
den. Trotz aller Sympathien mit dem Los 
der Ukraine fand sich daher bisher auch 
für die Idee eines Spezialgerichtshofs zur 
Ahndung russischer Kriegsverbrechen 
noch keine Mehrheit.

2 �INDIREKTE EFFEKTE  
DES KRIEGES  

Ein  Effekt des Krieges auf die Länder des 
globalen Südens bestand in der Preisent-
wicklung für wichtige Güter. Dies betraf 
zunächst die Versorgung mit Getreide, 
insbesondere Weizen, das bisher aus 
Russland, aber auch der Ukraine expor-
tiert wurde. Sicherlich waren einzelne 
Länder hier exponierter als andere, so-
wohl in ihrer Abhängigkeit von Importen 
aus dem Kriegsgebiet, aber auch in der 

Bedeutung von Weizen als Grundnah-
rungsmittel (vgl. Abbildung 4). Ein Vier-
tel der afrikanischen Staaten z.B. impor-
tierte mindestens ein Viertel ihres 
Weizens aus der Ukraine und Russland. 
Indem der Krieg die globalen Preise für 
Getreide stark nach oben trieb, war die 
Ernährungssicherung in einzelnen Län-
dern gefährdet, und Dürrekrisen und 
Hungersnöte, insbesondere am Horn von 
Afrika, wurden verschärft (Heidland e.a. 
2022). Denn auch für die internationalen 
Organisationen, die Nahrungsmittelhilfe 
organisieren, wurde es schwieriger und 
teurer, ihre Aufgaben zu erfüllen. Im wei-
teren Verlauf des Jahres 2022 sanken die 
globalen Preise für Nahrungsmittel wie-
der, auch führten internationale Ver-
handlungen mit Russland ja zur Wieder-
aufnahme von Weizenexporten (vgl. 
Beitrag von Sebastian Hess, S. 54 ff.), 
wenn auch in weitaus geringerem Um-
fang. Der Krieg reduzierte zugleich die 
Handlungsspielräume zahlreicher Regie-
rungen in der nationalen Agrarpolitik. 
Denn neben Weizen war Russland auch 
ein führender Exporteur von (syntheti-

schen) Düngemitteln. Auch hier kam es 
kurzfristig zu einer Preisexplosion, die 
die Agrarproduktion in vielen Ländern 
des globalen Südens bzw. das Geschäfts-
modell von zahlreichen Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern gefährdete.

Am dramatischsten für viele Ökonomien 
waren jedoch die gestiegenen Energie-
preise. Diese waren die Haupttreiber von 
Inflation, nicht nur im globalen Norden, 
sondern auch im Süden. Richtig ist na-
türlich, dass auch Staaten aus dem glo-
balen Süden (in Afrika etwa Algerien, Ni-
geria oder Angola) zu Nettoexporteuren 
von Erdöl oder Erdgas zählen und daher 
von den steigenden globalen Preisen 
profitierten. Die Annahme, Staaten im 

globalen Süden könnten ihre Produktion 
einfach ausweiten, um Mehreinnahmen 
zu erzielen, erweist sich jedoch bei ge-
nauerer Betrachtung als Trugschluss. 
Viele Staaten bräuchten zusätzliche In-
vestitionen um die Produktion zu inten-
sivieren. Kurzfristig führt die Umlen-
kung von russischem Erdgas von Europa 
nach Asien zwar zu einer steigenden eu-
ropäischen Nachfrage nach Energie aus 
Afrika und der arabischen Welt, aber 
mittelfristig ist zweifelhaft, ob sich die 
globale Nachfrage wirklich erhöht und 
nicht doch bestehende Anstrengungen 
zum Umbau von Volkswirtschaften hin 
zu einer weniger auf fossilen Brennstof-
fen basierten Produktionsweise und 
Konsum verstärkt.

„Ein Effekt des Krieges auf 
die Länder des globalen  
Südens bestand in der 
Preisentwicklung für  

wichtige Güter.“
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ABB.2: �WAFFENEXPORTE NACH AFRIKA IN TIV

Quelle: SIPRI, eigene Darstellung. Die Abkürzung TIV (Trend Indicator Value) basiert auf den be-
kannten Produktionskosten bestimmter Waffen und soll eher den Transfer militärischer Ressour-
cen und nicht den finanziellen Wert der Waffen darstellen. Waffen, für die keine Produktionskosten 
bekannt sind, werden mit ähnlichen Waffen verglichen.

ABB. 3: �ABSTIMMUNGSVERHALTEN DES GLOBALEN SÜDENS

Quelle: https://digitallibrary.un.org/search?ln=en&cc=Voting+Data (04.03.2023), eigene Darstellung

https://digitallibrary.un.org/search?ln=en&cc=Voting+Data


Heft 85 | 2023 69

Der Versuch westlicher Staaten, Russ-
land durch Sanktionen wirtschaftlich zu 
treffen bzw. Handels- und Finanzbezie-
hungen zurückzufahren, hatte daher 
auch viele Konsequenzen für Staaten im 
globalen Süden. Auch wenn Russlands 
Wirtschaft bereits vor der Invasion glo-
bal an Bedeutung verloren hatte, so ex-
portierte Russland neben Erdgas auch 
andere wichtige Rohstoffe (insbesonde-
re Nickel und Palladium) bzw. spielte 
eine Rolle in den Lieferketten bei der 
Verarbeitung mineralischer Rohstoffe. 
Nun drohte einerseits eine Unterbre-
chung dieser Lieferketten, andererseits 
stieg die strategische Bedeutung von 
anderen Rohstoffexporteuren im globa-
len Süden. Südafrika war etwa nach 
Russland der weltweit zweitgrößte Ex-
porteur von Palladium, einem wichtigen 
Input für die Produktion von Autos und 
Elektronik. Auch der Ausschluss russi-
scher Banken aus dem internationalen 
Zahlungssystem SWIFT hatte unmittel-
bare Konsequenzen für Staaten im glo-
balen Süden, die ihre wirtschaftliche Ko-
operation mit Russland bisher über 
SWIFT abgewickelt hatten, und die in 
diesen unilateralen Schritt der westli-
chen Allianz nicht eingebunden worden 
waren.

3  �KONSEQUENZEN FÜR 
EINE NEUE/ALTE  
WELTORDNUNG

Auch wenn es folglich einzelne Gewin-
ner der veränderten weltwirtschaftli-
chen Konstellationen gab, hatte der Uk-
raine-Krieg insgesamt negative Konse- 
quenzen für den globalen Süden. Viele 

Ökonomien waren durch die COVID-19- 
Pandemie und die damit verbundene 
Abschwächung der weltwirtschaftli-
chen Dynamik bereits in Schieflage ge-
raten, und die Verschuldung hatte sich 
erhöht, u.a. aufgrund von geringeren 
Staatseinnahmen, der steigenden Zin-
sen in den USA und Europa, aber auch 
der Finanzierung sozialpolitischer Maß-
nahmen.

Einerseits bleiben die meisten Länder 
des globalen Südens ökonomisch stärker 
mit dem Westen verknüpft als mit Russ-
land. Andererseits haben viele Staaten 

des globalen Südens Sorge, in einen glo-
balen Wirtschaftskrieg hineingezogen 
zu werden, der bestehende Verflechtun-
gen bei Handel und Produktion gefähr-
den würde. Dies erklärt, warum auch 
Führungsmächte wie Brasilien, Indien 
oder Südafrika zwar in der UN oder im 
Rahmen der G 20 bei der Verurteilung 
des Kriegs mitstimmen, aber die außer-
halb des UN-Rahmens beschlossenen 
Wirtschaftssanktionen nicht mittragen, 
normale diplomatische Beziehungen zu 
Russland aufrechterhalten und sich 
zum Teil auch als Vermittler zwischen 
Russland und der Ukraine ins Spiel brin-
gen.

Aus europäischer Sicht hat die russische 
Invasion die EU-Staaten und meisten 
NATO-Mitglieder viel enger zusammen-
rücken lassen, und es wird deutlicher, in-
wiefern hier eine liberale Ordnung ver-
teidigt wird und worin diese besteht. 
Insofern diese liberale Ordnung von 
westlichen Staaten nach ihren Interes-
sen historisch konstruiert wurde und 
Russland für die Länder des globalen Sü-
dens keine unmittelbare militärische Be-
drohung darstellt, kommt es aber eben 
zu keiner unbedingten Solidarisierung 
mit einem Kampf, dessen militärische 
und politische Dynamik zudem kaum 
aus dem globalen Süden beeinflusst wer-
den kann. Die Schnelligkeit, mit der die 
USA und die EU-Staaten bereits Anfang 
März 2022 erfolgreich darauf hinarbeite-
ten, Russlands Mitgliedschaft im IWF 
und in der Weltbank zu suspendieren, 
zeigt aus Sicht des globalen Südens, wie 
sehr die geballte Macht des Westens 
auch mächtige Akteure treffen kann, 
und damit potenziell auch in der Zukunft 
andere Staaten des globalen Südens, die 
als Herausforderer der liberalen Ordnung 
wahrgenommen werden. 

Sicherlich haben die Länder des globalen 
Südens ein großes Interesse an einer 
multilateralen Ordnung, in der regelba-
siert und nicht nach dem Recht des Stär-
keren entschieden wird. Zugleich besteht 
nicht grundlos die Wahrnehmung, dass 
auch führende westliche Länder in der 
Vergangenheit nicht immer auf Grundla-
ge dieser Prinzipien gehandelt haben. 
Weder die multilaterale, US-geführte Mi-
litärintervention im Irak 2003 noch die 
internationale Intervention in Libyen 
2011 lassen sich mit der Invasion der Uk-
raine vergleichen, auch wenn russische 
Desinformationskampagnen dies sugge-

rieren. Die völkerrechtliche Basis gerade 
für den Irakeinsatz bleibt aber sehr um-
stritten und die spezifischen histori-
schen und politischen Zusammenhänge 
hinter der Ukraine-Invasion für viele Ak-
teure im globalen Süden schwierig zu 
verstehen, weswegen auch die offiziel-
len russischen Rechtfertigungen für die 
Intervention nicht gründlich hinterfragt 
werden. Das Verhalten führender westli-
cher Industrieländer in der COVID-19- 
Pandemie, das durch den Einsatz von 
Marktmacht und Ausfuhrverboten wie 
auch ein rigides Beharren auf Patent-
rechten die Versorgung mit Impfstoff im 
globalen Süden verhinderte, verstieß 
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ABB. 4:  �WEIZENABHÄNGIGKEIT IN AFRIKANISCHEN UND AM WENIGSTEN 
ENTWICKELTEN LÄNDERN (LDCS), IN PROZENT

Quelle: https://unctad.org/system/files/official-document/osginf2022d1_en.pdf (04.03.2023).

„Sicherlich haben die Länder des globalen Südens  
ein großes Interesse an einer multilateralen Ordnung,  

in der regelbasiert und nicht nach dem Recht des  
Stärkeren entschieden wird. Zugleich besteht nicht  

grundlos die Wahrnehmung, dass auch führende  
westliche Länder in der Vergangenheit nicht immer  
auf Grundlage dieser Prinzipien gehandelt haben.“

https://unctad.org/system/files/official-document/osginf2022d1_en.pdf
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zwar nicht gegen das Völkerrecht, spie-
gelte aber eher eine globale Ordnung wi-
der, in der sich die Stärkeren durchset-
zen, als ein multilaterales System, in dem 
globale Herausforderungen auf Grundla-
ge universal geltender Rechte bearbeitet 
werden.

Vor diesem Hintergrund gibt es auch 
Stellungnahmen aus dem globalen Sü-
den, aus denen Genugtuung über die Be-
drohung des westlichen Modells durch 
den Krieg spricht. Kurz nach Beginn der 
russischen Invasion twitterte etwa der 
ugandische Heereschef und Sohn des 
Staatspräsidenten: „The majority of man-
kind (that are non-white) support Rus-
sia‘s stand in Ukraine.“ Gemessen an den 
auch sonst recht wortstarken Tweets 
dieses Politikers sollte das zwar nicht zu 
ernst genommen werden. Aber sicher-
lich gibt es bei vielen Eliten im globalen 
Süden die Wahrnehmung, dass dieser 
Krieg nicht einfach mit einer Wiederher-
stellung der liberalen Ordnung enden 
wird, dass er Europas Ressourcen über 
Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, binden 
wird und damit auch das geostrategische 
und wirtschaftliche Gewicht Europas in 
der Welt (weiter) reduzieren wird. 

Von großer Bedeutung wird daher sein, 
ob sich Europa weiterhin zu seiner Ver-
antwortung bekennt, eine zentrale Rol-
le bei der Bereitstellung globaler Güter 
wie Klimaschutz, bei Krisenprävention 
in Asien, Afrika und Lateinamerika und 
der Finanzierung von Entwicklungs
programmen und -projekten zur Errei-
chung der Sustainable Development 
Goals (SDG) zu spielen. Im globalen Sü-
den wurde bereits aufmerksam verfolgt, 
dass ukrainische Flüchtlinge auf 
großzügigere Unterstützung in den eu-
ropäischen Aufnahmeländern zählen 
können als die Flüchtlinge aus Syrien 
oder Afghanistan. Massive Ausgaben 
für die Bundeswehr, Rüstungs
kooperation und der Wiederaufbau der 
Ukraine sollten vor diesem Hintergrund 

nicht zu Kürzungen bei Entwicklungs-
zusammenarbeit und bei anderen struk-
turbildenden Formen der globalen Ko-
operation führen. Nach dem Versagen 
bei der kollektiven Bekämpfung der glo-
balen Pandemie gibt es nun die Mög-

lichkeit, durch konstruktive Gestaltung 
von Partnerschaften mit den Regierun-
gen und gesellschaftlichen Akteuren im 
globalen Süden an Lösungen für globa-
le Gemeinschaftsaufgaben zu arbeiten, 
z.B. auch durch regionale Integration. 

Es war eine wichtige diplomatische 
Aufgabe, nach der Invasion Russlands 
die internationale Gemeinschaft (und 
dabei insbesondere die Staaten des glo-

balen Südens) im Rahmen der UN zu ei-
ner klaren Verurteilung des Angriffs-
kriegs zu bewegen. Ohne diese hätte 
womöglich auch der militärische Kon-
flikt einen anderen Verlauf genommen. 
Außer Nordkorea und Syrien hat auch 

kein einziger Staat die sezessionisti-
schen Republiken völkerrechtlich aner-
kannt, die Russland seit 2014 auf ukrai-
nischem Territorium geschaffen hat. 
Die militärische Zurückdrängung und 
politische sowie wirtschaftliche Isolie-
rung Russlands wird hingegen eine Auf-
gabe bleiben, an der sich die meisten 
Länder des globalen Südens aus den 
hier diskutierten Gründen nicht beteili-
gen werden.

ABB. 5: „EINE WELT“

© Gerhard Mester 2021

„Massive Ausgaben für die Bundeswehr, Rüstungs
kooperation und den Wiederaufbau der Ukraine sollten vor 
diesem Hintergrund nicht zu Kürzungen bei Entwicklungs-

zusammenarbeit und bei anderen strukturbildenden  
Formen der globalen Kooperation führen.“
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Zusatzmaterialien fin-
den Sie auf Moodle  
(Info siehe Umschlag)

IDEEN FÜR DEN UNTERRICHT
(Jonas Rau)

AUFGABEN ZUM BASISTEXT
1.	� Arbeiten Sie heraus, weshalb der Ukra-

inekrieg von vielen Ländern des globa-
len Südens kaum als die vielzitierte 
„Zeitenwende“ wahrgenommen wird.

2.	� Begründen Sie, weshalb oftmals gera-
de Länder des globalen Südens den 
„Grundsatz der souveränen Gleichheit 
aller [UN-]Mitglieder“ (vgl. Art. 2 Abs. 1 
UN-Charta) betonen und verteidigen.

3.	� Erklären Sie die zögerliche Haltung 
vieler Staaten des globalen Südens, 
„UN-Resolutionen zur Verurteilung 
des russischen Angriffskrieges mitzu-
tragen“.

4.	� Erörtern Sie, inwiefern Staaten des 
globalen Südens von den indirekten 
Folgen des Ukrainekrieges profitieren.

5a)	�Der französische Staatspräsident Em-
manuel Macron warf Afrika mit Blick 
auf den Ukrainekrieg „Scheinheilig-
keit“ vor: Insbesondere afrikanische 
Staaten würden den russischen An-
griffskrieg nicht klar verurteilen. 
Überprüfen Sie diesen Vorwurf. 

 b) �„Zugleich besteht [in Ländern des glo-
balen Südens] nicht grundlos die 
Wahrnehmung, dass auch führende 
westliche Länder in der Vergangen-
heit nicht immer auf Grundlage [der] 

Prinzipien [einer regelbasierten multi-
lateralen Ordnung] gehandelt haben.“ 
Überprüfen Sie diese Wahrnehmung. 

6.	� Stellt nun der Ukrainekrieg auch für 
Afrika eine Zeitenwende dar? Erörtern 
Sie diese Frage.

7.	� Wahr oder falsch? Überprüfen Sie  
die Aussagen zum Basistext mit Hilfe 
einer digitalen H5P-Anwendung 
(Moodle Mo1)

AUFGABEN ZUM MATERIALTEIL
IM „WINDSCHATTEN“ DES  
UKRAINEKRIEGS: RUSSLANDS 
WACHSENDER EINFLUSS IN DER 
SAHELREGION – WIE SOLLTEN 
DEUTSCHLAND UND EUROPA 
REAGIEREN?  

1.	� Nehmen Sie spontan Stellung zu den 
aktuellen Entwicklungen in der Sahel-
region (Abb. 1, S. 66, M 1).

2.	� Erläutern Sie Bedrohungen für die in-
ternationale Sicherheit in Mali bzw. in 
der gesamten Sahelregion (M 2 – M 4).

	� Eine animierte Heat Map des Fragile 
States Index finden Sie unter 
https://fragilestatesindex.org/
analytics/fsi-heat-map/ – ein 
mögliches Tafelbild auf 
Moodle Mo2).

3.	� Arbeiten Sie heraus, worin Michael 
Thumann Gründe für „Russlands Er-
folgsstory in Afrika“ (M 5) sieht.

4.	 a) �Stellen Sie die Handlungsmotive 
und Strategie des russischen Enga-

gements in Afrika dar (M 6, M 7). 
Ein mögliches Tafelbild finden Sie 
auf Moodle Mo3.

	 b) �Charakterisieren Sie den „Informati-
onskrieg in der Sahelzone“ (M 6) als 
Element einer hybriden Kriegsfüh-
rung (https://www.bpb.de/
themen/kriege-konflikte/
dossier-kriege-konflik-
te/504273/hybride-kriegs-
fuehrung/)

5.	� Russland inszeniert sich als antikolo-
niale, mit Afrika solidarische „Alterna-
tive zum Westen“ und als „Befürworter 
einer auf Souveränität fokussierten 
multipolaren Welt“ (M 7). Überprüfen 
Sie diese Selbstinszenierung anhand 
von M 5 – M 7.

6.	� Katja Leikert (M 7) fordert, die  
deutsche und europäische Außenpoli-
tik müsse handeln, um den russischen 
Einfluss in Afrika zurückzudrängen. 
Bewerten Sie ausgewählte Maßnah-
men, welche die Autorin vorschlägt.

7.	� Entwickeln Sie eine Sahel-Strategie 
für Deutschland, welche sowohl der in 
M 8 diagnostizierten „Zeitenwende 
von einem dominierten zu einem sou-
veränen Afrika“ als auch den Rahmen-
bedingungen der deutschen Außenpo-
litik (Vorgaben des Grundgesetzes, 
Zivilmachtskonzept) Rechnung trägt. 

	 �(Zum Zivilmachtskonzept: https://www.
bpb.de/shop/zeitschriften/izpb/deut-
sche-aussenpolitik-304/7884/
grundlagen-akteure-struktu-
ren-und-prozesse/)

	� Als Zusatzmaterial finden Sie in 
Moodle M4 einen Antrag der Bundes-
tagsfraktion von CDU/CSU: „Den MI-
NUSMA-Einsatz der Bundeswehr 
rasch aber geordnet in diesem Jahr 
beenden – Unser zukünftiges Engage-
ment im Sahel mit einer Gesamtstra-
tegie auf eine solide und tragfähige 
Grundlage stellen“ (07.02.2023). 

	� Eine Klausur zu dieser Thematik finden 
Sie auf Moodle Mo5.

BILDUNGSPLANBEZUG  
GEMEINSCHAFTSKUNDE  
(BASIS-/LEISTUNGSFACH) 
 
Grundlagen des internationalen Sys-
tems
(-/2) �systemische Rahmenbedingungen 

erläutern (Unipolarität, Bipolarität, 
Multipolarität, hegemoniale Herr-
schaft)

(2/4) �Akteure der internationalen Bezie-
hungen beschreiben (Staaten, inter-
nationale Organisationen, trans
nationale Akteure) und ihre 

Handlungsmotive charakterisieren 
(Durchsetzung von Eigeninteressen, 
Einhaltung von Normen)

Frieden und Sicherheit
(1)	� Bedrohungen für die internationale Si-

cherheit erläutern (zum Beispiel 
Staatszerfall, Terrorismus, Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen, Ter-
ritorialkonflikte, Ressourcenkonflikte, 
Klimawandel, Cyber-Angriffe)

(3)	�den Wandel von klassischen Kriegen 
zu „Neuen Kriegen“ charakterisieren 
(Akteure, Ziele, Mittel)

Deutsche Außenpolitik
(1)	� Grundlagen der deutschen Sicher-

heitspolitik beschreiben (Präam-
bel, Art. 24, 26 GG, Parlamentsarmee)

(3)	�mithilfe von Material überprüfen, in-
wieweit die deutsche Außenpolitik 
dem Zivilmachtskonzept entspricht 
(Einhegung militärischer Gewalt, Um-
setzung international akzeptierter 
Normen, Entwicklung internationaler 
Institutionen)

http://www.elearning-
politik.net/moodle39
http://www.elearning-
politik.net/moodle39
https://fragilestatesindex.org/analytics/fsi-heat-map/
https://fragilestatesindex.org/analytics/fsi-heat-map/
https://www.bpb.de/themen/kriege-konflikte/dossier-kriege-konflikte/504273/hybride-kriegsfuehrung/
https://www.bpb.de/themen/kriege-konflikte/dossier-kriege-konflikte/504273/hybride-kriegsfuehrung/
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https://www.bpb.de/themen/kriege-konflikte/dossier-kriege-konflikte/504273/hybride-kriegsfuehrung/
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MATERIALIEN

 M1 	� STEFAN BRÄNDLE: PUTIN TRIUMPHIERT IN AFRIKA MIT WAGNER-HILFE ÜBER DEN WESTEN, 
IN: FRANKFURTER RUNDSCHAU (ONLINE) VOM 28.01.2023

Einen Sieg über den Westen hat Wladi-
mir Putin erzielt – im Sahel. Nach inten-
siven Kontakten zwischen Moskau und 
der Regierung von Burkina Faso hat des-
sen Machthaber Ibrahim Traoré die dorti-
gen französischen Truppen aufgefordert, 
sein Land binnen Monatsfrist zu verlas-
sen. Es ist der zweite Paukenschlag, nach-
dem schon die Junta des Nachbarlandes 
Mali die Franzosen verabschiedet hatte, 

um dafür russische Söldner willkommen 
zu heißen. Für die ehemalige Kolonial-
macht, die das frankofone West- und Zent
ralafrika bisher oft als seinen „geostrate-
gischen Hinterhof“ hielt, ist der doppelte 
Rauswurf eine politische Demütigung. […] 
Wer auf die französische Truppe folgt, ist 
unschwer zu erraten: Burkinas Premiermi-
nister Apollinaire Kyélem de Tambéla war 
im Dezember [2022] in Moskau, um „unse-

re Partnerschaft zu stärken“, wie er sagte. 
In den Straßen der Hauptstadt schwenken 
Jugendliche bereits Schilder mit der In-
schrift „Merci Wagner“ – obwohl die 
gleichnamige russische Privatarmee noch 
gar nicht in Burkina eingetroffen ist.

© https://www.fr.de/politik/putin-wagner-
gruppe-europa-frankreich-afrika-demueti-
gung-92053613.html (06.03.2023).

 M2 	� ULF LAESSING: MEINUNG: ZEIT FÜR EINEN STRATEGIEWECHSEL IN MALI UND IM SAHEL?, 
IN: BUNDESZENTRALE FÜR POLITISCHE BILDUNG, 2022

Der malische Staat ist heute nicht in der 
Lage, Präsenz außerhalb der Hauptstadt zu 
zeigen. Die Dschihadisten nutzen dieses 
Vakuum aus und haben sich bis ins Zent-
rum des Landes sowie in die Nachbarstaa-
ten Niger und Burkina Faso ausgebreitet. 
Von dort aus verüben sie Anschläge in den 
politisch bislang noch stabilen Küstenlän-
dern wie Togo und Benin. Nach dem Abzug 
der französischen Armee im August 2022 
haben dschihadistische Gruppen in Nord-
Mali mehr Territorium erobert und erstmals 
seit 2012 wieder eine Stadt besetzt, was im 
Nachbarstaat Niger – wo die Bundeswehr 
ebenfalls stationiert ist – zunehmend Sor-
ge auslöst. Es geht aus deutscher und euro-
päischer Sicht also schon lange nicht mehr 
„nur“ um Mali, sondern um die Stabilität des 
gesamten Sahels und Westafrikas.

Die Risiken für Deutschland und Euro-
pa liegen auf der Hand. Der dschihadisti-
sche Terror wird getrieben durch Armut 
und Hoffnungslosigkeit junger Menschen, 
die keine Perspektive in Ländern sehen, 
wo der Staat nicht präsent ist und – wenn 
überhaupt – mit Korruption und Übergrif-
fen von Sicherheitskräften gegen Zivilis-
ten assoziiert wird. Für viele gibt es des-
wegen nur zwei Perspektiven – sich 

entweder einer dschihadistischen oder 
kriminellen Gruppe anzuschließen (die 
Übergänge sind häufig fließend) oder die 
Migration nach Europa über die berüch-
tigte Mittelmeerroute zu wagen. 

Von Migration sind aktuell vor allem die 
westafrikanischen Nachbarstaaten Malis 
und Burkina Fasos betroffen, die damit 
häufig überfordert sind. Diplomaten sehen 
aber auch mit Sorge, dass mit dem neuen 
Vormarsch von Dschihadisten in Nord-
Mali eine neue Mittelmeerroute via Alge-
rien entstehen könnte. Stand November 
2022 ist die Zahl der in Deutschland an-
kommenden Flüchtlinge aus Westafrika 
gering. Dies könnte sich aber ändern, soll-
ten Küstenländer, wie Senegal und die El-
fenbeinküste, durch die Krisen im Sahel-
raum destabilisiert werden. […]

Das deutsche Engagement im Sahel-
raum ist aber nicht nur angesichts dieser 
Herausforderungen wichtig, sondern auch 
weil Russland zunehmend in Afrika ex-
pandiert. Moskau setzt auf massive Desin-
formation und den Einsatz von Söldnern, 
die mit Menschenrechtsverletzungen die 
Sicherheitslage in Mali oder anderen Län-
dern, wie der Zentralafrikanischen Repu-
blik, noch verschlimmert haben. Es war 

vor allem die Präsenz der Wagner-Söldner, 
die dazu geführt hat, dass die Franzosen 
ihre Truppen aus Nord-Mali abgezogen 
haben, die Europäische Union ihre Trai-
ningsmission suspendiert hat und 
Deutschland über den Sinn des Bundes-
wehr-Einsatzes debattiert. Das rücksicht-
lose Vorgehen der Russen gegenüber Zi-
vilisten hat zudem den Dschihadisten 
nach Einschätzung von Experten neuen 
Zulauf von Freiwilligen gebracht hat. 

Die daraus wachsende Instabilität 
könnte wiederum zu mehr Migration nach 
Europa führen. Man kann davon ausge-
hen, dass Moskau durchaus darauf speku-
liert, Armutsmigration in Richtung Euro-
päische Union als politisches Druckmittel 
einzusetzen. 

Quelle: https://www.bpb.de/themen/krie-
ge-konflikte/dossier-kriege-konflik-
te/516297/meinung-zeit-fuer-einen-stra-
tegiewechsel-in-mali-und-im-sahel/ 
(06.03.2023). Dieser Text ist unter der 
Creative Commons Lizenz „CC BY-NC-
ND 4.0 - Namensnennung - Nicht kom-
merziell - Keine Bearbeitungen 4.0 In-
ternational“ veröffentlicht. Autor/-in: Ulf 
Laessing für bpb.de

Hinweis: Die Gruppe Wagner ist eine russische nichtstaatliche, paramilitärische Organisation. Es bestehen enge Verbindungen zum russischen Staat, 
wobei Wagner zur hybriden Kriegsführung und für verdeckte Operationen genutzt wird, um im Ausland, überwiegend in Asien und in Afrika, russi-
sche Interessen militärisch vertreten zu können, ohne dabei mit offiziellen Streitkräften einzugreifen. Seit 2022 nimmt sie am russischen Überfall 
auf die Ukraine teil, wo sie offen mit den regulären Streitkräften Russlands kämpft. Die Gruppe Wagner ist mit russischem Militärgerät ausgestattet 
und verfügt über eigene Luftkampfmittel. Ausrüstung und Kampfkraft entsprechen regulären Streitkräften. 
Quelle: Wikipedia

https://www.fr.de/politik/wladimir-putin-praesident-russland-staatschef-politik-kreml-moskau-90574051.html
https://www.fr.de/politik/wladimir-putin-praesident-russland-staatschef-politik-kreml-moskau-90574051.html
https://www.fr.de/politik/news-wagner-gruppe-soeldner-ukraine-krieg-russland-soledar-bachmut-verluste-prigoschin-92046467.html
https://www.fr.de/politik/news-wagner-gruppe-soeldner-ukraine-krieg-russland-soledar-bachmut-verluste-prigoschin-92046467.html
https://www.fr.de/panorama/moskau-russland-hauptstadt-geschichte-kreml-putin-ukraine-krieg-91426641.html
https://www.fr.de/politik/wagner-gruppe-russland-putin-brutale-soeldner-truppe-ukraine-krieg-92043525.html
https://www.fr.de/politik/putin-wagner-gruppe-europa-frankreich-afrika-demuetigung-92053613.html
https://www.fr.de/politik/putin-wagner-gruppe-europa-frankreich-afrika-demuetigung-92053613.html
https://www.fr.de/politik/putin-wagner-gruppe-europa-frankreich-afrika-demuetigung-92053613.html
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
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 M3 	� DIE WELTWEITEN AUSWIRKUNGEN DES TERRORISMUS

 M4 	� FRAGILE STATES INDEX: HEAT MAP 2022

https://de.statista.com/infografik/26986/grad-
der-auswirkungen-des-terrorismus/ 
(06.03.2023).

Hinweis: Der Global Terrorism Index (GTI) des 
Institute for Economics & Peace bietet eine Zu-
sammenfassung der wichtigsten globalen 
Trends des Terrorismus. Zu den Indikatoren ge-
hören die Anzahl terroristischer Vorfälle, To-
desopfer, Verletzte und Geiseln.

Quelle: Fund for Peace,
https://fragilestatesindex.org/analytics/fsi-heat-
map/ (27.03.2023).

©	2023	Mapbox	©	OpenStreetMap
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 M5  �MICHAEL THUMANN: DIE LETZTE EUROPÄISCHE KOLONIALMACHT, IN: DIE ZEIT (ONLINE) 
VOM 18.11.2022 

Anders als in der westlichen Welt und 
vielen Ländern Asiens genießt Russland 
in Afrika großes Ansehen, was im Wes-
ten oft übersehen wird. Das könnte auf 
Dauer Europa sehr schaden. Drei wesent-
liche Gründe machen Russlands Erfolgs-
story in Afrika aus. 

Da ist […] die Erinnerung an Kolonialis-
mus, Kriege und Ausbeutung durch west-
liche Imperien bis in die Mitte des vergan-
genen Jahrhunderts. Eine Welle der 
Erinnerung hat Afrika erfasst. Sie trifft 
nicht nur, aber vor allem Frankreich. Ge-
rade der französischen Regierung schlägt 
in Westafrika offener Hass entgegen, 
nicht selten in fehlerfreiem Französisch 
vorgetragen. Das mussten die Franzosen 
nicht zuletzt bei ihrer gescheiterten mili-
tärischen Mission in Mali erfahren. Nach 
einem Militärputsch ekelte die Junta die 
Franzosen aus dem Land und lud sich die 
russische Schwerverbrechermiliz Wagner 
ein. In Afrika regen sich viele in den so-
zialen Medien über die Ablehnung afrika-
nischer Flüchtlinge und die Willkom-
menskultur für ukrainische Geflüchtete 
auf. […] Russland aber wird in Afrika meist 
nicht mit dem Kolonialismus in Verbin-
dung gebracht. Natürlich geht das an der 
Wirklichkeit vorbei, denn Russland ist 
heute die einzige der großen europäi-
schen Kolonialmächte, die große Teile ih-
res Imperiums einfach behalten hat. 

Russland führt in der Ukraine einen Ko-
lonialkrieg – mit den alten Methoden, 
nämlich unter verstärktem Einsatz von 
Rekruten aus den kolonisierten Republi-
ken am Kaukasus und im Fernen Osten.

Doch das kommt in Afrika oft nicht rü-
ber. Dort überwiegt die Erinnerung an die 
alte Sowjetunion, die als Kolonialimperi-
um im sozialistischen Gewand die Dreis-
tigkeit besaß, sich als antikoloniale Macht 
aufzuspielen. […] Heute spielt Russland 
mit der Nostalgie und verbreitet Ge-
schichten vom russischen Freiheits-
kampf gegen westliche Kolonialmächte. 
Putin verdammt den westlichen Koloni-
alismus in jeder seiner Reden und wen-
det sich direkt an Afrika. Er wirft dem 
Westen vor, „mit der Übermacht des Dol-
lars, Technologiedominanz und Sanktio-
nen den Tribut des Hegemons“ einzutrei-
ben. Solche Töne kommen besonders gut 
an bei Putschisten und Obristen wie in 
Mali und Burkina Faso. Natürlich fühlen 
sich Diktatoren Putins diktatorischem 
System näher als den offenen Gesell-
schaften des Westens. 

Hier geht eine Saat auf, die Russland 
schon vor vielen Jahren ausgestreut hat. 
Putin hat seit Mitte der Nullerjahre meh-
rere Milliarden Dollar in den Aufbau sei-
ner Propagandasender RT und Sputnik 
gesteckt, die auf Englisch, Französisch, 
Arabisch, Spanisch rund um die Welt Pu-

tins Erzählung verbreiten. Außenminis-
ter Sergej Lawrow reiste im Sommer 
durch Afrika, um darüber zu hetzen, wie 
der Westen mit seinen Sanktionen Hun-
gerkatastrophen auslöse. Russland, das 
die Ukraine überfallen hat und Westeu-
ropa mit nuklearer Auslöschung droht, 
präsentiert sich als David, der gegen den 
Nato-Goliath kämpfe. Das Lügenmär-
chen von der Einkreisung Russlands 
(das auf rund 800 von 57.000 Kilometern 
seiner Außengrenzen an Nato-Gebiet 
grenzt) glauben viele Afrikanerinnen 
und Afrikaner genauso wie die Legende 
vom geplanten Angriff der Nato auf 
Russland. 

[Man muss die Falschnachrichten] sehr 
ernst nehmen. Europa ist Afrika viel nä-
her als Russland und hat viel mehr Bin-
dungen an den Kontinent. Es ist Zeit für 
die europäische Gegenerzählung über 
Russland als die letzte europäische Kolo-
nialmacht, die gezielt Rohstoffpreise 
hochtreibt, Weizenfelder in Brand setzt 
und eine Klima- und Hungerkrise anheizt, 
unter der gerade Afrika stark leiden wird. 
Und das bitte auf Arabisch, Französisch, 
Spanisch, Englisch und allen Sprachen 
des Kontinents. 

© https://www.zeit.de/wirtschaft/2022-11/
russland-kolonialmacht-ukraine-krieg-af-
rika (03.03.2023).

 M6 	� FRANKREICH VS. RUSSLAND: INFORMATIONSKRIEG IN DER SAHELZONE,  
IN: ARTE INFO PLUS (VIDEO VOM 14.09.2022, CA. 13 MIN.)

Je mehr der Konflikt in der Ukraine ins Sto-
cken gerät, desto mehr versucht Russ-
land, den Westen anderweitig zu destabili-
sieren. Vor allem in der Sahelzone führt 
Moskau einen gnadenlosen Informations-
krieg gegen Frankreich. Söldner, Trolle, 
Briefkastenfirmen: Eine von Wladimir Pu-
tin bezahlte Schattenarmee ist hier am 
Werk. Ihre Aufgabe: den Westen verleum-
den, unglaubwürdig machen und dämoni-
sieren, um ihre Weltanschauung zu fördern.

© https://www.arte.tv/de/videos/109460-
035-A/frankreich-vs-russland-
informationskrieg-in-der-sahel-
zone/ (06.03.2023).

 M7 	� KATJA LEIKERT: NEBENSCHAUPLATZ? RUSSLANDS WACHSENDER EINFLUSS IN AFRIKA,  
IN: DIE POLITISCHE MEINUNG, AUSGABE 577/12.12.2022, KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG

[…] Zum einen hat Moskau als größter 
Waffenlieferant (2017 bis 2021 kamen 44 
Prozent aller Rüstungsimporte [Afrikas] 
aus Russland) und gewichtiger Akteur im 
Energie- und Rohstoffsektor durchaus Ver-

handlungsmasse. Zum anderen versteht 
es Moskau, sich gekonnt als Alternative 
zum „Westen“ in Szene zu setzen – als 
neutrale Macht ohne jegliche koloniale 
Vergangenheit auf dem Kontinent, die „af-

rikanische Lösungen für afrikanische Pro-
bleme“ fordert und sich als Befürworter ei-
ner auf Souveränität fokussierten 
multipolaren Welt verkauft. Dass Russland 
eine eigene koloniale Geschichte besitzt, 

https://www.zeit.de/thema/afrika
https://www.zeit.de/thema/nato
https://www.zeit.de/thema/europa
https://www.zeit.de/wirtschaft/2022-11/russland-kolonialmacht-ukraine-krieg-afrika
https://www.zeit.de/wirtschaft/2022-11/russland-kolonialmacht-ukraine-krieg-afrika
https://www.zeit.de/wirtschaft/2022-11/russland-kolonialmacht-ukraine-krieg-afrika
https://www.arte.tv/de/videos/109460-035-A/frankreich-vs-russland-informationskrieg-in-der-sahelzone/
https://www.arte.tv/de/videos/109460-035-A/frankreich-vs-russland-informationskrieg-in-der-sahelzone/
https://www.arte.tv/de/videos/109460-035-A/frankreich-vs-russland-informationskrieg-in-der-sahelzone/
https://www.arte.tv/de/videos/109460-035-A/frankreich-vs-russland-informationskrieg-in-der-sahelzone/
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nur eben nicht in Afrika, und die Souve-
ränität anderer Staaten regelmäßig mit 
Füßen tritt, wird unter den Teppich ge-
kehrt.

Perfide nutzt Moskau das Konzept der 
„Guerilla Geopolitics“. Hier wird opportu-
nistisch jede Möglichkeit genutzt, um 
mit wenig Einsatz hohe (politische und 
wirtschaftliche) Erträge zu erzielen. Dies 
geschieht häufig über sogenannte „Pro-
xys“ [Stellvertreter, J. R.] wie die Söldner-
gruppe Wagner und ihre affiliierten En-
titäten, die es dem Kreml erlauben, eine 
direkte Einmischung zu verleugnen und 
Sanktionen zu umgehen. Selbst wenn 
diese Akteure manchmal „auf eigene 
Rechnung“ agieren, so ist davon auszu-
gehen, dass alle Aktivitäten zumindest 
vom Kreml abgenickt worden sind. 

Die genaue Dynamik, nach der russi-
sche Akteure ihren Einfluss vor Ort aus-
bauen, variiert je nach Land, doch ver-
läuft der Deal in der Regel nach dem 
gleichen Muster: Russland stützt die oft-
mals isolierten Regimes militärisch und 
diplomatisch – nicht zuletzt durch sein 
Veto im Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen – und erhält im Gegenzug wirt-
schaftliche Konzessionen, etwa für den 
Abbau von Edelmetallen im Sudan, und 
politischen Einfluss. Dieser Einfluss 
kann sich so äußern, dass Regierungen 
gegen westliche Partner aufgewiegelt 
werden, wie in Mali. Er [sic] kann sogar 
dazu führen, dass ein ehemaliger russi-
scher Geheimagent, Valery Zakharov, 
zum nationalen Sicherheitsberater der 
Zentralafrikanischen Republik ernannt 
wird, dessen Regime auf militärische 
Unterstützung aus Russland baut.

Bei alldem darf man die Handlungs-
macht der afrikanischen Staaten nicht 
unterschätzen. […] Zwar weiß Russland 
sich geschickt zu positionieren und Mög-
lichkeiten zur Einflussnahme zu schaffen; 
doch oft sind es die afrikanischen Regie-
rungen selbst, die russische Unterstüt-
zung suchen – um ihre Verhandlungspo-
sition gegenüber anderen Staaten zu 
stärken oder um ganz einfach an der 
Macht zu bleiben. Russlands Einfluss in 
Afrika ist also vielfältig. Und ebenso viel-
fältig sind die daraus erwachsenden Pro
bleme. Gerade vor dem Hintergrund der 
Energiewende sind Deutschland und Eu-
ropa mehr denn je auf Afrika als Partner 

angewiesen. Die Industrie braucht Kobalt 
und Lithium aus dem Kongo für Autobat-
terien, Wasserstoff aus Namibia als Ener-
gieträger, Kupfer aus Sambia für Kabel 
und Legierungen. Doch um diese Bezie-
hungen nachhaltig und erfolgreich zu ge-
stalten, ist Stabilität erforderlich. Und ge-
nau diese untergraben Moskau und seine 
Komplizen, indem sie autokratische Klep-
tokratien stützen, Konflikte befeuern, so-
ziale Spannung aufheizen und wo mög-
lich einen Keil zwischen uns und unsere 
afrikanischen Partner vor Ort treiben.

Auch geostrategisch lauern Gefahren. 
Putin verschafft sich zunehmend Kon
trolle über wichtige Migrationsrouten 
aus Afrika nach Europa. Dass er bereit 
ist, Migration als Waffe zu nutzen, hat er 
im vergangenen Jahr bewiesen, als er 
Belarus half, Tausende Flüchtlinge über 
die Ostgrenze der Europäischen Union 
zu schicken. Darüber hinaus ist Moskau 
nach wie vor darauf aus, sich permanen-
te Militärbasen entlang der NATO-Süd-
flanke zu sichern, die im Krisenfall ge-
nutzt werden können, um Handels- und 
Nachschubrouten zu unterbrechen.

Um zu verhindern, dass dieser Ein-
fluss weiter zunimmt und die damit ver-
bundenen Risiken stärker zum Tragen 
kommen, muss die deutsche und damit 
auch die europäische Außenpolitik han-
deln. Wenn ein Land sich erst einmal an 
Russland gebunden und westliche Part-
ner „verstoßen“ hat – wie etwa in der 
Zentralafrikanischen Republik oder Mali 
–, ist es extrem schwer, dies umzukeh-
ren. Deshalb gilt es, Beziehungen zu 
wichtigen Partnern auf ein stabiles Fun-
dament zu stellen, um einer solchen Ent-
wicklung vorbeugen zu können.

Das kann durch tiefere handels- und 
sicherheitspolitische Partnerschaften 
geschehen. Faire wirtschaftliche Bezie-
hungen, die es den afrikanischen Staa-
ten ermöglichen, selbst komplexere 
Wertschöpfungsketten aufzubauen, sind 
ein wichtiger Schritt in Richtung einer 
nachhaltigen Stabilität. Trotz vieler eu-
ropäischer Versprechen von wirtschaft-
licher Partnerschaft auf Augenhöhe gibt 
es in dieser Frage einigen Nachholbe-
darf. Im Bereich der Sicherheitspolitik 
sollten die Sorgen westafrikanischer 
Staaten ernst genommen werden, die 
ein Überschwappen des dschihadisti-

schen Terrorismus aus dem Sahel fürch-
ten.

Zusätzlich gilt es, regionale Institutio-
nen wie die Afrikanische Union oder die 
Westafrikanische Wirtschaftsgemein-
schaft (Economic Community of West 
African States, ECOWAS) zu stärken, die 
dazu beitragen können, den Bedarf an 
externen Akteuren in der Konfliktlösung 
zu reduzieren. Auch sollten Deutschland 
und seine demokratischen Partner, in 
Europa und darüber hinaus, Demokratie-
bewegungen und Regierungen, die unse-
re Werte teilen, intensiver unterstützen.

Einer der größten Schwachpunkte in 
der aktuellen Herangehensweise ist die 
strategische Kommunikation. Während 
Russland seine mediale Präsenz in Afri-
ka massiv ausbaut, ist Deutschland weit-
gehend passiv. Sender wie Russia Today 
und „Trollfabriken“, die von russischen 
Akteuren aufgebaut werden, verbreiten 
in Afrika gegen den Westen gerichtete 
Desinformation und heizen Konflikte an 
– und gleichzeitig scheint Deutschland 
kaum bereit, seine eigenen Erfolge offen 
zu kommunizieren, geschweige denn 
russische Fehler. Dabei ließe sich in die-
sem Punkt mit wenig Aufwand einiges 
erreichen. Botschaften und andere deut-
sche beziehungsweise europäische Ak-
teure könnten aktiver in der Kommuni-
kation werden, ohne dass man finanziell 
oder personell massiv aufrüsten müsste. 
[…]

Schließlich müssen wir die Lage auch 
global denken und uns bei der Frage, wel-
che internationalen Akteure in Afrika wel-
che Rolle spielen, neu orientieren. Es gibt 
beispielsweise eine klare Divergenz zwi-
schen chinesischen und russischen Inte-
ressen. Russland schürt Instabilität, von 
der es dann profitieren kann (etwa indem 
es Staaten in Abhängigkeiten treibt oder 
Waffen liefert). China hingegen sieht Af-
rika stärker durch die wirtschaftliche Lin-
se und ist an Sicherheit und Stabilität für 
seine Investments, unter anderem durch 
die „Neue-Seidenstraße-Initiative“ (Belt 
and Road Initiative), interessiert. Diese 
möglichen Bruchstellen könnten wir nut-
zen.

© https://www.kas.de/de/web/die-politi-
sche-meinung/artikel/detail/-/content/
nebenschauplatz (06.03.2023)

 M8 	 �BRUNO CLÉMENT-BOLLÉ: „HISTORISCH GESEHEN BEFINDEN WIR UNS IN EINER  
ZEITENWENDE VON EINEM DOMINIERTEN ZU EINEM SOUVERÄNEN AFRIKA“

Der Leiter der früheren französischen Mi-
litärmission „Licorne“ an der Elfenbeinküs-
te, Bruno Clément-Bollé, […] in einem Bei-
trag in „Le Monde“ [vom 26.01.2023]: 
„Historisch gesehen befinden wir uns in ei-
ner Zeitenwende von einem dominierten 
zu einem souveränen Afrika. Heute ent-
scheiden die Afrikaner selbst; sie haben 

ihre eigenen Lösungen, und dies zu ihren 
Konditionen.“ Der Westen könne in Afrika 
nur bestehen, wenn er das akzeptiert. Das 
erfordere Bescheidenheit, Vertrauen, Groß-
zügigkeit und auch politische Kohärenz: 
Paris könne diesen Ländern nicht mehr 
wie früher Lektionen zur Demokratie ertei-
len und woanders Autokraten stützen.

Quelle: Stefan Brändle: Putin triumphiert 
in Afrika mit Wagner-Hilfe über den 
Westen, in: Frankfurter Rundschau (on-
line) vom 28.01.2023

https://www.fr.de/politik/putin-wagner-
gruppe-europa-frankreich-afrika-de-
muetigung-92053613.html (13.03.2023).

https://www.kas.de/de/web/die-politische-meinung/artikel/detail/-/content/nebenschauplatz
https://www.kas.de/de/web/die-politische-meinung/artikel/detail/-/content/nebenschauplatz
https://www.kas.de/de/web/die-politische-meinung/artikel/detail/-/content/nebenschauplatz
https://www.fr.de/politik/putin-wagner-gruppe-europa-frankreich-afrika-demuetigung-92053613.html
https://www.fr.de/politik/putin-wagner-gruppe-europa-frankreich-afrika-demuetigung-92053613.html
https://www.fr.de/politik/putin-wagner-gruppe-europa-frankreich-afrika-demuetigung-92053613.html
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facht politische Themen und verdeutlicht sie mit vielen Bildern. 
Online gibt es zu den Heften Zusatzmaterialien, Links, Erklär-Filme 
und Lern-Apps.

Bestellung oder Download als PDF, kostenlos (ab 500 g zzgl. Ver-
sand)
Bestellung ausschließlich im Webshop der Landeszentrale für politi-
sche Bildung: www.lpb-bw.de/machs-klar.html
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Telefon: 07 11/16 40 99-0

Öffnungszeiten: 
Mo-Do 	 9 bis 12 Uhr
		  13 bis 15.30 Uhr
Fr 	 9 bis 12 Uhr

Außenstelle Freiburg
Bertoldstraße 55
79098 Freiburg
Telefon: 07 61/2 07 73-0

Öffnungszeiten: 
Di/Do 	 9 bis 17 Uhr

Außenstelle Heidelberg
Plöck 22
69117 Heidelberg
Telefon: 0 62 21/60 78-0

Öffnungszeiten: 
Di/Do 	 10 bis 17 Uhr 
Mi 	 13 bis 17 Uhr

LpB-Shops/
Publikationsausgaben

Demokratie erinnern
Historisch-politische Identitätsbildung 
im deutschen Südwesten
Hrsg.: Bernd Braun, Frank Engehausen, Sibylle Thelen, Reinhold Weber 

Die Demokratie wurde den Deutschen 
nicht in die Wiege gelegt. Sie wurde in 
einem langwierigen Prozess erstritten und 
erkämpft. Erinnerung und Gedenken an  
diese Entwicklung, an die Demokratie und
ihre Errungenschaften haben ihre eigene 
Geschichte.

Dieser Band zeichnet die demokratische Erinnerungskultur im
deutschen Südwesten seit Beginn des 19. Jahrhunderts nach und
würdigt zugleich die erfolgreiche, aber hart umkämpfte Etablierung
einer demokratischen und freiheitlichen Verfassungsordnung.

9 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop
E-Book (kostenlos) unter www.lpb-bw.de/e-books.html

DEMOKRATIE IN KRISENZEITEN - 
HERAUSFORDERUNGEN  
UND CHANCEN 
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Für alle, die mehr wissen wollen – die Zeitschriften der Landeszentrale für politische Bildung BW

• BÜRGER & STAAT – Zeitschrift für Multiplikatoren politischer Bildung,  
www.buergerundstaat.de

• DEUTSCHLAND & EUROPA – Zeitschrift für Politik, Geschichte und Wirtschaft, 
www.deutschlandundeuropa.de

• POLITIK & UNTERRICHT – Zeitschrift für die Praxis der politischen Bildung,  
www.politikundunterricht.de

Bestellung oder Download als PDF, kostenlos (ab 500 g zzgl. Versand). Bestellung 
ausschließlich im Webshop der Landeszentrale: www.lpb-bw.de/zeitschriften.html

Ressourcen gerecht und zukunftsorientiert gedacht
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Die Demokratie wurde den Deutschen nicht in die Wiege gelegt.  
Sie wurde in einem langwierigen Prozess erstritten und erkämpft.  
Erinnerung und Gedenken an diese Entwicklung, an die Demokratie und 
ihre Errungenschaften haben ihre eigene Geschichte. 

Dieser Band zeichnet die demokratische Erinnerungskultur im  
deutschen Südwesten seit Beginn des 19. Jahrhunderts nach und  
würdigt zugleich die erfolgreiche, aber hart umkämpfte Etablierung 
einer demokratischen und freiheitlichen Verfassungsordnung.

9 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop  
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Historisch-politische Identitätsbildung  
im deutschen Südwesten

Hrsg. von Bernd Braun, Frank Engehausen,  
Sibylle Thelen und Reinhold Weber

Demokratie erinnern

Die Demokratie wurde den Deutschen nicht in die Wiege gelegt. 
Sie wurde in einem langwierigen Prozess erstritten und erkämpft. 
Erinnerung und Gedenken an diese Entwicklung, an die Demo-
kratie und ihre Errungenschaften haben ihre eigene Geschichte. 
Dieser Band zeichnet die demokratische Erinnerungskultur im 
deutschen Südwesten seit Beginn des 19. Jahrhunderts nach und 
würdigt zugleich die erfolgreiche, aber hart umkämpfte Etablierung 
einer demokratischen und freiheitlichen Verfassungsordnung.

Die Herausgeber:
Prof. Dr. Bernd Braun ist Geschäftsführer und Vorstandsmitglied der Stiftung 
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte in Heidelberg.
Prof. Dr. Frank Engehausen ist außerplanmäßiger Professor für Neuere Geschichte 
am Historischen Seminar der Universität Heidelberg.
Sibylle Thelen ist Direktorin in der Doppelspitze der Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg.
Prof. Dr. Reinhold Weber ist Stellvertretender Direktor der Landeszentrale für 
politische Bildung Baden-Württemberg.
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Historisch-politische Identitätsbildung im  
deutschen Südwesten

Hrsg.: Bernd Braun, Frank Engehausen, Sibylle Thelen, Reinhold Weber



Die Ausgaben der Zeitschrift  
finden Sie im Internet zum kos-
tenlosen Download auf der Seite 
www.deutschlandundeuropa.de 

Druckausgaben neuerer Hefte können Sie (auch im Klassensatz) im Webshop 
der Landeszentrale www.lpb-bw.de/shop bestellen. Die Hefte sind kostenlos. 
Ab einem Sendungsgewicht von 500 g wird eine Versandkostenpauschale 
berechnet. Keine Bestellung per Telefon, Post, Fax oder E-Mail. 
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